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The recent wars have revealed how strained the re-

lationship between Africa and the West is. After 
Russia‘s invasion of Ukraine, the USA and the EU ho-
ped that the countries south of the Mediterranean 
would side with them and unanimously condemn 
Putin‘s aggression. Not all of them did so.

Then came the Hamas attack on Israel on October 7 
and Israels offensive in Gaza. Now South Africa is ta-
king Israel to the International Court of Justice for ge-
nocide, and many other countries in the Global South 
are entirely unsympathetic to Israel‘s reactions. They 
consider the West blind to the suffering of the Pales-
tinians. For many people in Africa, it seems all too 
obvious that the West applies double standards and 
is indifferent to their pain. The war in Sudan flared 
up in 2023, there are weather disasters and famines 
in East Africa – and many people ask themselves: do 
people in Europe care if the lives of millions of Afri-
cans are threatened?

The anti-colonial mood on the continent is being 
fueled by these developments. The conflict over Co-
vid vaccines during the pandemic had already dama-
ged relations with the West.

The consequences are becoming evermore obvious. 
People are increasingly unwilling to rely on the West 
in the fight against jihad – one of the most pressing 
problems in the Sahel. Russia appears to be a more 
suitable partner – not just for the new coup govern-
ments. The Wagner Group offers military coopera-
tion without the baggage of a colonial past. Similarly, 
China is exchanging infrastructure for access to raw 
materials and markets – and has established a strong 
presence in Africa.

The European nations want the same, but expect 
even more: in addition to migration control, they also 
call for  ”good governance“. However, in the context of 
colonial history, many Africans consider it hypocri-
tical when EU diplomacy flies the ethical flag – while 
at the same time allowing Africans to drown on their 
doorstep.

It is not an easy time for the relationship between 
those neighboring continents, which share a common 
history. Do they also have a common future? And what 
could it look like?

Europe has strong interests, it offers cooperation 
and can help Africa where the continent needs sup-
port. However, it find itself in increasing competition 
with China, Russia, Turkey and the Gulf states, which 
are seeking access and influence more than ever.

What do people in Africa think about this compe-
tition between global powers? And what do Africans 
themselves want? The participants of the 4th taz Pan-
ter Africa Workshop have engaged with these ques-
tions since June 2023. This magazine is the outcome. 
We hope you enjoy the read.

 Christian Jakob & Ole Schulz

Es waren die neuen Kriege, die jüngst zeigten, wie 
belastet das Verhältnis zwischen Afrika und dem 

Westen ist. Nach Russlands Überfall auf die Ukraine 
hofften die USA und die EU, die Länder südlich des 
Mittelmeeres würden sich an ihre Seite stellen und 
Putins Aggression einhellig verurteilen. Doch längst 
nicht alle taten dies.

Dann kam der Überfall der Hamas auf Israel am 7. 
Oktober und dessen Offensive in Gaza. Südafrika ver-
klagt Israel wegen Völkermord vor dem Internationa-
len Strafgerichtshof, und auch vielen anderen Län-
dern des Globalen Südens fehlt jedes Verständnis für 
Israels Vorgehen in Gaza. Den Westen sehen sie dabei 
als blind für das Leid der Palästinenser:innen. Vielen 
Menschen im Süden der Welt scheint klar: Der Wes-
ten misst mit zweierlei Maß, ist gleichgültig gegen-
über ihrem Schmerz. Der 2023 wieder aufgeflammte 
Krieg im Sudan, die Wetterkatastrophen und Hun-
gersnöte in Ostafrika – viele fragen sich: interessiert 
es die Menschen hier, wenn dort Millionen vom Tod 
bedroht sind? Die antikoloniale Stimmung in Afrika 
wird so befeuert. Auch der Konflikt um die Covid-
Impfstoffe während der Pandemie hatte das Verhält-
nis zum Westen beschädigt. Die Folgen sind deutlich. 
Auf den Westen will man sich heute bei der Bekämp-
fung des Dschihad – einem der drängendsten Prob-
leme im Sahel – oft nicht mehr verlassen. Russland 
scheint nicht nur den neuen Putsch-Regierungen ein 
geeigneterer Partner. Die Wagner-Gruppe bietet ver-
meintlich militärische Hilfe, ohne den Ballast einer 
kolonialen Vergangenheit. Davon frei ist auch China. 
Es tauscht Infrastruktur gegen den Zugriff auf Roh-
stoffe und den Zugang zu Märkten – und wird in Af-
rika so immer stärker.

Die Europäer wollen dasselbe, aber immer noch 
mehr: neben Migrationskontrolle auch „Good Gover-
nance“. Doch vielen Afri ka ne r:in nen scheint es an-
gesichts der Kolonialgeschichte verlogen, wenn die 
EU-Diplomatie heute die Moral hochhält – und die 
Menschen aus Afrika gleichzeitig vor ihrer Haustür 
ertrinken lässt.

Es ist keine leichte Zeit für das Verhältnis der bei-
den Kontinente, die Nachbarn sind und eine gemein-
same Geschichte teilen. Haben sie auch eine gemein-
same Zukunft? Und wie könnte die aussehen? Europa 
hat harte Interessen, und es kann Afrika dort helfen, 
wo der Kontinent Unterstützung nötig hat. Doch da-
bei steht es in einer sich verschärfenden Konkurrenz 
zu China, Russland, der Türkei, den Golfstaaten, die 
heute mehr denn je ihrerseits Zugang und Einfluss 
suchen. Was denken die Menschen in Afrika über die-
sen Wettbewerb globaler Mächte? Und: Was wollen die 
Afri ka ne r:in nen selber? Darüber haben sich die Teil-
neh me r:in nen des 4. taz Panter Afrika Workshops Ge-
danken gemacht. Entstanden ist dabei dieses Maga-
zin. Wir wünschen eine interessante Lektüre!

 Christian Jakob & Ole Schulz

not an easy time  
for the relationship 
between Africa and 
Europe

keine leichte Zeit für 
das Verhältnis von 
Afrika und Europa
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On neutral ground

Auf neutralem  
Terrain 

Mizero Chrispin
Ruanda
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Die „Schweiz Afrikas“ wird Ruanda bisweilen genannt und das 
hört man im Land nicht ungern: Für ostafrikanische Verhält-

nisse ist Ruanda schließlich wohlhabend, es geht hier stabil zu 
und gebirgig, grün und dicht besiedelt ist es auch. Doch es gibt 
noch eine weitere Parallele zwischen der Schweiz und dem klei-
nen ostafrikanischen Land: Eine spezielle Form der Neutralität. 
Es ist eine äquidistante Kooperation mit den globalen Machtblö-
cken. China, Russland, der Westen – wo es Vorteile bringt, wird 
mit allen zusammen gearbeitet, ohne sich in einseitige Abhän-
gigkeit zu begeben.

„Europa und Afrika sind Nachbarn, die ein gemeinsames Ver-
ständnis zahlreicher Schlüsselinteressen in den Bereichen Sicher-
heit, Migration, Umwelt, Handel und Investitionen haben“, sagte 
Ruandas Präsident Paul Kagame auf dem EU-Afrika-Gipfel 2017 
in Abidjan. Bei einer Reise nach Westafrika 2023, nach einer Se-
rie russlandfreundlicher Militärputsche in der Region, sagte Ka-
game: „Man hört immer wieder, dass sich die Menschen über die 
Präsenz Chinas und Russlands in Afrika beschweren. Aber was 
ist mit ihnen, und welches Recht haben sie, in Afrika zu sein, das 
andere nicht haben?“

Das umreißt, welchen Weg das Land heute nimmt: Es ist eine 
relativ neutrale Außenpolitik im Kontext des globalen Machtwett-
bewerbs in Afrika. Dieser diplomatische Pragmatismus soll die 
wirtschaftliche Entwicklung und die regionale Stabilität wahren.

Ruanda hat eine komplexe Geschichte, die vor allem durch 
den Völkermord an den Tutsi im Jahr 1994 geprägt ist, bei dem 
innerhalb von 100 Tagen mehr als eine Million Tutsi und einige 
gemäßigte Hutu sowie Ausländer getötet wurden. „Die Tragö-
die hat die Außenpolitik des Landes beeinflusst“, sagt der Polito-
loge Ismael Buchanan von der Universität Ruanda. Die habe sich 
„eher auf Versöhnung, Stabilität und wirtschaftliche Entwicklung 
konzentriert, als sich an eine bestimmte Weltmacht zu binden“.

Während einige afrikanische Länder vor allem auf die Aus-
beutung natürlicher Ressourcen setzen, versuchen andere Vor-
teile aus politischen oder militärischen Allianzen zu ziehen. Das 
„Land der tausend Hügel“, wie Ruanda ebenfalls genannt wird, 
habe sich indes für Neutralität entschieden, um Investitionen 
aus verschiedenen Teilen der Welt anzuziehen, sagt Buchanan. 
Indem es sich nicht zu eng an einen Machtblock bindet, habe es 
Beziehungen zu vielen Nationen für die eigene wirtschaftliche 
Entwicklung nutzen können.

Ruanda liegt in der Region der Großen Seen, die für Konflikte 
und politische Instabilität bekannt ist. Eine neutrale Haltung sei 
in einem solchem Umfeld von Vorteil, um Stabilität zu wahren 
und Konfliktlösung zu erleichtern. „Es vermeidet den Eindruck, 
eine bestimmte Seite zu bevorzugen.“

Obwohl es ein kleines Land ist, engagiert Ruanda sich in in-
ternationalen Organisationen und setzt sich für Multilateralis-
mus ein. „Das macht es leichter, globale Herausforderungen wie 
den Klimawandel und die Armut anzugehen und Partnerschaf-
ten aufzubauen, ohne in geopolitischen Rivalitäten Partei ergrei-
fen zu müssen“, sagt Buchanan. Und so bevorzugt Ruandas Regie-
rung nach eigenem Bekunden eine pragmatische Diplomatie, die 
die Interessen des Landes über geopolitischer Erwägungen stelle.

Kagame habe dabei, so Buchanan,   ein beträchtliches Wirt-
schaftswachstum und eine effiziente Regierungsführung vor-
zuweisen, womit das Land heute anderen afrikanischen Staaten 
als Beispiel diene – auch, um sich gegenüber dem Einfluss der in 
Afrika konkurrierenden globalen Mächte zu behaupten. So ver-

Rwanda is sometimes referred to as the  “Switzerland of Africa“ 
– a description somewhat welcomed in the country. By East 

African standards, Rwanda is prosperous, stable, mountainous, 
green and densely populated. But there is another parallel be-
tween Switzerland and the small country: a special form of neu-
trality, a way of cooperating with the global power blocs while 
keeping an equal distance from them all. China, Russia, the West 
– wherever it is advantageous, cooperation with these powers 
is possible, without becoming unilaterally dependent on any.

“Europe and Africa are neighbors who share a common un-
derstanding of many key interests in the areas of security, migra-
tion, environment, trade and investment“, said Rwandan Presi-
dent Paul Kagame at the 2017 EU-Africa Summit in Abidjan. Dur-
ing a trip to West Africa in 2023, after a series of Russia-friendly 
military coups in the region, Kagame said: “You always hear peo-
ple complaining about the presence of China and Russia in Af-
rica. But what about them, and what right do they have to be in 
Africa that others don‘t have?“

This outlines the path the country is currently on: Pursuing 
the art of a relatively neutral foreign policy while global pow-
ers are competing for influence in Africa. This diplomatic prag-
matism is intended to safeguard economic development and 
regional stability.

Rwanda has a complex history, marked above all by the geno-
cide in 1994, in which more than a million Tutsi and some mod-
erate Hutu as well as foreigners were killed within 100 days. “The 
tragedy has influenced the country‘s foreign policy,“ says polit-
ical scientist Ismael Buchanan from the University of Rwanda. 
It has “focused on reconciliation, stability and economic devel-
opment rather than tying itself to a particular world power“.

While some African countries primarily turn to the exploita-
tion of their natural resources, others seek their advantage 
through political or military alliances. The “land of a thousand 
hills“, as Rwanda is also known, has opted for neutrality in order 
to attract investment from different parts of the world, says Bu-
chanan. By not tying itself too closely to one world power, it has 
been able to maintain relationships with various nations while 
pursuing its own economic development.

Rwanda is located in the Great Lakes region of Africa, which 
is marked by conflict and political instability. In this environ-
ment, a neutral stance is advantageous in order to maintain sta-
bility and facilitate conflict resolution. “It avoids the impression 
of favoring one side.“

Although Rwanda is a small African country, it engages with 
international organizations and is committed to multilateral-
ism. “This makes it easier to tackle global challenges such as cli-
mate change and poverty and to build partnerships without tak-
ing sides in geopolitical rivalries,“ says Buchanan. And so, by his 
own admission, Rwandas government prefers pragmatic diplo-
macy that prioritizes the country‘s interests rather than geopo-
litical considerations.

It has achieved considerable economic growth and efficient 
governance, making the country an example for other African 
states today – also when it comes to asserting itself against the 
influence of the global powers competing in Africa. Rwanda has 
been able to use cooperation with Russia, China and the Euro-
pean Union for its own development.
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Die Tragödie des Völkermords 
an den Tutsi 1994 hat die Außen-
politik Ruandas beeinflusst

“The tragedy of the  
genocide against Tutsi 
1994 has influenced  
Rwanda´s foreign policy“

Mit einer äquidistanten Außenpolitik will 
Ruanda seine wirtschaftliche Entwicklung 
und die regionale Stabilität sichern

Rwanda aims to preserve its economic 
development and regional stability 
with a relatively neutral foreign policy



mochte Ruanda von der  Zusammenarbeit sowohl mit Russland, 
China und der Europäischen Union zu profitieren.

So hat China erhebliche Investitionen in Schlüsselsektoren ge-
tätigt – im Bau- und Energiewesen, in der Landwirtschaft und Te-
lekommunikation. Das Land hat Straßen, Stadien und das Kon-
gresszentrum von Kigali finanziert und gebaut, chinesische 
Unternehmen haben in ruandische Firmen investiert und Ar-
beitsplätze geschaffen. Auf der zweiten Jobmesse der Rwanda-
China Alumni Organization im September 2023 in Kigali, lobte 
Chinas Botschafter Wang Xuekun die Karrierechancen von Ru-
andern, die in seinem Land studiert haben. „Heutzutage kom-
men immer mehr chinesische Unternehmen nach Ruanda und 
suchen nach Investitionsmöglichkeiten“, sagte Xuekun. Die be-
treffe nicht nur traditionelle Bereiche wie Infrastruktur, Produk-
tion und Transport, sondern auch neue Sektoren wie E-Commerce 
oder Kommunikation.

Auch Russland hat zum Wohlstand Ruandas beigetragen, wenn-
gleich in geringerem Maße als China. Russische Unternehmen 
investierten in Bergbau, Energie und Bildung und Chancen bei 
der Mineraliengewinnung erkundet. Das Land hat Bildungsini-
tiativen in Ruanda unterstützt, Stipendien und technische Hilfe 
für Forschungseinrichtungen und Unternehmen getätigt. Im Juni 
2023 wurde in Kigali der „Russland-Tag“ begangen. Moskaus Bot-
schafter Chalyan Karén Drastamatovich wies auf den „allmähli-
chen, kontiniuierlichen“ Fortschritt der Beziehungen in den ver-
gangenen 20 Jahren hin: In der Diplomatie, bei der Ausbildung 
von Personal, im Verteidigungsbereich oder bei der Digitalisie-
rung. 2023 etwa habe sich die Zahl der Stipendien der russischen 
Regierung für ruandische Studierende verdoppelt. Zudem hät-
ten die beiden Länder „die ersten guten Schritte zur Wiederbe-
lebung unserer Zusammenarbeit im Bereich der Medizin und 
insbesondere der biomedizinischen Forschung unternommen“, 
sagte Drastamatovich.

„Sowohl Russland als auch China sehen Afrika, inklusive Ru-
anda, als wichtigen strategischen Partner“, sagt der Politologe Is-
mael Buchanan. „Durch Investitionen und Partnerschaften ver-
suchen sie, Zugang zu Ressourcen zu erhalten, die Märkte für 
ihre Produkte zu erweitern und ihren globalen Einfluss zu ver-
größern.“

Darin unterscheiden sie sich nicht von der EU. Auch sie ist ein 
wichtiger Partner und trug mit Investitionen und Finanzhilfe zur 
Armutsbekämpfung, der Entwicklung des Agrarsektors oder der 
Infrastruktur zum Wirtschaftwachstum in Ruanda bei. Bei der 
EU spielt indes immer auch die „gute Regierungsführung“ eine 
Rolle: Brüssel achtet auf Rechtsstaatlichkeit, finanziert Projekte 
zur Stärkung der Institutionen, der Menschenrechte oder der Kor-
ruptionsbekämpfung. 2022 sagte Brüssel Ruanda im Rahmen ei-
ner neuen Kooperationsstrategie rund 260 Millionen Euro bis 
2026 zu. Dies sei Ausdruck einer „Partnerschaft, um den von uns 
beiden gewünschten Wandel herbeizuführen“, lobte Ruandas Fi-
nanzminister Uzziel Ndagijimana.

In Ruanda zeigt sich welche wirtschaftlichen Vorteile die 
Blockfreiheit haben kann – und welche Möglichkeiten sie bie-
tet, um eine Rolle als Vermittler in regionalen Konflikten ein-
zunehmen. Erkauft sind diese Möglichkeiten mit begrenztem 
Schutz, teilweise eingeschränktem Zugang zu Ressourcen und 
einer kraftraubenden Diplomatie.

Doch nur mit einer solche könne sich Afrika im Wettbewerb 
der Mächte behaupten, glaubt der Politologe Ismael Buchanan. 
„Der Kontinent verfügt über enorme ungenutzte Ressourcen und 
eine große, junge Bevölkerung, die einen wichtigen Beitrag zu sei-
ner Entwicklung leisten kann.“ Doch dazu müssen die afrikani-
schen Staaten ihre eigenen Interessen in den Vordergrund stellen.

China has invested heavily in key sectors such as construc-
tion, energy, agriculture and telecommunications. The country 
has financed and built roads, stadiums and the congress center 
in Kigali, Chinese companies have invested in Rwandan compa-
nies and created jobs. At the second job fair of the Rwanda-China 
Alumni Organization in September 2023 in Kigali, China‘s Am-
bassador Wang Xuekun praised career opportunities for Rwan-
dans who have studied in China. “Nowadays, more and more Chi-
nese companies are coming to Rwanda looking for investment 
opportunities,“ said Xuekun. This not only affects traditional 
fields such as infrastructure, production and transportation, but 
also new areas such as e-commerce and communication.

Russia has also contributed to Rwanda‘s prosperity, albeit to 
a lesser extent than China. Russian companies have invested in 
mining, energy and education and explored opportunities in 
mineral extraction. The country has supported educational in-
itiatives in Rwanda, provided scholarships and technical assis-
tance to research institutions and companies. In June 2023, “Rus-
sia Day“ was celebrated in Kigali. Moscow‘s ambassador Chalyan 
Karén Drastamatovich pointed out the “gradual, continuous“ 
progress of relations over the past 20 years in areas such as di-
plomacy, training of personnel, in the defence sector or digi-
talization. In 2023, for example, the number of scholarships for 
Rwandan students by the Russian government doubled. The two 
countries had also “ taken the first good steps towards reviving 
our cooperation in the field of medicine and biomedical research 
in particular“, said Drastamatovich.

“Both Russia and China see Africa, including Rwanda, as an 
important strategic partner“, says political scientist Ismael Bu-
chanan. “Through investment and partnerships, they seek ac-
cess to resources, expand markets for their products and in-
crease their global influence.“

In this respect, they are no different from the EU, which is 
also an important partner and has contributed to the growth 
of the Rwandan economy with investments and financial aid 
for poverty reduction as well as the development of the private 
agricultural sector and infrastructure. However, “good govern-
ance“ is always an issue for the EU: Brussels pays attention to 
the rule of law and finances projects to strengthen institutions, 
human rights and the fight against corruption. In 2022, Brussels 
pledged to support Rwanda with 260 million euros until 2026 
as part of a new cooperation strategy. This is an expression of a 
“partnership to bring about the change we both want“, praised 
Rwanda‘s Finance Minister Uzziel Ndagijimana.

Rwanda shows the economic advantages of non-alignment – 
and the opportunities it offers when it comes to acting as a medi-
ator in regional conflicts. These opportunities come at the price 
of limited protection, energy-sapping diplomacy and at times 
also restricted access to resources. However, Africa can only as-
sert itself in the competition between powers if it follows this 
kind of diplomacy. “The continent has enormous untapped re-
sources and a large, young population that can make an impor-
tant contribution to its development“, says political scientist Is-
mael Buchanan. But to do so, the African states have to put their 
own interests first.
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„Ruandas Regierung bevorzugt 
eine pragmatische Dipolmatie“

“The government of Rwanda 
prefers pragmatic diplomacy 
that prioritizes the country‘s 
interests rather than  
geopolitical considerations“



Friedensoase 
in Gefahr
Oasis of peace in danger

Murtala Issah 
Ghana

Sein eigenes Land wurde bisher weitgehend verschont. Doch 
der Terrorismus „bereitet allen Regierungen Westafrikas 

große Sorgen“, sagte Nana Akufo-Addo, der Präsident Ghanas, 
bei einem Besuch des deutschen Bundeskanzlers Olaf Scholz 
Ende Oktober 2023. Die gesamte Region sei aufgrund des is-
lamistischen Terrors instabil geworden. Innerhalb der letzten 
zehn Jahre habe sich die Bedrohung Richtung Süden und Os-
ten ausgeweitet.

„Mittlerweile müssen alle Länder Westafrikas erhebliche Vor-
sichtsmaßnahmen treffen, um möglichen Angriffen von Terro-
risten entgegenzuwirken“, sagte Akufo-Addo. Von Deutschland 
erhoffe er sich dabei Unterstützung – militärische Ressourcen 
und Hilfe bei der Aufklärung, so Akufo-Addo.

Ghana gilt als Oase des Friedens und der Stabilität in einer 
Region, die von Konflikten und politischen Unruhen geplagt ist. 
Doch heute sieht auch Ghana sich der Bedrohung durch gewalttä-
tige Extremisten ausgesetzt. Obwohl das Land bisher noch nicht 
angegriffen wurde, warnen Sicherheitsexperten, dass die in der 
Sahelzone operierenden Terrororganisationen die westafrika-
nischen Küstenstaaten, darunter auch Ghana, im Visier haben.

Das West African Center for Counter Extremism (WACCE), das 
zu gewalttätigem Extremismus in Westafrika forscht, hält vor 
allem den Norden Ghanas für bedroht. WACCE-Direktor Mun-
taru Mumuni Muqtar sagt, die „Kombination aus durchlässi-
gen Grenzen, ethnischen und religiösen Missständen, sozialen 
und wirtschaftlichen Herausforderungen bereitet den Sicher-
heitsexperten in Ghana große Sorgen“. Es gebe ein großes Ent-
wicklungsgefälle zwischen dem schwach entwickelten Norden 
und dem Süden Ghanas Die Jugend im Norden sei daher an-

His own country has been largely spared so far. However, 
terrorism “is a major concern for all West African govern-

ments“, said Nana Akufo-Addo, the President of Ghana, during 
a visit by German Chancellor Olaf Scholz at the end of October 
2023. The entire region has become unstable due to Islamist 
terrorism. Over the last ten years, the threat has spread to the 
south and east. “All countries in West Africa now have to take 
considerable precautionary measures to counter possible ter-
rorist attacks,“ said Akufo-Addo. He is hoping for support from 
Germany – military resources and help with reconnaissance, 
said Akufo-Addo.

Ghana is regarded as an oasis of peace and stability in a re-
gion that is often plagued by conflict and political unrest. To-
day, however, Ghana also faces the threat of violent extremists. 
Although the country has not yet been targeted, security ex-
perts warn that terrorist organizations operating in the Sahel re-
gion are targeting West African coastal states, including Ghana.

The West African Center for Counter Extremism (WACCE), 
which conducts research into violent extremism in West Africa, 
believes that the north of Ghana in particular is under threat. 
WACCE Director Muntaru Mumuni Muqtar says that the “com-
bination of porous borders, ethnic and religious grievances, so-
cial and economic challenges is of great concern to security ex-
perts in Ghana.“ There is a large development gap between the 
underdeveloped north and south of Ghana The youth in the 
north are therefore more susceptible to radicalization. “There 
are fewer job opportunities in the north of Ghana. This opens 
young people up to recruitment by violent extremist organiza-
tions,“ says Muqtar.
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Ghana galt als Hort der Stabilität in 
Westafrika, sieht sich aber einer wachsenden 
Bedrohung durch den Dschihad ausgesetzt

Ghana is considered a haven of 
stability, but now faces threats 
from violent extremists



fälliger für Radikalisierung. „Im Norden Ghanas gibt es weni-
ger Beschäftigungsmöglichkeiten. Das erleichtert die Rekrutie-
rung der Jugend durch gewalttätige extremistische Organisati-
onen“, so Muqtar.

In Ghanas Nachbarstaaten Guinea, Togo und der Elfenbein-
küste wurden seit 2016 mehrere tödliche Anschläge verübt. 
Große Teile von Burkina Faso, Ghanas Nachbar im Norden, wer-
den von Terrorgruppen kontrolliert, ebenso Niger und Mali.

Die Gewalt in Burkina Faso hat über zwei Millionen Menschen 
vertrieben, von denen ein Teil nun als Flüchtlinge in Gemeinden 
im Norden Ghanas lebt. Einige von ihnen berichteten, dass be-
waffnete Männer ihre Dörfer überfallen, die Männer ihrer Ge-
meinden getötet und ihre Häuser angezündet haben.

Der deutsche Botschafter in Ghana, Daniel Krull, der Flücht-
lingslager in der Upper East Region Ghanas besuchte, sieht drin-
genden Handlungsbedarf. Doch es sei von zentraler Bedeutung, 
dass jede Lösung in der Region „von Afrikanern für Afrikaner 
entwickelt, von Afrikanern getragen und von Afrikanern um-
gesetzt wird“, sagt Krull.

Im Kampf gegen den gewalttätigen Extremismus hat das Land 
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, darunter eine Kampagne 
mit dem Titel „Sieh‘ etwas, sag‘ etwas“. Sie soll die Bür ge r:in nen  
sensibilisieren. Ghanas Sicherheitsminister Albert Kan Dapaah 
sagt, er zähle darauf, dass die Öffentlichkeit die Sicherheitsbe-
hörden dabei unterstütze, das Anschlagsrisiko zu senken.

Ghana hat sich an mulitnationalen Militäroperationen betei-
ligt, bei denen Hunderte mutmaßlicher Terroristen entlang der 
Grenzen zu Burkina Faso, Togo und der Elfenbeinküste festge-
nommen wurden. Die Finanzierung solcher Maßnahmen ist für 
Ghana und seine Nachbarländer eine große Herausforderung.

Die EU startete im Juli 2022 das NORPREVSEC-Programm ge-
gen Gewalt bei Wahlen und um die Nordgrenze gegen Terroristen 
zu sichern. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Nationalen Kom-
mission für politische Bildung, die Aufklärungsarbeit leisten 
soll. Unter anderem werden Jour na lis t:in nen geschult, um bes-
ser über die Bedrohung durch gewalttätige Extremisten berich-
ten zu können. Gleichzeitig sollen 
die Medien der Radika-
lisierung der Ju-
gend entge-
genwir-
ken. 

Several deadly attacks have been carried out in Ghana‘s neigh-
boring states of Guinea, Togo and Côte d‘Ivoire since 2016. Large 
parts of Burkina Faso, Ghana‘s neighbor to the north, are cont-
rolled by terrorist groups, as are Niger and Mali.

The violence in Burkina Faso has displaced over two million 
people, some of whom are now living as refugees in communi-
ties in northern Ghana. Some of them have reported that armed 
men have attacked their villages, killed the men in their commu-
nities and set fire to their homes.

The German ambassador to Ghana, Daniel Krull, who visited 
refugee camps in the Upper East Region of Ghana, sees an urgent 
need for action. However, it is of central importance that any so-
lution in the region is developed by Africans for Africans, suppor-
ted by Africans and implemented by Africans.“

In the fight against violent extremism, the country has taken a 
number of measures, including a campaign called “See something, 
say something“. It aims to sensitize citizens. Ghana‘s Security Mi-
nister Albert Kan Dapaah said he is counting on the public to help 
the state security agencies reduce the risk of an attack.

Ghana has been involved in multi-national military opera-
tions in which hundreds of suspected terrorists have been arres-
ted along the borders with Burkina Faso, Togo and Côte d‘Ivoire. 
Financing such operations is a major challenge for Ghana and its 
neighboring countries.

The EU launched the NORPREVSEC program in July 2022 to sup-
port Ghana in the fight against electoral violence and to secure 
the northern borders against violent extremists.

One focus is on the NCCE: It is to carry out educational work. 
Among other things, journalists are being trained to report bet-

ter on the threat posed by violent extremists. At the same 
time, the media should counteract the radicaliza-

tion of young people. There are also correspon-
ding training courses for student teachers.

The second element of the EU pro-
ject aims to strengthen civil society. 

The Swiss-based NGO Coginta is in 
charge here. It is trying to train 

and strengthen actors such as 
the “House of Chiefs“, an as-

sociation of local leaders, 
in the fight against vio-

lent extremism. “In the 
north, we are already 

dealing with conflicts 
between chiefs, lan-
downers and far-
mers,“ says Co-
ginta team leader 
Father Clement 
Apengnuo. “It is 
in the interest of 
the international 
community, in-
cluding the EU, 
to help Ghana 
tackle this prob-
lem.“

The 10 million 
euro NORPREVSEC 

“There are fewer job 
opportunities in the north 
of Ghana. This opens young 
people up to recruitment 
by extremists“
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Auch für Lehramts-Studierende gibt es entsprechende Fort-
bildungsangebote.

Das zweite Element des EU-Projekts zielt auf die 
Stärkung der Zivilgesellschaft. Federführend 
ist hier die in der Schweiz ansässige NGO Co-
ginta. Sie versucht, Akteure wie das „House 
of Chiefs“, ein Zusammenschluss lokaler 
Führer, im Kampf gegen den gewalttäti-
gen Extremismus fortzubilden und zu 
stärken. „Im Norden haben wir es mit 
Konflikten zwischen Häuptlingen, 
Landbesitzern und Bauern zu tun“, 
sagt der Coginta-Teamleiter Father 
Clement Apengnuo. „Es liegt im 
Interesse der internationalen Ge-
meinschaft, einschließlich der EU, 
Ghana bei der Bewältigung dieses 
Problems zu helfen.“

Die mit zehn Millionen Euro 
ausgestattete NORPREVSEC-Initi-
ative sei nur „ein Tropfen auf den 
heißen Stein“, sagt der ghanaische 
Sicherheitsanalyst Adib Saani, Di-
rektor des Jatikay Center for Human 
Security. „Ghana steht am Scheide-
weg“, so Saani. Das Land sei zum „Puffer 
zwischen den Terroristen und der freien 
Welt“ geworden und brauche Unterstüt-
zung. Die ghanaische Regierung könne dies 
nicht allein schaffen und brauche mehr Mittel. 
Statt staatliche Stellen wie die „enttäuschende“ 
Bildungskommission NCCE zu finanzieren, sollten 
die Mittel direkt an Partner aus der Zivilgesellschaft 
fließen. Zudem müsste mehr in die Verbesserung der Le-
bensbedingungen und der Rechte von Minderheitengruppen 
wie den Fulbe investiert werden.

2023 legte die EU nach. Im August wurde bekannt, dass ab 
Herbst eine „zivil-militärische Mission“ am Golf von Guinea 
starten soll. Dafür werden Polizisten und Soldaten nach Ghana, 
Togo, Benin und die Elfenbeinküste geschickt. Unter anderem 
sollen sie „Einsatzvorbereitungstraining“ für Anti-Terror-Mis-
sionen anbieten.

Im Oktober lieferte die EU 105 gepanzerte Fahrzeuge nach 
Ghana. „Die Sahelzone und der Golf von Guinea werden eben-
falls entscheidend für unsere Zukunft sein,“ sagte der EU-Au-
ßenbeauftragte Josep Borell. Ghana sei „bei der Förderung von 
Demokratie, Frieden und regionaler Stabilität ein wichtiger Part-
ner“. In den folgenden Monaten würden „Aufklärungs- und Über-
wachungssysteme“, „Systeme für die elektronische Kriegsfüh-
rung“ sowie Ausrüstung für die Kampfmittelbeseitigung und 
die Militärtechnik nach Ghana geschickt.

Ein wachsender Faktor in Afrika ist derweil die russische Söld-
nertruppe Wagner. Dass Ghana „in letzter Zeit eine pro-west-
liche Haltung eingenommen hat, könnte ein kleines Problem 
für Russland darstellen“, sagt der Analyst Adib Saani. „Aber ich 
bezweifle stark, dass Wagner Ghana gegenüber eine feindliche 
Haltung einnehmen wird.“ Saani warnt jedoch, dass „Russland 
die politische Krise nutzen könnte, um seinen Einfluss in der 
Subregion auszuweiten“.

initiative is only “a drop in the ocean“, says Ghanaian security 
analyst Adib Saani, Director of the Jatikay Center for Human Se-
curity. “Ghana is at a crossroads,“ he says. The country has be-
come a “buffer between the terrorists and the free world“ and 
needs support. The Ghanaian government cannot do this alone 
and needs more resources. Instead of financing state agencies 
such as the “disappointing“ NCCE Education Commission, funds 
should flow directly to partners from civil society. In addition, 
more should be invested in improving the living conditions and 
rights of minority groups such as the Fulbe.

The EU followed suit in 2023. In August, it was announced that 
a “civil-military mission“ would be launched in the Gulf of Guinea 
from the fall. Police officers and soldiers will be sent to Ghana, 
Togo, Benin and Côte d‘Ivoire. Among other things, they are to 
provide “mission preparation training“ for anti-terror operations

In October, the EU delivered 105 armored vehicles to Ghana. 
“The Sahel and the Gulf of Guinea will also be crucial for our 
future,“ said EU foreign policy chief Josep Borell. Ghana is “an 
important partner for its role in promoting democracy, peace 
and regional stability“. In the following months, “reconnaissance 
and surveillance systems“, “electronic warfare systems“ as well 
as equipment for explosive ordnance disposal and military tech-
nology would be delivered to Ghana.

Meanwhile, the Russian mercenary force Wagner is a growing 
factor in Africa. The fact that Ghana “has recently adopted a pro-
Western stance could pose a minor problem for Russia,“ says ana-
lyst Adib Saani. “But I highly doubt that they will take a hostile 
stance towards Ghana.“ However, he warns that “Russia could 
use the political crisis to expand its influence in the sub-region.“

„Im Norden Ghanas gibt es 
weniger Arbeit, das 
erleichtert die Rekrutierung 
der Jugend durch Extremisten“

9

Im Dialog: 
Frankreichs 

Präsident 
Macron and 

Akufo-Addo, 
Präsident von Ghana, 

22.6.2023 
Foto: StevensTomas/ 

 Abaca Press/picture alliance



Der lange 
Weg zur  
Reform

Kananelo Boloetse
Lesotho
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The long road to reform



Der Mpilo Hill hat eine flache Spitze und bietet einen atem-
beraubenden Blick auf das geschäftige Maseru, die Haupt-

stadt von Lesotho. Am Fuße des Hügels erhebt sich der stei-
nerne Justizpalast, das wichtigste Gerichtsgebäude des Landes, 
in dem sich auch das Berufungsgericht befindet. Lesotho ist 
eine kleine, von Südafrika eingeschlossene, konstitutionelle 
Monarchie, in der gut zwei Millionen Menschen auf einer Flä-
che leben, die kleiner als das deutsche Bundesland Nordrhein-
Westfalen ist.

Am 17. November 2023 stand im Justizpalast am Mpilo Hill 
eine wichtige Entscheidung an. Denn ich persönlich hatte vor 
dem Berufungsgericht gegen die Verabschiedung eines Geset-
zespakets geklagt, das als „Omnibus Constitutional Bill“ bekannt 
ist und das eigentlich den politischen Reformprozess in Leso-
tho voranbringen soll.

Mein Name ist Kananelo Boloetse, ich bin Journalist und Bür-
gerrechtler. Ich sah es als notwendig an, gegen das Gesetz in der 
vorliegenden Form zu klagen. Dass das politische System Leso-
thos reformiert werden muss, steht dabei außer Frage. Immer 
noch ist zum Beispiel das „Floor crossing“ (deutsch etwa: „Über-
queren des Fußbodens“ – im Sinne von die Seite wechseln) bei 
uns gang und gäbe. Darunter versteht man die Möglichkeit, dass 

Parlamentsabgeordnete die Partei wechseln und dabei ihren Sitz 
behalten können. Das öffnet Korruption natürlich Tür und Tor – 
und es ist wenig verwunderlich, dass Lesotho auf dem Korrup-
tionsindex von Transparency International von 2022 im hinte-
ren Mittelfeld auf Platz 99 von 180 Staaten landete.

Doch in meinen Augen ist es wichtig, welche Reformen wie 
umgesetzt werden und wer daran beteiligt wird.

Zum besseren Verständnis muss ich etwas ausholen: Schon 
1970 kam es zu einem ersten Staatsstreich, es folgte eine Ära 
der Zwangsherrschaft, bis 1986 das Militär putschte. Erst mit 
den Wahlen von 1993 änderte sich das. Doch auch nach der Ver-
abschiedung einer neuen Verfassung blieben Unzugänglichkei-
ten, etwa was die Unabhängigkeit der Justiz betraf oder die Wirk-
samkeit des Parlaments, die Exekutive zur Rechenschaft zu zie-
hen. 2014 gab es einen weiteren Putschversuch, politische Morde 
und Turbulenzen.

Die SADC (Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika) 
und die internationale Gemeinschaft unterstützten Reformen 
– nicht zuletzt um den Einfluss des Militärs auf die Politik zu 
begrenzen und die gewalttätigen Sicherheitskräfte zu bändi-
gen. Nach den Wahlen 2017 legte die Regierung einen Fahrplan 
für Verfassungsreformen vor. Doch es gab berechtigte Kritik an 
dem Top-Down-Vorgehen: Mangelnde Inklusivität und ein elitä-
rer Unterton wurden bemängelt, eine Vielzahl von Interessen-
gruppen war nicht berücksichtigt worden. Immerhin wurde da-
nach ein nationaler Dialog eingeleitet und eine Versammlung 
mit über 800 Personen einberufen, die erheblich mehr gesell-
schaftliche Stimmen abbildete.

Doch 2022 kam alles anders: Eigentlich sollte erst das inzwi-
schen ausgearbeitete Omnibus-Gesetz beschlossen und dann 
das Parlament aufgelöst werden, um Neuwahlen zu ermöglichen. 

Mpilo Hill has a flat top and offers breathtaking views of 
bustling Maseru, the capital of Lesotho. At the foot of the 

hill stands the stone Palace of Justice, the country‘s most impor-
tant court building, which also houses the Court of Appeal. Le-
sotho is a small constitutional monarchy, enclosed by South Af-
rica, in which a good two million people live in an area smaller 
than the German state of North Rhine-Westphalia.

On November 17, 2023, a far reaching decision was on the 
agenda at the Palace of Justice on Mpilo Hill. The back story was 
that I had personally filed a lawsuit against the passing of a le-
gislative package known as the “Omnibus Constitutional Bill“. In 
theory the purpose of that bill was to advance the political re-
form process in Lesotho.

My name is Kananelo Boloetse, I am a journalist and civil 
rights activist. I felt it was necessary to take legal action against 
the law in its present form. Without doubt Lesotho‘s political 
system needs to be reformed. For example, “floor crossing“ (in 
the sense of  “changing sides“) is still a common practice in our 
country. It means that members of parliament can change par-
ties and keep their seat. This of course opens the door to corrup-
tion – and so it is hardly surprising that Lesotho ended up in the 
lower half of Transparency International‘s 2022 Corruption In-
dex; it was ranked 99th out of 180 countries.

But in my view, it is important which reforms are implemen-
ted and how, and who is involved.

For a better understanding, I need to reach back a little: 
Lesotho‘s path after independence from Great Britain on Oc-
tober 4, 1966 was turbulent and had many twists and turns – a 
reflection of how the country struggled to find its own demo-
cratic identity. The first coup d‘état took place as early as 1970, 
followed by an era of coercive rule until the military staged a 
coup in 1986.

This only changed with the elections in 1993. However, even 
after the adoption of a new constitution, it remained obvious 
that the legal and political system remained inaccessible, for ex-
ample when it comes to the independence of the justice system 
or to the question how effectively executive authorities can be 
held accountable through parliament.

This did not fundamentally improve in the new millennium 
until 2014, when there was another coup attempt, political mur-
ders and all kinds of turbulence and scandals.

As a result, the Southern African Development Community 
(SADC) and the international community turned their attention 
to the unstable country and supported reforms – not least to li-
mit the influence of the military on politics and curb the vio-
lence of the security forces.

After the 2017 elections, the government finally presented a 
roadmap for constitutional reforms. However, there was under-
standable criticism of its top-down approach: A lack of inclusive-
ness and an elitist undertone were causing shortcomings in ma-
king a wider range of public interest groups part of the process.

At least, a national dialog was subsequently initiated and an 
assembly of over 800 people was summoned to represent a con-
siderably more diverse social spectrum.

11

„Es ist wichtig, welche 
Reformen wie umgesetzt 
werden und wer daran 
beteiligt wird“

“It is important which  
reforms are implemented 
and how, and who is  
involved“

Lesotho‘s constitution urgently 
needs to be revised. Our author 
believes that the country should 
take enough time to do so

Die Verfassung Lesothos muss 
dringend überarbeitet werden. Unser 
Autor meint, dass sich das Land dafür 
genug Zeit nehmen sollte



Doch das scheiterte und am Ende erklärte das Verfassungsge-
richt das ganze Gesetzespaket für nichtig.

Die Versuche, es zu verabschieden, gingen allerdings weiter 
– auch weil die EU und die UN allein mit ihrem Lesotho Nati-
onal Dialogue and Stabilization Project (LNDSP) seit 2018 dan-
kenswerterweise rund 15 Millionen US-Dollar in die Umsetzung 
des Reformprozesses investiert haben – und nun Ergebnisse se-
hen wollen.

„Das Königreich Lesotho befindet sich jetzt in einem bedeu-
tenden Moment,“ sagte Nessie Golakai-Gould, die Vertreterin des 
UN-Entwicklungsprogramms  UNDP in Lesotho, als das Omni-
bus-Gesetz das Parlament erreichte. Das gebe Hoffnung für ei-
nen „Aufbruch für die Justiz und Lesotho“. Man wolle dazu bei-
tragen, ein „rechenschaftspflichtiges Justizsystem“ aufzubauen, 
das eine entscheidende Komponente für die Erreichung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung darstelle, so Golakai-Gould.

Die EU-Botschafterin Paola Amadei sagte, der EU sei zu Un-
recht vorgeworfen worden, Lesotho „ausländische Richter“ auf-
zuzwingen, als sie die Aufarbeitung des versuchten Staatstreichs 
2014 unterstützte. Dabei habe die Regierung Lesothos zuge-
stimmt, ausländische Richter aus der SADC-Region mit der Lei-
tung der Verfahren zu betrauen – und die EU hatte für diese ge-
zahlt. Nun aber gehe es vor allem darum, die Rechtsprechung 
für alle Menschen in Lesotho zu verbessern, sagte Amadei. Der 
Zugang  zu einer starken, effizienten und unparteiischen Justiz 
sei „der Eckpfeiler einer funktionierenden Demokratie“.

Doch im Laufe des Reformprozesses wurden am Omnibus-
Gesetzesentwurf Änderungen vorgenommen, die meines Er-
achtens nicht hinnehmbar sind: So wurden etwa Bestimmun-
gen zum Schutz der Pressefreiheit und des Rechts auf Zugang zu 
Informationen gestrichen. Daraufhin habe ich die Verabschie-
dung des Gesetzes rechtlich angefochten.

Am 17. November 2023 wurde das Urteil zum Omnibus-Gesetz 
schließlich vom Berufungsgericht Lesothos verkündet – und tat-
sächlich entschieden die Richter, dass die Umsetzung des Ge-
setzes rückgängig gemacht werden muss. Ich halte das für ei-
nen großen Erfolg.

Gegenwärtig versucht die im Oktober 2022 gewählte Regie-
rung unter dem neuen Premierminister Sam Matekane, das Ge-
setzgebungsverfahren wiederaufzunehmen – jedoch ohne die 
Änderungsanträge zur Pressefreiheit und zum Zugang zu Infor-
mationen. Ich bin darum der Meinung, dass das Parlament das 
Verfahren ganz neu einleiten sollte.

Manche Experten teilen meine Auffassung – und begrüßen 
die Entscheidung des Berufungsgerichts. Hoolo ‚Nyane, Profes-
sor für Verfassungsrecht an der Limpopo-Universität in Südaf-
rika, nennt dies „Glück im Unglück“, denn nun habe das Land 
die seltene Gelegenheit, gründlich über seine Verfassung nach-
zudenken. Ähnlich sieht es der Sakoane Sakoane, Oberster Rich-
ter Lesothos. Für ihn liegt ein Teil des Problems darin, dass der 
Reformprozess Lesothos „Geber orientiert“ sei – und die inter-
nationalen Geber, die Reformen möglichst zügig umsetzen wol-
len. Nur sei das nicht unbedingt unser eigenes Interesse. So fragt 
auch Sakoane: „Warum haben wir es so eilig? Wen wollen wir da-
mit beschwichtigen?“ Er betont zu Recht, dass das Volk Urheber 
jeder Verfassung sein muss, während Gesetze von den politi-
schen Repräsentanten ausgearbeitet werden. „Die Verfassung 
gehört dem Volk“, sagt Sakoane.

However, things took a different turn in 2022: the Omnibus 
Bill, which had by now been drafted, was supposed to be passed 
before parliament dissolved to allow for new elections. But cru-
cial elements of the legislative package could not be passed in 
time before the dissolution. In August, the king declared a state 
of emergency in order to push the laws through after all. The 
Constitutional Court subsequently declared the entire legisla-
tive package null and void.

But attempts to pass it continued. This also has to do with the 
fact that the EU and the UN with their Lesotho National Dialogue 
and Stabilization Project (LNDSP) alone have thankfully inves-
ted around 15 million US dollars in the implementation of the 
reform process – and now they want to see results.

“The Kingdom of Lesotho is now at an important moment,“ 
said Nessie Golakai-Gould, the representative of the UN Develop-
ment Program UNDP in Lesotho, when the Omnibus Bill reached 
parliament. This gives hope for a “new dawn for justice and Le-
sotho“. It should help to build an “accountable justice system“, 
which is a crucial component for achieving the Sustainable De-
velopment Goals, said Golakai-Gould.

EU Ambassador Paola Amadei said the EU had been wrongly 
accused of imposing “foreign judges“ on Lesotho when it sup-
ported the investigation into the attempted coup in 2014. The 
Lesotho government had agreed to entrust foreign judges from 
the SADC region with the management of the proceedings – and 
the EU had paid for this. Now, however, the main aim is to im-
prove the administration of justice for all people in Lesotho, said 
Amadei. Access to a strong, efficient and impartial judiciary is 
“the cornerstone of a functioning democracy“.

In the process, changes have been made to the Omnibus Bill 
that are, in my opinion, unacceptable: For example, clauses pro-
tecting the freedom of the press and the right of access to infor-
mation had been removed. Therefore I have legally challenged 
the adoption of the bill.

On November 17, 2023, the Lesotho Court of Appeal finally an-
nounced the ruling on the Omnibus Bill – and the judges deci-
ded that the implementation of the law must be reversed. I con-
sider this a great success!

Currently, the government elected in October 2022 under the 
new Prime Minister Sam Matekane is trying to resume the le-
gislative process – but without the amendments on press free-
dom and access to information. I therefore believe that Parlia-
ment should restart the process from scratch.

Some experts share my view – and welcome the Court of 
Appeal‘s decision. At a symposium organized by the Transforma-
tion Resource Centre (TRC) at the end of November 2023, Hoolo 
‚Nyane, Professor of Constitutional Law at University of Limpopo 
in South Africa considers this a “fundamental democratic prin-
ciple“ and called it a “blessing in disguise“, because now the coun-
try has the rare opportunity to think carefully about its consti-
tution. Sakoane Sakoane, Chief Justice of Lesotho, takes a similar 
view. For him, part of the problem lies in the fact that Lesotho‘s 
reform process is “donor-oriented“ – and the international do-
nors want to implement reforms as quickly as possible. But this 
is not necessarily in our own interest. Sakoane also asks: “What 
rush are we in? Whom do we seek to appease?“ Sakoane rightly 
emphasizes that the people must be the authors of any consti-
tution, while laws are drafted by political representatives. “The 
constitution belongs to the people,“ says Sakoane.
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„Warum haben wir es so 
eilig? Wen wollen wir 
damit beschwichtigen?“

“What rush are we in? 
Whom do we seek to 
appease?“



Wasserstoff 
für die Welt
Hydrogen for the world

Aletta Shikololo
Namibia
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 Ein Land mit 
Ressourcen: Goldmine 

Navachab, Namibia
Foto: CC-BY-SA-4.0/Hanspeter Baumeler



Im Hafen von Lüderitz wurden einst Robben geschlachtet, spä-
ter Mineralien verschifft. Schon bald aber soll die Bucht ein 

Zentrum der globalen Energiewende sein: Umschlagplatz einer 
der größten Produktionsanlagen für grünen Wasserstoff.

Dafür soll hier eine Entsalzungsanlage entstehen, deren Was-
ser dann tief in die südnamibische Wüste gepumpt wird. Eine gi-
gantische Elektrolyseanlage, mit Strom aus einem ebenso gigan-
tischen Wind- und Solarenergiepark gespeist, zerlegt das Wasser 
in seine Bestandteile Sauerstoff und Wasserstoff. Der so gewon-
nene Wasserstoff wird „grün“ genannt, weil er klimaneutral ist. 
Er wird nach Lüderitz zurück gepumpt und dort in leichter trans-
portierbares Ammonik umgewandelt. Zwei Millionen Tonnen 
sollen bis 2030 pro Jahr in alle Welt exportiert werden.

Ende Oktober 2023 lud die EU in Brüssel zu ihrem „Global 
Gateway“-Forum. Dabei handelt es sich um einen 2020 aufge-
legten milliardenschweren Fonds, mit dem die EU Klimaschutz- 
und Digitalisierungsprojekte vor allem in Afrika finanzieren und 
sich damit gegen die geostrategische Konkurrenz Chinas behaup-
ten will. Eins der wichtigsten Projekte stellte Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen beim Brüsseler Forum vor: Euro-
pas Beteiligung an der insgesamt zehn Milliarden Euro teuren 
Wasserstofffproduktion im Süden Namibias.

Das Land werde dank seines großen Potenzials an erneuer-
baren Energien zu einem Vorreiter in dem Sektor, sagte von der 
Leyen. „Die EU ist stolz darauf, Namibia bei dieser Transforma-
tion als Partner zur Seite zu stehen.“ Europa will den grünen 
Wasserstoff – denn ohne große Mengen von diesem sind die 
Klimaschutzziele von von der Leyens „European Green Deal“ 
nicht zu schaffen.

Sein Land sei sich der Chancen seiner erneuerbaren Energie-
quellen bewusst, sagte Namibias Präsident Hage Geingob. Doch 
die ließen sich nur ausschöpfen, „wenn wir entsprechendes Ka-
pital mobilisieren“.

Direkt nach seiner Rückkehr aus Brüssel schwärmte Geingob 
weiter. Aus der ganzen Welt kämen Menschen ins Land, um über 
den grünen Wasserstoff zu sprechen. „Wir sind ein Faktor, ob sie 
es glauben oder nicht, und so müssen wir auch handeln“, sagte er.

Sein Beauftragter für grünen Wasserstoff, James Mnyupe, 
rechnet vor, dass die Wasserstoff-Produktion bis 2030 mehr als 
280.000 Arbeitsplätze schaffen könnte – eine schwindelerre-
gende Zahl in einem Land mit heute nur gut 730.000 Beschäftig-
ten. Fachleute schätzen indes, dass das Projekt in der Bauphase 
bis zu 15.000 Jobs und während des Betriebs 3.000 direkte Jobs 
schafft. Die Wirtschaftsleistung werde gar um mehr als 4,1 Milli-
arden US-Dollar zu steigern, glaubt Mnyupe – das wäre ein Plus 
von sagenhaften 30 Prozent. Durch das neue Exportgut werde 
Namibia zudem „weniger anfällig für externe Schocks“.

Once upon a time seals were being slaughtered in the port 
of Lüderitz, later minerals were shipped from there. Soon, 

however, the bay is to become a hub for the global energy revo-
lution: a transshipment terminal for one of the largest produc-
tion facilities for green hydrogen. 

There are plans to build a desalination plant; from there wa-
ter will be pumped deep into the desert in Southern Namibia. A 
gigantic electrolysis plant, run with electricity from an equally 
gigantic wind and solar energy park, will break the water into 
its components: oxygen and hydrogen. The hydrogen genera-
ted this way is considered “green“ because it is climate-neutral. 
Then it would get pumped back to Lüderitz and converted into 
ammonia, which is easier to transport. Two million tons per year 
are to be exported all across the world by 2030.

At the end of October, the EU hosted its “Global Gateway“ fo-
rum in Brussels. This multi-billion euro fund was launched in 
2020 with the intention to finance climate protection and digi-
talization projects, particularly in Africa – also to hold its own 
against China, a major geostrategic rival. Commission President 
Ursula von der Leyen presented one of the most important pro-
jects at the Brussels Forum: Europe‘s involvement in hydrogen 
production in southern Namibia, at a cost of 10 billion euros.

Thanks to its great potential in the sector of renewable ener-
gies, the country is to become a pioneer, according to von der 
Leyen. “The EU is proud to be a partner to Namibia in this trans-
formation.“ And it wants green hydrogen. Without large quan-
tities of it, the climate protection goals of von der Leyen‘s Euro-
pean Green Deal are impossible to achieve.

His country is aware of the opportunities that come with re-
newable energy sources, said Namibia‘s President Hage Gein-
gob. But these can only be exploited “if we mobilize the appro-
priate capital.“

Upon his return from Brussels, Geingob was still enthusing. 
People from all around the world are coming to the country to 
discuss green hydrogen, he said. “We are a factor, whether they 
believe it or not, and we have to act accordingly“.

His green hydrogen commissioner, James Mnyupe, calcula-
tes that hydrogen production could create more than 280,000 
jobs by 2030 – a staggering figure in a country that currently 
employs just over 730,000 people. However, experts estimate 
that the project will create up to 15,000 jobs during the const-
ruction phase and 3,000 direct jobs once it is operational. The 
economic output will increase by more than 4.1 billion US dol-
lars, assumes Mnyupe – which would amount to an incredible 
30 percent growth. The new export commodity will make Na-
mibia “less vulnerable to external shocks,“ he says.

Not everyone is so enthusiastic. There is talk of an escala-
ting “green hydrogen frenzy“ in Namibia‘s civil society. Many 
in the country fear that the project could come at the expense 
of the local population and destroy ecosystems, for example 
in Tsau Khaeb National Park. “Green hydrogen is being forced 
upon us,“ says Rinaani Musutua from the Economic and So-
cial Justice Trust.

„Konsultationen mit den 
betroffenen Gemeinden 
wurden vernachlässigt“

Zukunftszenario 2050
Future scenario 2050
Produktion grünen Wasserstoffs für die 
Sub-Sahara-Afrika und Europa im Jahr 2050 
in Exajoules (zu einem Preis unter 2 US-Dollar 
je Kilogramm)
Production of green hydrogen for 
sub-Saharan Africa and Europe in 2050 in 
Exajoules (at a price below US$2 per kilogram)

Quelle/Source: IRENA, 2022
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Zehn Milliarden Euro investiert ein 
europäisches Konsortium in grünen Wasser-
stoff. Namibias Ökosysteme sind in Gefahr

The EU is investing ten billion euros in green 
hydrogen production in Namibia. This could 
destroy ecosystems in the country



Nicht alle sind so enthusiastisch. Von einem eskalierenden 
„grünen Wasserstoffrausch“ ist in Namibias Zivilgesellschaft 
die Rede. Viele im Land fürchten, dass Projekt könnte auf Kos-
ten der lokalen Bevölkerung gehen und Ökosysteme, etwa im 
Tsau-Khaeb-Nationalpark, zerstören. „Grüner Wasserstoff wird 
uns aufgezwungen“, sagt Rinaani Musutua vom Economic and 
Social Justice Trust.

Der Trust hat mit Wis sen schaft le r:in nen der TU Hamburg 
und der NGO Germanwatch 2022 eine Anhörung betroffener 
Ak teu r:in nen veranstaltet. Das Ergebnis: Die Initiativen für den 
grünen Wasserstoff würden „überstürzt“ und Konsultationen 
mit betroffenen Gemeinden vernachlässigt. Ausschreibungs-
verfahren seien intransparent, Wasser- und Landkonflikte so-
wie finanzielle Abhängigkeiten durch die Schuldenaufnahme 
zu befürchten. Beim Wasserstoffexport könnte sich die „extrak-
tive Dynamik“ wiederholen, unter der das Land in der Vergan-
genheit bei der Ausbeutung der Öl-, Kohle-, Gas- und Diaman-
tenvorkommen gelitten habe.

Fünf Projekte für grünen Wasserstoff werden in Namibia ge-
rade geprüft oder sind bereits aufgebaut. Die Unternehmen seien 
„gesetzlich verpflichtet, alle Interessengruppen einzubinden 
und so für eine breite Akzeptanz zu sorgen“, sagt der Präsiden-
tenbeauftragte Mnyupe. Einige Projekte hätten „Partnerschaf-
ten“ mit lokalen Gemeinden geschlossen und begonnen, Men-
schen aus diesen Gemeinden zu beschäftigen.

Für das im Mai 2023 beschlossene 10 Milliarden Dollar-Projekt 
hat Namibias Regierung 2021 die das Konsortium Hyphen Hyd-
rogen Energy ausgewählt. Dahinter steht unter anderem das Er-
neuerbare Energien-Unternehmen Enertrag aus dem branden-
burgischen Schenkenberg-Dauerthal. Der Hyphen-CEO Marco 
Raffinetti sagte zur Unterzeichnung, man werde „Hand in Hand 
mit den namibischen Bürgern arbeiten“, um „einen dauerhaf-
ten Wandel herbeizuführen und gleichzeitig den Weg für eine 
grünere und hellere Zukunft zu ebnen“.

Deutschland will große Mengen des Wasserstoffs im Rah-
men einer „Klima- und Energiekooperation“ aus Namibia nach 
Deutschland verschiffen. Und auch die EU engagiert sich sehr.
Im November 2023 erneuerte sie mit den AKP-Staaten (Länder 
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks) die Grundlage der Zusam-
menarbeit: Das so genannte Coutouno-Abkommen lief aus, an 
seiner Stelle soll nun das so genannte Samoa-Abkommen vor 
allem die wirtschaftliche Zusammenarbeit regeln. Nambia un-
terschrieb im Dezember 2023. Die Statthalterin der EU in Wind-
hoek, Ana Beatriz Martins, glaubt, dass das Abkommen die Zu-
sammenarbeit bei der grünen Transformation erleichtern wird. 
Man sei entschlossen mit dem Land beim grünem Wasserstoff 
und kritischen Rohstoffen zusammenzuarbeiten, „um mehr Ar-
beitsplätze und Wohlstand zu schaffen“, so Martins.

Dass die Kooperation intransparent sei, wies Martins auf 
Nachfrage zurück – Maßnahmen der Europäischen Union wür-
den „offen kommuniziert“. Das gelte auch für die Absichtserklä-
rung zwischen der Europäischen Investitionsbank und Namibia 
„zur Vertiefung ihrer Zusammenarbeit bei der Förderung erneu-
erbarer Energien“ mittels eines möglichen Darlehens von 500 
Millionen Euro. Die Details dieser Vereinbarung würden der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht, „sobald die Ziele klar definiert 
sind“, sagte Martins. In jedem Fall sei eine Umweltverträglich-
keitsprüfung für das Wasserstoff-Projekt vorgesehen.

The Trust organized a hearing with scientists from TU Ham-
burg and the NGO Germanwatch 2022 to hear from those af-
fected. The result: the initiatives for green hydrogen have been 
“rushed“ and a consultation process with affected communi-
ties was neglected. Tendering procedures are not transparent, 
and there are worries about water and land conflicts – as well 
as about financial dependencies due to the debt that the coun-
try is taking on. Hydrogen exports could repeat the “extractive 
dynamics“ that the country has suffered from in the past, with 
oil, coal, gas or diamonds.

Five green hydrogen projects are currently being reviewed 
in Namibia or are already in the process of being established. 
The companies are “legally obliged to involve all interest groups 
and thus ensure broad acceptance“, says Presidential Envoy Mny-
upe. Some projects have led to “partnerships“ with communi-
ties where local people get employed.

Namibia‘s government chose Hyphen Hydrogen Energy, ow-
ned by the renewable energy company Enertrag from Schenken-
berg-Dauerthal in Brandenburg, among others, for the 10-billion-
dollar project which was decided upon in May 2021. Hyphen CEO 
Marco Raffinetti said at the signing ceremony that they would 
“work hand in hand with Namibian citizens“ to “bring about 
lasting change through economic development and job crea-
tion while paving the way for a greener and brighter future.“

Germany wants to ship large quantities of hydrogen from Na-
mibia to Germany as part of a “climate and energy cooperation“; 
the EU is equally committed.

In November 2023, it renewed the basis for cooperation with 
the ACP (African, Caribbean and Pacific) states: the so-called Cou-
touno Agreement was replaced by the Samoa Agreement, which 
has the main objective to regulate economic cooperation. Na-
mibia signed the agreement in December 2023. The EU repre-
sentative in Windhoek, Ana Beatriz Martins, believes the agree-
ment will facilitate cooperation on climate protection and green 
transformation. The EU is determined to work with the coun-
try on green hydrogen and critical natural resources in order “to 
create more jobs and prosperity“, said Martins.

When asked, Martins denied that the cooperation was not 
transparent – she described European Union measures as 
“openly communicated, just like the declaration of intent bet-
ween the European Investment Bank (EIB) and Namibia “to in-
tensify their cooperation in the promotion of renewable ener-
gies“ – which could lead to a loan of 500 million euros. The de-
tails of this agreement would be shared with the public “as soon 
as the objectives are clearly defined“, said Martins. In any case 
an assessment of the environmental impact of the hydrogen 
project is in planning.

“Consultations with 
affected communities 
were neglected“
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Ankara’s expensive 
instant electricity
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Dianah Chiyangwa
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LNG-Kraftwerk-Schiff  
von Karpowership

Foto: Bernd von Jutrczenka/ 
dpa/picture alliance



Es sind schwimmende Energiefabriken, hunderte Meter lang, 
mit Gastanks und Brennkammern. Aus hohen Türmen ent-

weicht oben CO2, unten speisen dicke Kabel Starkstrom an Land: 
Die schwimmenden Gaskraftwerke von Karpowership versor-
gen viele Küstenstaaten Afrikas mit Strom, und bald sollen sie 
auch vor Südafrika ankern.

Der türkische Energiekonzern erhielt 2023 die ersten Geneh-
migungen für die Errichtung drei schwimmender Kraftwerke 
am Kap. Mit einer Kapazität von insgesamt 1.200 Megawatt sol-
len sie in den Häfen von Coega, Richards Bay, und Saldanha ab 
2024 bis zu 20 Jahre lang rund zwei Prozent des Strombedarfs 
Südafrikas erzeugen – und damit die notorischen Ausfälle des 
maroden Staats-Energieversorgers Eskom auffangen.

Das Geld dafür kommt aus internationalen Klimaschutzmit-
teln. Auf der COP26, 2021 in Großbritannien, sagten Industrie-
staaten Südafrika Darlehen und Förderung in Höhe von insge-
samt 8,5 Milliarden Dollar zu, um den Ausstieg des Landes aus 
der Kohlekraft zu beschleunigen. Mit diesem Geld soll nun un-
ter anderem Karpowership bezahlt werden, um Gaskraftwerke 
zu errichten, die weiter Treibhausgase freisetzen.

Yegeshni Moodley von der NGO groundWork, nennt es eine 
„Tragödie“, dass die Regierung glaube, mit fossilen Brennstoffen 
weitermachen zu können. „Wir brauchen ein Energiesystem in 

lokaler und demokratischer Hand“, sagt Moodley. Dies müsse 
„für die Menschen da sein“ und dürfe nicht von den Profitinte-
ressen von Konzernen wie Karpowership angetrieben werden. 
In einer Zeit, in der Klimakatastrophen immer häufiger auftre-
ten, sollte es „jedermanns Priorität sein, die Verbrennung fos-
siler Brennstoffe einzustellen“.

Auch die lokalen Fischer, die selbst nach Auffassung von Süd-
afrikas Umweltministerin Barbara Creecy nur unzureichend am 
Genehmigungsverfahren der Karpowership-Kraftwerke beteiligt 
wurden, sehen die Sache kritisch. Ebenso wie Umweltschutzor-
ganisationen fürchten sie den Verlust natürlicher Lebensräume 
an Land und im Meer. „Was wird passieren, wenn wir nicht mehr 
fischen können? Wer wird dann Essen auf den Tisch bringen? 
Wie werden unsere Fischer ein Einkommen erzielen?“, fragt Tina 
Andrews, eine Fischerin aus Richards Bay.

„Dieses Projekt wird die Meereswirtschaft zerstören, von der 
unser Überleben abhängt“, glaubt Tobby Hains, auch er ist ein 
Kleinfischer in Richards Bay. „Stattdessen sollten unsere Kinder 
zur Ausbildung nach Übersee geschickt werden, damit sie mit 
ihren Fähigkeiten nach Hause zurückkehren können.“

Zeynep Harezi, die CEO von Karpowership, hält dagegen: Der 
aus Flüssiggas gewonnene Strom der Schiffe werde „weniger 
als die Hälfte dessen kosten, was Eskom heute für die Stromer-
zeugung zahlt“, sagt Harezi. Südafrika habe eine „starke grüne 
Lobby“, die sicherstellen werde, dass Südafrika die Energiewende 
gelinge. Karpowership trage dazu bei, „indem wir Kohle erset-
zen, die mehr als doppelt so viele Emissionen verursacht wie 
Erdgas“, sagt Harezi.

Rund 600 Millionen Menschen sind in Afrika ohne dauer-
hafte Stromversorgung – eine enorme Entwicklungsbremse. 
Nirgendwo wachsen Bevölkerung und Wirtschaft so schnell, 

They are floating energy plants, hundreds of meters long, with 
dozens of combustion chambers. CO2 escapes from high to-

wers, while at the bottom thick cables bring high voltage elec-
tricity ashore: Karpowership‘s floating gas-fired power plants 
supply many states in coastal Africa with electricity, and soon 
they will be anchored off South Africa. 

The Turkish energy company received the first permit to con-
struct three floating power plants at the Cape in 2023. With a to-
tal capacity of 1,200 megawatts, they are to generate around two 
percent of South Africa‘s electricity requirements in the ports of 
Coega, Richards Bay and Saldanha for up to 20 years from 2024 
– thereby compensating for the notorious shortfalls of the ai-
ling state-owned energy supplier Eskom.

The money for this will come from international climate pro-
tection funds. At COP26, which took place in the UK in 2021, in-
dustrialized countries promised South Africa loans and funding 
totalling 8.5 billion dollars to accelerate the country‘s phasing-
out of coal. Among other things, this money is now used to pay 
for Karpowership to build gas-fired power plants that continue 
to release greenhouse gases.

Yegeshni Moodley from the NGO groundWork calls it a “tra-
gedy“ that the government continues to rely on fossil fuels. 
“We need an energy system in local and democratic hands,“ 
says Moodley – so benefits are “for the people“ and not driven 
by the profit interests of corporations like Karpowership. At a 
time when the occurrence of climate-related disasters is cons-
tantly increasing, it should be “everyone‘s priority to stop bur-
ning fossil fuels“.

Local fishermen are also critical; even according to South 
Africa‘s Environment Minister Barbara Creecy they were in-
adequately involved in the approval process of the Karpower-
ship power plants. Like environmental organizations, they fear 
the loss of natural habitats on land and in the sea. “What will 
happen when we can no longer fish? Who will put food on the 
table? How will our fishermen earn an income?“ asks Tina An-
drews, a fisherwoman from Richards Bay.

“This project will destroy the marine economy on which our 
survival depends“, believes Tobby Hains, also a small-scale fis-
herman in Richards Bay. “Instead of allowing such projects, our 
children should be sent overseas for training so they can come 
back with skills.“

Zeynep Harezi, CEO of Karpowership, disagrees: The LNG-
generated electricity from the ships will cost less than half of 
what Eskom is paying for producing electricity today,“ said Ha-
rezi. South Africa has a “strong green lobby“ to ensure that the 
country will successfully manage its energy transition. Karpo-
wership is contributing to this “by replacing coal, which causes 
more than twice as many emissions as natural gas“, says Harezi.

Around 600 million people in Africa are without perma-
nent power supply – which is a massive hinderance to develop-
ment. Population and economy are growing equally fast, yet at 
the same time many governments fail to establish and operate 
functioning power grids. Karpowership has been filling this gap 
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„Rund 600 Millionen Menschen 
sind in Afrika ohne dauerhafte 
Stromversorgung – eine enorme 
Entwicklungsbremse“

“Around 600 million people in 
Africa are without permanent 
power supply – which is a  
massive hinderance to  
development“

Schwimmende Gaskraftwerke von 
Karpowership versorgen viele Küstenstaaten 
Afrikas mit Strom. Auch Südafrika setzt auf 
diese kurzfristig attraktive Lösung

Floating gas power plants from 
Karpowership supply many coastal states  
in Africa with electricity. South Africa is also 
relying on this attractive short-term solution



gleichzeitig scheitern viele Regierungen reihenweise daran, 
funktionierende Stromnetze aufzubauen und zu betreiben. Kar-
powership stößt seit Jahren in diese Lücke. Die Chancen für ihr 
Unternehmen in Afrika seien „immens“, sagt Harezi.

Im Schatten Chinas und Russlands ist die Türkei seit Jahrzehn-
ten um Einfluss in Afrika bemüht. 1998 präsentierte die Türkei 
ihren „Aktionsplan zur Öffnung Afrikas“. Seither sind diese Be-
ziehungen ein zentraler Strang türkischer Außenpolitik. 2003 
legte Ankara eine „Afrika-Strategie“ vor, um Handel und Direk-
tinvestitionen anzukurbeln. Die Eintritsskarte für die türkische 
Wirtschaft waren technische Hilfe Zusammenarbeit und Tech-
nologietransfer. 2005 und 2020 rief die Türkei zum „Jahr Afri-
kas“ aus und verstärkte ihre Bemühungen um wirtschaftliche 
und politische Beziehungen zu afrikanischen Ländern weiter.

Sie bildet afrikanische Ärzte und Diplomaten aus und nicht 
von ungefähr fliegt die staatliche Turkish Airline heute 38 von 
54 afrikanischen Staaten und 62 Städte direkt an – mehr als jede 
andere nicht-afrikanische Fluggesellschaft. Die Türkei will sich 
als islamische Großmacht in den subsaharischen Staaten etab-
lieren, sie will geostrategischen Einfluss, Zugang zu den wach-
senden Märkten und Zugriff auf Afrikas Rohstoffe.

Mit Erfolg: 2008 verlieh die Afrikanische Union der Türkei 
den Status eines „Strategischen Partners“. Im selben Jahr besie-
gelten beim ersten Türkei-Afrika-Gipfel eine „Istanbuler Erklä-
rung“ und ein „Kooperationsrahmen“ engere Beziehungen. Tür-
kische Unternehmen haben bedeutende Infrastrukturprojekte 
in Afrika durchgeführt, und in der Zement-, Stahl-, Medizin- und 
Elektroindustrie investiert. Türkische NGOs und Hilfsorganisati-

onen stützen die Präsenz der Türkei auf dem Kontinent. In milli-
ardenschweren Public-Private-Partnerships entstanden Straßen, 
Kraftwerke, Eisenbahnen, Flughäfen, Kraftwerke, Hotels, Woh-
nungen, Konferenzzentren. Der bilaterale Handel zwischen der 
Türkei und dem Kontinent stieg von 5,4 Mrd. US-Dollar im Jahr 
2003 auf 40,7 Mrd. US-Dollar im Jahr 2022. Der Auftragswert der 
von türkischen Unternehmen auf dem Kontinent durchgeführ-
ten Bauprojekte schoß auf 85 Mrd. US-Dollar hoch. Immer häu-
figer stach die Türkei dabei auch die Konkurrenz aus China aus.

Wie sehr sich der Kontinent dabei auch in eine wirtschaftliche 
Abhängigkeit begibt, zeigte sich Ende 2023 in Sierra Leone und 
Guinea Bissau: Hier stellte Karpowership den Strom ab, nach-
dem die Behörden Rechnungen in Höhe von 40 beziehungs-
weise 15 Millionen US-Dollar nicht bezahlt hatten. Unter ande-
rem in Krankenhäusern gab es laut Berichten der BBC deshalb 
vorübergehend kein Wasser mehr. Die Karpowership-CEO Zey-
nap Harezi weist allerdings darauf hin, dass die Stromversor-
gung wieder hergestellt wurde, nachdem die Verträge neu ver-
handelt worden seien.

Die Energieschiffe sind für viele Regierungen armer Länder 
als kurzfristige Lösung attraktiv: Sie bieten praktisch sofort ver-
gleichsweise sauberen Strom. Gleichzeitig fressen sie die Mit-
tel auf, die für den langfristigen Aufbau einer eigenen Erneu-
erbaren Energiewirtschaft benötigt würde. „Karpowership ist 
nicht Südafrikas Ritter in glänzender Rüstung, der hier ist, um 
die Energiekrise zu lösen“, sagt Liz McDaid von der Umwelt-NGO 
The Green Connection.

Doch das Unternehmen versogt schon heute acht afrikani-
sche Staaten, darunter Ghana, Senegal, Mosambik und die El-
fenbeinküste mit Strom. Und bald sollen weitere dazu kommen: 
„Wir sind in ständigem Kontakt mit Tansania, Kenia, Gabun, der 
Demokratischen Republik Kongo, Kamerun und Liberia“, sagt 
Zeynap Harezi dem Magazin Semafor.

for years. The opportunities for the company in Africa are “im-
mense“, says Harezi.

Overshadowed by China and Russia, Turkey has been striving 
for influence in Africa for decades. In 1998, Turkey presented its 
“Action Plan for Opening Africa“. Since then, relations with the 
continent have been a central element of Turkish foreign policy.

In 2003, Ankara presented an “Africa strategy“ to boost trade 
and direct investment. The entry ticket for the Turkish economy: 
technical assistance, cooperation and transfer of technology. Tur-
key declared 2005 and 2020 the “Year of Africa“ and further in-
tensified its efforts to establish economic and political relations 
with African countries.

Turkey trains African doctors and diplomats, and it is no coin-
cidence that the state airline Turkish Airline now flies directly 
to 38 of 54 African countries and 62 cities – more than any other 
non-African airline. Turkey intends to establish itself as a major 
Islamic power in the sub-Saharan states, thereby gaining geo-
strategic influence, access to growing markets and Africa‘s na-
tural resources.

With success: in 2008, the African Union granted Turkey the 
status of  “Strategic Partner“. In the same year, at the first Tur-
key-Africa Summit, the “Istanbul Declaration“ and a “Framework 
for Cooperation“ established closer ties. Turkish companies have 
carried out major infrastructure projects in Africa and invested 
in industries such as cement and steel, but also in medical and 
electrical businesses. Turkish NGOs and aid organizations sup-
port Turkey‘s presence on the continent. Roads, power plants, 
railroads, airports, power stations, hotels, apartments and con-
ference centers have been built in public-private partnerships 
worth billions. Bilateral trade between Turkey and the continent 
rose from 5.4 billion dollars in 2003 to 40.7 billion in 2022, while 
the contract value of construction projects by Turkish compa-
nies on the continentrose to 85 billion USD. Turkey increasin-
gly outperforms competitors from China.

The extent of the continent‘s dependency became obvious 
at the end of 2023 in Sierra Leone and Guinea Bissau. Karpow-
ership then turned off electricity after the authorities failed to 
pay bills amounting to 40 million and 15 million dollars respec-
tively. According to BBC reports, as a result, temporarily there 
was no water in hospitals, among other places. However, Kar-
powership CEO Zeynap Harezi points out that the power supply 
was restored after the contracts were renegotiated.

The energy ships are attractive to many governments of poor 
countries as a short-term solution: they provide comparatively 
clean electricity almost instantly. At the same time, they eat up 
funds that are needed for the long-term development of their 
own renewable energy industry. “Karpowership is not South 
Africa‘s knight in shining armor who is here to solve the energy 
crisis,“ says Liz McDaid from the environmental NGO The Green 
Connection.

But the company is already supplying eight African countries, 
including Ghana, Senegal, Mozambique and the Ivory Coast, with 
electricity. More are soon to follow: “We are constantlyin contact 
with Tanzania, Kenya, Gabon, the Democratic Republic of Congo, 
Cameroon and Liberia,“ Zeynap Harezi tells Semafor magazine.
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„Lokale Fischer befürchten den 
Verlust natürlicher Lebensräume 
– an Land und im Meer“

“Local fishermen fear 
the loss of natural 
habitats on land and 
in the sea“



Teil der 
Lösung sein
Be part of the solution

David Casimir
Mauritius

In Afrika leben 18 Prozent der Weltbevölkerung – aber sie ver-
ursachen nicht einmal vier Prozent der globalen Treibhaus-

gas-Emissionen. Die Folgen sind hier aber umso deutlicher zu 
spüren. Das gilt nicht nur für die Katastrophen durch Dürre- 
und Hochwasser in Ost- und Westafrika, sondern auch für die 
kleine Insel Rodrigues, ein Eiland der Republik Mauritius im In-
dischen Ozean.

Rodrigues ist ein Mikrokosmos der Herausforderungen vor 
die uns der Klimawandel stellt. Ruhig, von atemberaubender 
Schönheit und mit einzigartiger Natur gesegnet, ist die Insel 
heute mit der harten Realität der Klimakrise konfrontiert. Die 
biologische Vielfalt leidet, die Widerstandsfähigkeit der Be woh-
ne r:in nen wird auf die Probe stellt.

Der steigende Meeresspiegel bedroht Küsten, Wirbelstürme 
zerstören Lebensgrundlagen, und sich ändernde Wettermuster 
stellen traditionelle Anbaumethoden in Frage, mit denen ver-
schiedene Generationen ihren Lebensunterhalt bestritten ha-
ben. Die Strände schrumpfen, das Meer dringt ins Landesin-
nere vor, Korallen bleichen aus, weil das Wasser wärmer wird. 
Um neun Millimeter steigt der Wasserspiegel jedes Jahr. Drän-
gender könnte die Probleme für die rund 110 Quadratkilome-
ter kleine Insel kaum sein. Und Rodrigues ist damit nicht allein.

Im September 2023 richteten Kenia und die Afrikanische 
Union gemeinsam den ersten Afrikanischen Klimagipfel aus. 
Der Kontinent leidet unter Hitze-Extremen, Überschwemmun-
gen und schwere Dürren mit Zehntausenden von Toten. Diese 
Katastrophen werfen die Entwicklungsbemühungen zurück und 
führen zu mehr Hunger und Vertreibung. 30 Milliarden Dollar 
an Klima-Anpassungshilfen bekommt Afrika nach Weltbank-An-

In Africa live 18 percent of the world‘s population – but they are 
responsible for less than four percent of global greenhouse gas 

emissions. However, the consequences are all the more notice-
able here. This applies not only to disasters caused by droughts 
and flooding in East and West Africa, but also manifests itself 
in the small island of Rodrigues in the Indian Ocean which is 
part of the Republic of Mauritius. Rodrigues reflects the issues 
and challenges of climate change in a nutshell. Tranquil, blessed 
with breathtaking natural beauty and unique ecosystems, it now 
finds itself confronted with the harsh reality of the climate cri-
sis. Biodiversity is suffering and the resilience of its inhabitants 
is being put to the test.

Rising sea levels are threatening coastlines, cyclones are des-
troying people’s livelihoods and changing weather patterns are 
challenging traditional farming methods that have sustained for 
generations. As the sea encroaches, beaches are shrinking and 
warming oceans are causing coral bleaching. Water levels are ri-
sing by 9 millimeters every year. The problem could hardly be 
more pressing for this small island which encompasses only 
110 square kilometers.

And Rodrigues is not alone.
In September 2023, Kenya and the African Union jointly hos-

ted the first African Climate Summit. The continent suffers from 
heat extremes, floods and severe droughts with tens of thousands 
of deaths. These disasters set back development efforts and lead 
to more hunger and displacement. According to the World Bank, 
Africa receives 30 billion dollars in aid per year to adapt to cli-
mate change. The World Bank estimates it needs 280 billion dol-
lars per year.
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Der Klimaschutz soll Motor für einer grünen 
Transformation Afrikas werde. Wer kommt 
dafür als Partner infrage?

Climate protection is to become the driving 
force behind Africa‘s green transformation. 
Who is a suitable partner for this?



gaben pro Jahr. Den Bedarf schätzt die Weltbank aber auf 280 
Milliarden Dollar jährlich.

Passiv auf die Hilfe warten will der Kontinent nicht – darum 
ging es bei dem Gipfel in Nairobi. „Afrika will Teil der Lösung 
sein“, sagte der Gastgeber, Kenias Präsident William Ruto. „Wir 
können ein grünes industrielles Zentrum sein, das anderen Re-
gionen dabei hilft, ihre Netto-Null-Strategie bis 2050 zu errei-
chen.“ Die Erschließung der erneuerbaren Energieressourcen 
auf dem Kontinent sei nicht nur gut für Afrika, sondern auch 
für den Rest der Welt.

Was Ruto sagte, hörte etwa die EU gern. Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen nahm in ihrer Rede in Nairobi di-
rekt Bezug darauf. „Sie sind ein Teil der Lösung“, sagte von der 
Leyen. Mit seinem riesigen Potenzial für erneuerbare Energien 
und sauberen Wasserstoff, seltenen Rohstoffen, der „unglaubli-
chen“ Natur- und Artenvielfalt und den vielen jungen Arbeits-
kräften könnte Afrika dazu beitragen, die globalen Energiesys-
teme und Versorgungsketten zu sanieren. Allein durch die Be-
schleunigung des Übergangs zu Solar- und Windenergie könnten 
sich die Arbeitsplätze im Energiesektor in Afrika in wenigen Jah-
ren verdoppeln, rechnete von der Leyen vor. Und Afrika könnte 
genug saubere Energie produzieren, um nicht nur den eigenen 
Kontinent zu versorgen, sondern auch ins Ausland zu exportie-
ren. „Der Klimaschutz könnte eine der wichtigsten Triebfedern 
für Afrikas Wachstum sein“, so von der Leyen.

UN-Generalsekretär Antonio Guterres verwies auf den Hand-
lungsdruck hin, um tödliche Klimaextreme einzudämmen. Doch 
dazu braucht es ehrgeizige Zielvorgaben für erneuerbare Ener-
gien. Denn die Welt müsse sowohl das 1,5-Grad-Ziel einhalten 
als auch allen Menschen auf der Welt – vor allem in Afrika – er-
schwinglichen Strom zur Verfügung stellen. „Wir müssen alle 
zusammenarbeiten, damit Afrika zu einer Supermacht der er-
neuerbaren Energien wird“.

Der Gipfeltreffen hat nicht nur den Stimmen der afrikani-
schen Länder mehr Gewicht verliehen, sondern auch Partner-
schaften mit globalen Verbündeten gefördert.

Einer von ihnen ist die EU. Sie will die Zusammenarbeit bei 
den erneuerbaren Energien schon länger verstärken. Dazu hat 
sie eine Reihe von Programmen aufgelegt, die unter anderem 
von der African Renewable Energy Initiative unterstützt werden.

Eine der Grundlagen 
dafür ist die Af-
rika-EU-
Ener-

The continent does not want to passively wait for this – that 
was the objective of the summit in Nairobi. “Africa wants to be 
part of the solution,“ said the host, Kenya‘s President William 
Ruto. “We can be a green industrial hub that helps other regi-
ons achieve their net-zero strategy by 2050.“ Tapping into the 
continent‘s renewable energy resources is not only good for Af-
rica, he emphasized, but also for the rest of the world.

The EU, for example, was happy to hear what Ruto had to say. 
Commission President Ursula von der Leyen made a direct re-
ference in her speech in Nairobi. “You are part of the solution,“ 
said von der Leyen. With its huge potential for renewable energy 
and clean hydrogen, critical raw materials, “incredible nature 

and biodiversity“ and “young workforce“, Africa could help to 
clean up global energy systems and supply chains. By accelera-
ting the transition to solar and wind energy alone, jobs in the 
energy sector in Africa could double in just a few years, according 
to von der Leyen. And African countries could produce enough 
clean energy not only to provide for their own continent, but 
also to export abroad. “Climate protection could be one of the 
most important drivers of Africa‘s growth,“ said von der Leyen.

UN Secretary-General Antonio Guterres pointed to the pres-
sure to act in order to curb deadly climate extremes. However, 
this requires ambitious targets for renewable energies. After all, 
the world must both meet the 1.5 degree target and provide af-
fordable electricity to everyone in the world – especially in Af-
rica. “We must all work together to make Africa a superpower 
for renewable energy.“

The summit not only gave more weight to the voices of Afri-
can countries, but also fostered partnerships with global allies.

One of them is the EU, which has long focussed on strengthe-
ning cooperations in the field of renewable energies. To this end, 
it has launched a series of programs that are supported by the 
African Renewable Energy Initiative, among others.

One of the foundations is the Africa-EU Energy Partnership, 
which was revived at the EU-AU summit in Brussels in February 

2022. At the summit, the EU also presented its “Global Gate-
way“, a billion-euro instrument with which it intends 

to support “the continents‘ common goals for the 
2030 Agenda and the African Union‘s Agenda 

2063“. Part of the money is to be used for 
flagship projects in Africa in the energy 

sector. This includes the “Africa-EU 
Green Energy Initiative“, which 

was presented at the 2022 Brus-
sels Summit. It was flanked by 

a high-profile conference in 
Lisbon called the “EU-Af-

rica Green Investment Fo-
rum“, which took place 

in April 2023.
With its long-term 

strategy to support 
Africa‘s green trans-
formation, the EU 
not only wants to 
combat energy 
poverty, but re-
duce greenhouse 
gas emissions. 
The gap between 
voluntary com-
mitments and 

concrete action re-

”The Climate Summit has 
fostered partnerships 
with global allies“
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beim Africa Climate 
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giepartnerschaft, die auf dem EU-AU-Gipfel im Februar 2022 
in Brüssel erneuert wurde. Dort legte die EU mit ihrem 
„Global Gateway“ auch ein milliardenschweres Instru-
ment vor, mit dem sie die „gemeinsamen Ziele“ der 
Kontinente für die Agenda 2030 – der UN – und 
die Agenda 2063 – der Afrikanischen Union – 
unterstützen will. Ein Teil des Geldes soll für 
Vorzeigeprojekte im Energiesektor Afrikas 
fließen. Dazu zählt die „Afrika-EU-Initia-
tive für grüne Energie“, die ebenfalls auf 
dem Brüsseler Gipfel 2022 vorgestellt 
wurde. Flankiert wurde das Ganze un-
ter anderem durch eine hochkarätig 
besetzte Konferenz namens „EU-Af-
rica Green Investment Forum“ im 
April 2023 in Lissabon.

Mit dieser Unterstützung der grü-
nen Transformation Afrikas will die 
EU nicht nur Energiearmut bekämp-
fen, sondern auch die Treibhausgas-
emissionen drücken. Allerdings bleibt 
die Kluft zwischen Selbstverpflichtun-
gen und konkreten Ergebnissen groß. 
Gleichwohl hat sich der europäische An-
satz gegenüber Afrika in den letzten Jah-
ren erheblich weiterentwickelt: von traditi-
onellen, auf Hilfe basierenden Modellen ist 
er zu differenzierteren, partnerschaftlichen 
Strategien übergegangen.

Für Afrika ist das eine Chance, zunehmend als 
Kontinent anerkannt zu werden, der reich an Res-
sourcen, Innovationen und ungenutztem Potenzial und 
nicht mehr nur auf Hilfe angewiesen ist. Aus einem bloßen 
Empfänger von Entwicklungshilfe kann ein Verbündeter wer-
den. Und heute wird stärker als früher darauf geachtet, die af-
rikanischen Länder als gleichberechtigte Partner in die Gestal-
tung von Politiken und Agenden.

Eine Rolle spielt dabei zweifellos das Agieren neuer Akteure in 
Afrika, wie China, Indien und Russland. Sie haben die Dynamik 
des Engagements auf dem Kontinent erheblich verändert. Die 
aufstrebenden Mächte verfolgen andere Ansätze als die westli-
chen Staaten. Doch auch sie beeinflussen die wirtschaftliche, po-
litische und infrastrukturelle Entwicklung Afrikas – einschließ-
lich der Klimapolitik.

China tut sich dabei besonders durch Infrastrukturinvestiti-
onen, Handelspartnerschaften und Rohstoffgewinnung hervor 
– etwa im Rahmen seiner Belt and Road Initiative für Straßen, 
Häfen, Eisenbahnen und Energieanlagen. Das hilft bei der Ent-
wicklung Afrikas, wirft aber Bedenken hinsichtlich der Schul-
dentragfähigkeit und der Umweltfolgen auf.

Indien engagiert sich – etwa durch seinen India-Africa Fo-
rum Summit – bei wirtschaftlicher Zusammenarbeit und tech-
nologischem Austausch. Auch Russland verfolgt strategische In-
teressen in der Region. Das Land engagiert sich im Energiebe-
reich, bei Militärbündnissen und der Rohstoffgewinnung. Beim 
Thema Klimawandel tritt Moskau aber kaum in Erscheinung.

Die neuen Akteure bringen Ressourcen und alternative Ent-
wicklungsmodelle mit. Gelingt es, diese auf die Klimaziele abzu-
stimmen, dann wird sich das positiv auf die Widerstandsfähig-
keit der afrikanischen Ökosysteme auswirken. Und dann könnte 
die Insel Rodrigues im Indischen Ozean auch für künftige Ge-
nerationen die „Stress Free Island“ bleiben, als das es heute be-
rühmt ist.

mains wide though. Nevertheless, the European approach to Af-
rica has changed considerably over recent years: it has evolved 
from traditional, aid-based models to more differentiated stra-
tegies based on partnerships. For Africa, this is an opportunity 
to be increasingly recognized as a continent rich in resources, 
innovation and untapped potential – a continent which no lon-
ger is solely dependent on aid. So far a mere recipient of such 
development assistance, it can now become a strategic ally. More 
attention is being paid to involving African countries as equal 
partners in shaping policies and agendas.

The involvement of new players in Africa, such as China, India 
and Russia, undoubtedly plays a role here. They have changed the 
dynamics of engagement on the continent. Those emerging po-
wers are pursuing different approaches than their Western coun-
terparts – by which they are influencing Africa‘s economic, poli-
tical and infrastructural development, including climate policy.

China is particularly prominent through infrastructure in-
vestments, trade partnerships and raw material extraction – for 
example, as part of its Belt and Road Initiative for roads, ports, 
railroads and energy facilities. This helps with Africa‘s develop-
ment, but raises concerns about sustainability in regard to debt 
and environmental impact.

India is committed to economic cooperation and technological 
exchange, for example through its India-Africa Forum Summit.

Equally, Russia has its own strategic interests in the region. 
The country is involved in the energy sector, military alliances 
and the extraction of raw materials. When it comes to climate 
change, however, Russia barely makes an appearance.

The new players bring resources and alternative development 
models with them. If these can be aligned with climate targets, 
this will have a positive impact on the resilience of African eco-
systems.

The island of Rodrigues in the Indian Ocean could then, for fu-
ture generations, remain the “Stress Free Island“ that it is today.

„Der Klimagipfel hat Partner-
schaften mit globalen Verbün-
deten gefördert“
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No Axt in the Woods

Keine Axt 
im Walde

Tina Mehnpaine 
Liberia
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Die Hälfte des Regenwaldes 

in Westafrika liegt in Liberia
Foto: Peter Schickert/imago



Auf einen großen Bildschirm leuchtet ein Luftbild von sprie-
ßendem, hellgrünen Regenwald, durchzogen von tiefblauen 

Flußadern. An einem Tisch davor sitzt Liberias Finanzminister 
Samuel Tweah, gekleidet in einen hellen grauen Anzug, neben 
ihm, im traditionellen weißen Thawb, Scheich Ahmed Dalmook 
Al Maktoum, Mitglied der königlichen Familie von Dubai und 
ist Vorstandschef von Blue Carbon.

Der Begriff bezeichnet in der Klimawissenschaft eigentlich 
Kohlendioxid, das von den Ozeanen eingefangen wird. Al Mak-
toums Unternehmen aber geht es um Kohlenstofff, der in den 
Regenwäldern Afrikas gespeichert ist. Eine „Memorandum of 
Understanding“ (MoU) genannte Absichtserklärung dafür un-
terzeichneten Tweah und Al Maktoum im März 2023 in Dubai.

Eine Million Hektar Wald soll Blue Carbon 30 Jahre lang kon-
trollieren – und dafür so genannte CO2-Zertifikate erhalten. Da-
bei handelt es sich um Gutschriften für Emissionen, die ande-
ren das Recht geben, ihrerseits Treibhausgase zu emittieren. Für 
viele afrikanische Regierungen sind diese eigentlich als Klima-
schutzmaßnahme gedachten CO2-Zertifikate heute ein einfa-
cher Weg, um an dringend benötigtes Geld zu kommen. Kenias 
Präsident William Ruto nannte sie vor kurzem eine „beispiellose 
wirtschaftliche Goldmine“.

Im Fall Liberias sollen sie dadurch entstehen, dass der Re-
genwald entweder nicht abgeholzt, geschützt oder wiederauf-
geforstet wird.

50 Milliarden Dollar soll die Regierung der Vereinigten Arabi-
schen Emirate angeblich für das Projekt in einen Klimaschutz-
fonds einzahlen. Im geleakten MoU ist allerdings keine Summe 
genannt. Blue Carbon bekommt die Kontrolle über Wälder in den 
Bezirken Margibi, Sinoe, Lofa, Gbarpolu und River Cess. Der Erlös 
aus dem Verkauf der CO2-Zertifikate soll zu 70 Prozent an Blue 
Carbon und zu 30 Prozent an die liberianische Regierung flie-
ßen. Betroffene Gemeinden sollen die Hälfte dieses Anteils er-
halten – verlieren aber die Kontrolle über ihre Wälder.

Das Abkommen mit Liberia sei ein „Meilenstein“ um die 
„Netto-Null-Ziele“ gemäß Artikel 6 des Pariser Abkommens zu 
erreichen, sagte Al Maktum bei der Unterzeichnungszeremo-
nie der Absichtserklärung im März 2023 in Monrovia. Tatsäch-
lich verursachen die VAE durch ihr ungebremstes Öl- und Gas-
geschäft weiterhin massenhaft Treibhausgase. Diese wollen sie 
durch ihr eigenes Carbon-Credit-Programm formal ausgleichen.

Der erwähnte Artikel 6 des Pariser Abkommens ist höchst um-
stritten, weil seine Regeln sehr vage sind. Blue Carbon will vor 
allem CO2-Gutschriften für Nicht-Abholzung generieren. Ob das 
überhaupt im Sinne des Pariser Klimaabkommens ist, sollte auf 
der UN-Klimakonferenz COP28 im Dezember 2023 in Dubai fest-
gelegt werden – die die Arabischen Emirate, also der Eigner von 
Blue Carbon, ausrichteten. Unter anderem viele EU-Staaten wa-
ren dagegen, Waldschutzmaßnahmen für den staatlichen Emis-
sionshandel zuzulassen. Denn so können Staaten sich die Einhal-
tung ihre nationalen Klimaziele erkaufen, ohne selber Emissio-
nen zu reduzieren oder etwas für das Klima zu tun. Eine finale 
Einigung darüber gab es in Dubai nicht.

Man freue sich mit Blue Carbon zusammenzuarbeiten, um 
„unsere Wälder vor Zerstörung und Abholzung zu schützen“, 

An aerial view of a sprouting, bright green rainforest inter-
spersed with deep blue river veins lights up a large screen. 

At a table in front of it Liberia‘s Finance Minister Samuel Tweah, 
dressed in a light gray suit, is sitting with Sheikh Ahmed Dal-
mook Al Maktoum, dressed in the traditional white dishdasha. 
He is a member of the royal family of Dubai – and chairman of 
Blue Carbon. 

In climate science, the term actually refers to carbon dioxide 
that is captured by the oceans. Al Maktoum‘s company, howe-
ver, isdealing with carbon stored in the rainforests of Africa. 
Tweah and Al Maktoum signed a Memorandum of Understan-
ding (MoU) about this in Dubai in March.

Blue Carbon is to manage one million hectares of forest over 
the next 30 years – and receive so-called CO2 certificates in re-
turn. These are credits for emissions that give others the right 
to emit greenhouse gases. For many African governments, these 
CO2 certificates, which are actually intended to be a climate pro-
tection measure, are now an easy way to raise funds. Kenya‘s 
President William Ruto recently called them an “unpreceden-
ted economic gold mine“. In the case of Liberia, they are to be 
generated for either not cutting down the rainforest, protecting 
it or reforesting it.

For this project, the government of the United Arab Emira-
tes is supposed to invest 50 billion dollars into a climate pro-
tection fund. However, the leaked MoU does not specify a sum. 
Blue Carbon will gain control of forests in the districts of Mar-
gibi, Sinoe, Lofa, Gbarpolu and River Cess. 70 percent of the pro-
ceeds from the sale of CO2 certificates will go to Blue Carbon and 
30 percent to the Liberian government. Affected communities 
are to receive half of the country’s share – but will lose control 
over their forests. 

The agreement with Liberia is a “milestone“ for Blue Carbon 
to achieve the “net zero targets“ under Article 6 of the Paris Ag-
reement, said Al Maktum at the signing ceremony of the Memo-
randum of Understanding in Monrovia in March 2023. In fact, 
the UAE continues to produce massive amounts of greenhouse 
gases through its oil and gas business which continues unaba-
ted; through their own carbon offset program they intend to 
compensate for that. 

The aforementioned Article 6 is highly controversial because 
the rules are very vague. Blue Carbon primarily wants to gene-
rate CO2 credits for non-deforestation. Whether this is actually 
in line with the Paris Climate Agreement was to be decided at 
the UN Climate Change Conference COP28 in Dubai in Decem-
ber 2023 – which was hosted by the United Arab Emirates, the 
owner of Blue Carbon. Many EU countries, among others, were 
against allowing a government-run emissions trade through fo-
rest protection measures because it allows states to buy compli-
ance with their national climate targets without doing anything 
for the climate, such as reducing emissions themselves. No ag-
reement was reached in Dubai.

Finance Minister Samuel Tweah said his country is looking for-
ward to working with Blue Carbon to  “protect our forests from 
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„Staaten können sich so die Ein-
haltung ihrer Klimaziele erkaufen, 
ohne Emissionen zu reduzieren“

“In this way, states can buy 
compliance with their climate 
targets without reducing 
emissions.“

Das Unternehmen Blue Carbon aus Dubai 
will für den Schutz von einer Million Hektar 
Wald in Liberia CO2-Zertifikate erhalten. 
Doch Umweltschützer kritisieren den Deal

The Dubai company Blue Carbon wants 
to receive CO2 certificates to protect one 
million hectares of forest in Liberia. But 
environmentalists criticize the deal



sagte Liberias Finanzminister Samuel Tweah. Dies sei ein „wei-
terer Schritt in Richtung Nachhaltigkeit, um nahtlos Netto-Null-
Kohlenstoffemissionen zu erreichen“, so Tweah.

Die Hälfte des verbleibenden Regenwaldes in Westafrika liegt 
in Liberia. Die Bäume absorbieren Treibhausgase und können 
so dazu beitragen, die Auswirkungen des Klimawandels zu ver-
ringern. 2010 waren es noch 9,16 Millionen Hektar Naturwald, 
auf über 97 Prozent der Landesfläche. Heute sind es nur noch 
68 Prozent.

Der Wald ist Heimat von seltenen Waldelefanten, Zwergfluss-
pferden und Schimpansen. Rund ein Drittel der etwa fünf Mil-
lionen Ein woh ne r:in nen Liberias leben in den dichten Wäldern 
des Landes. Der trägt mit zehn Prozent zur Wirtschaftsleistung 
Liberias bei und schafft rund 40.000 Arbeitsplätze – da sind 
Einnahmem für den Schutz der Wälder und die CO2-Reduktion 
noch nicht enthalten.

Formell ist der Wald gut geschützt, praktisch jedoch nur un-
zureichend. Auf dem Environmental Performance Index, der die 
Umsetzung vom Umweltschutzgesetzen misst, landete Liberia 
2022 auf Platz 174 von 180 Staaten und auf dem letzten Platz in 
Afrika südlich der Sahara.

Es ist vor allem Korruption, die die Verabschiedung, die Umset-
zung und die Anwendung von Umweltvorschriften beeinträchtigt. 
Illegaler Holzeinschlag ist weit verbreitet. Wer Umweltverschmut-
zungen verursacht oder natürliche Ressourcen ausbeuten will, 
schmiert oft die Forstbehörden. Die sind ohnehin schwach auf-
gestellt und entsprechend korruptionsanfällig. Durch die Holzin-
dustrie und Kleinbauern sind seit dem Jahr 2000 etwa ein Fünftel 
der Waldfläche des Landes verloren gegangen. Allein 2022 waren 
es nach Angaben von Global Forest Watch rund 150.000 Hektar.

Um dagegen vorzugehen trat Liberia 2011 dem FLEGT-Pro-
gramm der EU bei, einem bilateralen Abkommen zwischen der 
EU und acht holzexportierenden Staaten, das die Nachhaltigkeit 
der Forstwirtschaft sichern soll. Zudem ist Liberia eines der 141 
Länder, die sich in der Glasgow Leader‘s Declaration verpflichtet 
haben, den Waldverlust „bis 2030 zu stoppen und umzukehren“.

Das Geschäft mit den  CO2-Zertifikaten ist dabei ein neues 
Phänomen in Liberia. Mit ihnen wird der Klimawandel von rei-
cheren Nationen genutzt, um in afrikanische Länder wie Libe-
ria einzudringen, die auf ihre Hilfe angewiesen sind. Im Ange-
sicht der Klimakrise und der zahlreichen Putsche in Westafrika 
bauen China und andere Staaten ihren Einfluss aus – unter an-
derem mit Klimaschutzinitiativen wie Blue Carbon. Über Liberia 
hinaus hat das Unternehmen Absichtserklärungen mit den Re-
gierungen von Papua-Neuguinea, Tansania, Sambia, Simbabwe, 
Kenia und womöglich auch Angola geschlossen.

Dutzende internationale Umweltschutzorganisationen for-
dern in Petitionen den Stop des Blue Carbon Deals in Liberia. 
„Die betroffenen Gemeinden wurden nicht ausreichend kon-
sultiert und darüber aufgeklärt, wie dieses Geschäft zustande 
kam“, sagt Richard Sam vom Sustainable Development Institute. 
Vorgeschrieben ist, dass Gemeinden eine „freie, vorherige und 
informierte Zustimmung“ zu Waldkonzessionen in ihren Gebei-
ten geben. Lokale Medien haben berichtet, dass die Bewohner 
dieser Gemeinden nie zu dem Blue Carbon-Deal befragt wur-
den. Die Umwelt-NGO Independent Forest Monitoring Coordi-
nating Mechanism sieht in der Übertragung der Landrechte an 
Blue Carbon einen Verstoß gegen das Eigentum der Gemein-
den an ihrem gewohnheitsmäßigen Land. „Die Vermarktung des 
Waldkohlenstoffs hat eindeutige Auswirkungen auf die Eigen-
tumsrechte, da sie die Rechte der Gemeinschaften berührt, zu 
bestimmen, wie ihr Land genutzt wird“, so die IFMCM.

destruction and deforestation“.  This is a “step towards sustaina-
bility to seamlessly achieve net zero carbon emissions“. 

Half of the remaining rainforest in West Africa is located in 
Liberia. In 2010, there were still 9.16 million hectares of natural 
forest, covering over 97 percent of the country‘s land area. Today 
this share has shrunk to 68 percent. The trees absorb greenhouse 
gases and therefore help to reduce the effects of climate change. 

The forest is home to rare forest elephants, pygmy hippos 
and chimpanzees. Around a third of Liberia‘s five million inha-
bitants live in the country‘s dense forests. This accounts for ten 
percent of the country‘s economic output and creates around 
40,000 jobs – not including the revenues from forest protec-
tion and CO2 reduction.

Formally, the forest is well protected, though the protection 
is poorly implemented. On the Environmental Performance In-
dex, which measures the adherence to environmental protec-
tion laws, Liberia ranked 174th out of 180 countries in 2022 – and 
last in sub-Saharan Africa. 

It is primarily corruption that impairs the adoption, imple-
mentation and application of environmental regulations. Illegal 
logging is widespread. Those who exploit natural resources or 
cause environmental pollution often bribe the forestry autho-
rities who are already in a weak position and therefore prone 
to corruption. Since 2000, around one fifth of the country‘s fo-
rest area has been lost through deforestation by the timber in-
dustry and small farmers. According to Global Forest Watch, this 
amounted to around 150,000 hectares in 2022 alone. 

To combat this, Liberia joined the EU‘s VPA FLEGT program 
in 2011, a bilateral timber trade agreement between the EU and 
eight timber-exporting countries. The aim of the program is to 
ensure the sustainability of forestry. Liberia is also one of the 
141 countries in the Glasgow Leader‘s Declaration that commit-
ted to  “halting and reversing forest loss by 2030“. 

The CO2 certificate business is a phenomenon new to Libe-
ria. Richer nations exploit climate change to push into African 
countries like Liberia that are dependent on their aid. In the face 
of the climate crisis and numerous coups in West Africa, China 
and other countries are expanding their influence – also with 
climate change initiatives such as Blue Carbon. In addition to 
Liberia, the company has signed memoranda of understanding 
with the governments of Papua New Guinea, Tanzania, Zambia, 
Zimbabwe, Kenya and possibly Angola.

Dozens of international environmental organizations have 
petitioned to stop the Blue Carbon Deal in Liberia. “Those com-
munities were not sufficiently consulted and didn’t know how 
this deal came about,“ says Richard Sam from the Sustainable 
Development Institute. It is prerequisite that communities af-
fected give “free, prior and informed consent“ to any forest con-
cessions in their areas. Local media have reported that the resi-
dents were never consulted about the blue carbon deal. The en-
vironmental NGO Independent Forest Monitoring Coordinating 
Mechanism (IFMCM) sees the transfer of land rights to Blue Car-
bon as a violation of the communities‘ ownership of their custo-
mary land. “The commercialization of forest carbon has a clear 
impact on property rights as it affects the rights of communi-
ties to determine how their land is used,“ IFMCM said.

„Umweltschutzorganisationen 
fordern den Stop des Blue 
Carbon Deals in Liberia“

“Environmental protection 
organizations demand a stop 
to the Blue Carbon Deal in  
Liberia“
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Das Wert
schöpfungs
Versprechen
The promise of value chain

Zanji Valerie Sinkala
Sambia
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Nur fünf Seiten ist das Dokument lang, dass die Regierungen 
der USA, der Demokratischen Republik Kongo und Sambias 

im Dezember 2022 in Washington unterzeichneten. Eine „integ-
rierte Wertschöpfungskette“ wollen die drei Staaten gemeinsam 
aufbauen – für die Herstellung von Batterien für Elektroautos. 
Das Besondere daran: Nicht nur die Rohstoffgewinnung sondern 
auch die Weiterverarbeitung und die Batterieproduktion selbst 
sollen in Afrika angesiedelt werden.

Das öffne „die Tür für Investitionen aus den USA und von 
Gleichgesinnten, um mehr Wertschöpfung in Afrika zu halten“, 
jubelte US-Außenminister Antony Blinken. „Das ist die Zukunft, 
und sie findet in der Republik Kongo und in Sambia statt.“

Die trilaterale Absichtserklärung bleibt zwar vage und enthält 
weder konkrete Verpflichtungen noch finanzielle Zusagen. Den-
noch könnte sie die Stellung des Kongo und Sambias, beides be-
deutende Produzenten kritischer Mineralien, entscheidend ver-
bessern. Denn bisher hatten die Länder von ihrem enormen Roh-
stoffvorkommen nur sehr spärlich profitiert.

Dabei hat die weltweit steigende Nachfrage nach Erneuerbaren 
Energietechnologien den Wettbewerb um diese Mineralien ver-
schärft. Afrika verfügt über etwa 30 Prozent der globalen Reser-
ven. Kongo, das rund 70 Prozent des weltweit verarbeiteten Ko-
balts fördert, und Sambia, ein wichtiger Kupferproduzent, stehen 
im Zentrum geopolitischer Auseinandersetzungen. Eine wich-
tige Rolle spielt dabei der Aufstiegs Chinas zu einem dominan-
ten Akteur bei der Ausbeutung kritischer Mineralien in Afrika.

China hat eine beträchtliche Präsenz im afrikanischen Berg-
bausektor aufgebaut und veredelt heute einen großen Teil der 
weltweiten Kobalt-, Kupfer-, Lithium- und Nickelproduktion. Die 
USA haben die Schwachstellen bei der eigenen Versorgung mit 
Mineralien erkannt – und versuchen die Konkurrenz auszuste-
chen. In der Abmachung mit dem Kongo und Sambia betonen 
die USA sehr, dass sie für einen verantwortungsvolleren Abbau 
stehen – also anders, so der Subtext, als es China und der Westen 
in der Vergangenheit.

Denn ausländische Investoren in Sambias Bergbausektor sind 
durch Verstöße gegen Arbeitnehmerrechte, Steuerhinterziehung 
und Umweltzerstörung aufgefallen. Multinationale Bergbauun-
ternehmen stellen ihre Gewinne über das Wohlergehen der loka-
len Bevölkerung. Das hat zu einem wachsenden Misstrauen der 
sambischen Bür ge r:in nen ihnen gegenüber beigetragen.

2013 verurteilte der Oberste Gerichtshof Sambias Mopani Cop-
per Mines und seine Schweizer Muttergesellschaft Glencore wegen 
Steuerhinterziehung zu einer Geldstrafe von 13 Millionen Dollar.

Laut Human Rights Watch leiden Sambier:innen, die in von 
China betriebenen Kupferminen arbeiten, unter ausbeuteri-
schen und gefährlichen Bedingungen. Beschäftigte berichten 
von mangelhaften Gesundheits- und Sicherheitsstandards, da-

The document signed by the governments of the USA, the De-
mocratic Republic of the Congo and Zambia in Washington in 

December 2022 is just five pages long. The three countries want 
to jointly establish an “integrated value chain“ for the produc-
tion of batteries for electric cars. The special feature: Not only 
the extraction of raw materials, but also the processing and bat-
tery production itself are to be located in Africa.

This opens “the door for investment from the US and like-min-
ded countries to keep more value creation in Africa“, said US Se-
cretary of State Antony Blinken at the signing ceremony during 
the U.S.-Africa Leaders‘ Summit in Washington D.C. “This is the 
future, and it‘s happening in the Republic of Congo and Zambia.“

The trilateral declaration of intent remains vague and con-
tains neither concrete commitments nor financial pledges. Ne-
vertheless, it could significantly improve the position of Congo 
and Zambia, both major producers of critical minerals. Until 
now, these countries have only benefited very little from their 
enormous reserves of raw materials.

The increasing global demand for renewable energy techno-
logies has intensified competition for these minerals. Africa has 
around 30 percent of global mineral reserves. Congo, which pro-
duces around 70 percent of the world‘s cobalt, and Zambia, a 
major copper producer, are at the center of geopolitical chan-
ges. The rise of China as a dominant player in the exploitation 
of critical minerals in Africa plays an important role.

China has established a significant presence in the African mi-
ning sector and now refines a substantial portion of the world‘s 
cobalt, copper, lithium and nickel production. The USA has reco-
gnized these weaknesses in its own supply of these minerals – 
and is trying to outdo the Chinese competition. In the deal with 
Congo and Zambia, the US is very keen to emphasize that it is 
aiming for more responsible mining than China and the West 
have done in the past.

Foreign investors in Zambia‘s mining sector have a history of 
exploitation and labor rights abuses, tax evasion and environ-
mental degradation. Multinational mining companies put their 
profits above the welfare of the local population. This has con-
tributed to a growing mistrust of the mining industry among 
Zambian citizens.

In 2013, Zambia‘s Supreme Court fined Mopani Copper Mi-
nes and its Swiss parent company Glencore 13 million dollars 
for tax evasion.

According to Human Rights Watch, Zambians working in Chi-
nese-operated copper mines suffer from exploitative, illegal wor-
king conditions. Among other things, workers have suffered from 
poor health and safety conditions, including inadequate ventila-
tion, which carries the risk of serious lung diseases. Legal working 
time limits are exceeded and damaged protective equipment is 
not replaced. If employees refuse to work in hazardous environ-
ments, they are intimidated and threatened with dismissal. In 
2022, it was revealed that 20 miners in the Serenje district had 
developed brain damage and Parkinson‘s-like symptoms due to 
manganese contamination. The mining company Southern Af-
rica Ferro Alloys Ltd had not provided adequate protective equip-

„Die Rrivalität zwischen den USA  
und China könnte helfen, bessere 
Bergbauabkommen auszuhandeln“

Die zehn größten Kobalt-
Bergbauproduzenten weltweit  
im Vergleich zu Sambia  
im Jahr 2022 (in Tonnen) 

Ten largest mining producers 
worldwide of cobalt compared  
to Zambia in 2022 (in metric tons) 
Quelle/Source: USGS Mineral Commodity Summaries 
2023 & Zambian Ministry of Mines and Minerals 
Development 2023

10.000 t
Indonesia

8.900 t
Russia

5.900 t
Australia

3.800 t
Cuba

Sambia und der Kongo hoffen darauf,
ihre Rohstoffe bald im eigenen Land 
selber weiterverarbeiten zu können

Zambia and the Congo hope to be 
able to process raw materials in their 
own countries in the future



runter unzureichender Belüftung, was das Risiko schwerer Lun-
genkrankheiten erhöht. Gesetzliche Arbeitszeitgrenzen werden 
überschritten, beschädigte Schutzausrüstungen nicht ersetzt. 
Wenn Beschäftigte sich weigern, in gefährlichen Umgebungen 
zu arbeiten, werden sie oft eingeschüchtert oder ihnen wird mit 
Kündigung gedroht.

2022 wurde bekannt, dass 20 Bergleute im Distrikt Serenje 
aufgrund von Manganverschmutzung Hirnschäden und Par-
kinson-ähnliche Symptome entwickelt hatten. Die Bergbauge-
sellschaft Southern Africa Ferro Alloys Ltd hatte keine ausrei-
chende Schutzausrüstung zur Verfügung gestellt. Häufig werden 
Verletzungen und Gesundheitsschäden bei Bergleuten und Ge-
meinden nicht gemeldet – auch dies ist ein Verstoß gegen sam-
bische und internationale Arbeitsvorschriften. Die in chinesi-
schem Besitz befindlichen und von China geführten Unterneh-
men in Sambia tun Sicherheits- und Gesundheitsmaßnahmen 
häufig als unbedeutend ab.

Die Großmachtrivalität zwischen den USA und China könnte 
Sambia und dem Kongo nun ermöglichen, ihre eigenen techni-
schen Fähigkeiten zu verbessern und bessere Bergbauabkom-
men auszuhandeln. Beides könnten wichtige Faktoren für den 
geplanten Aufbau der eigenen Batterieproduktion und somit für 
die Verbesserung der sozialen Lage der Bevölkerung sein.

Die USA versuchen, Chinas Dominanz bei der Ausbeutung 
der   kritischen Mineralien in Afrika einzudämmen. Offen ist, 
wie China darauf reagiert. Im Bergbau- und Energiesektor so-
wie der Infrastrukturentwicklung hat China im Vergleich zu den 
USA erheblich mehr vorzuweisen – und so seinen Zugang zu Af-
rikas natürlichen Ressourcen gesichert. Chinas Strategie besteht 
meist darin, Hilfe für die Entwicklung der Infrastruktur gegen 
Zugang zu natürlichen Ressourcen zu tauschen. So konnten sich 
chinesische Unternehmen Schürfrechte sichern und haben in 
Projekte auf dem gesamten Kontinent investiert. Das Land ist für 
viele Staaten Afrikas zu einem wichtigen Wirtschaftspartner ge-
worden, sein Einfluss hat erheblich zugenommen. Über 100.000 
Chi ne s:in nen sollen heute in allein Sambia leben und mehr als 
600 Firmen betreiben

Indes unterhalten auch die USA seit langem Beziehungen nach 
Afrika. Sie engagieren sich im Handel, aber auch bei Entwick-
lungsprojekten. Zuletzt ab es eine Reihe neuer US-Initiativen zur 
Förderung von Wirtschaftswachstum, guter Regierungsführung 
und Sicherheit.

Direkt nach Unterzeichnung des MOUs mit Sambia präsen-
tierte der US-Konzern KoBold Metals seine Pläne für das Land. 
Schon länger beutet KoBold Metals Kupfer- und Kobaltvorkom-
men in der sambischen Mingomba-Mine in der Provinz Copper-
belt aus. In den nächsten zehn Jahren will das Unternehmen, das 
bei der Mineralexploration künstliche Intelligenz einsetzt, mehr 
wichtige Metalle in Sambia fördern – und dies mit der „Agenda 
für saubere Energie“ in der Region in Einklang bringen.

Gleichzeitig bauen chinesische Unternehmen ihre Präsenz in 
der Region weiter aus. Im September empfing Chinas Präsident 
Xi Jinping seinen sambischen Amtskollegen Hakainde Hichilema 
in Peking. China habe die Beziehungen zu Sambia immer aus ei-
ner „langfristigen Perspektive betrachtet“, sagte Xi. Nun sei man 
bereit, mit Sambia zusammenzuarbeiten, „um die tiefe traditi-
onelle Freundschaft in eine starke treibende Kraft für eine Win-
Win-Kooperation zu verwandeln und die bilateralen Beziehun-
gen auf eine neue Ebene zu heben.“

ment. Injuries and ill-health among miners and communities 
often go unreported – another violation of Zambian and inter-
national labor regulations. Chinese-owned and Chinese-mana-
ged companies in Zambia often dismiss safety and health mea-
sures as insignificant.

The great power rivalry between the US and China could ena-
ble Zambia and Congo to improve their own technical capabili-
ties and negotiate better mining agreements. Both could be de-
cisive factors for the planned development of their own proces-
sing and battery production and thus for improving the social 
situation of the population.

The US is trying to curb China‘s dominance in Africa‘s critical 
mineral supply chains. The memorandum of understanding is a 
soft power instrument intended to make future negotiations ea-
sier for the USA. It remains to be seen how China would attempt 
to assert its influence in Africa‘s raw materials sector. Compa-
red to the USA, China has considerably more to show in the mi-
ning and energy sector as well as in infrastructure development 
– and has thus also secured its access to Africa‘s natural resour-
ces. China‘s strategy is usually to trade aid for infrastructure de-
velopment for access to natural resources. This has allowed Chi-
nese companies to secure mining rights and invest in projects ac-
ross the continent. The country has become an important trading 
partner for many African countries and its economic influence 
has increased considerably. Around 100,000 Chinese are said 
to live in Zambia today and operate more than 600 companies

Meanwhile, the USA has also long maintained relations with 
Africa. They are involved in trade but also in development pro-
jects. Most recently, there have been a number of new US initiati-
ves to promote economic growth, good governance and security.

The dynamics of global competition for African resources are 
correspondingly complex, and the balance of power and influ-
ence can change quickly.

Immediately after signing the MOU with Zambia, the US com-
pany Kobold Metals presented its plans for Zambia. Kobold Me-
tals has been exploiting copper and cobalt deposits in the Zam-
bian Mingomba mine in the Copperbelt province for some time. 
Over the next ten years, the company, which uses artificial in-
telligence in mineral exploration, wants to extract more impor-
tant metals in Zambia – in line with the “clean energy agenda“ 
in the region.

At the same time, Chinese companies continue to expand their 
presence in the region. In September, China‘s President Xi Jin-
ping received his Zambian counterpart Hakainde Hichilema in 
Beijing. China has “always viewed relations between China and 
Zambia from a strategic and long-term perspective“, said Xi. Now 
China is willing to work with Zambia “to transform the deep tra-
ditional friendship into a strong driving force for win-win coope-
ration in the new era and lift bilateral relations to a new level.“

“The rivalry between the 
US and China could help 
negotiate better mining 
agreements“

130.000 t
DR Congo

5.900 t
Australia

3.800 t
Philippines

3.000 t
Papua  

New Guinea

2.700 t
Turkey

2.300 t
Marocco

2.200 t
China

251 t
Zambia

3.800 t
Cuba



Educating a nation

Bildung für 
die Nation

Rachel Amara
Sierra Leone
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Frauen in 
öffentlichen Ämtern sind in 

Sierra Leone keine Seltenheit mehr
Foto:  Parliament Sierra Leone
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Viele afrikanische Länder tun sich heute schwer damit, die 
Beschäftigungsmöglichkeiten von Frauen zu verbessern. Si-

erra Leone, wo traditionelle Überzeugungen eine wichtige Rolle 
spielen, ist da keine Ausnahme. Und obwohl sich die Mentalität 
langsam verändert, gibt es immer noch Widerstand in traditio-
nell orientierten Gemeinschaften.

In dem Jahrzehnt des Bürgerkriegs in Sierra Leone, von 1991 
bis 2002, war die Diskriminierung von Mädchen und Frauen weit 
verbreitet. Das galt sowohl für den Zugang zu Bildung als auch 
für politische Ämter. Seither aber gab es Fortschritte: Frauen 
haben mehr Ehrgeiz entwickelt, die Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern nahm ab. Es gibt weniger Diskriminierung von 
Mädchen, heute können mehr von ihnen Bildung erlangen und 
mit ihren männlichen Kollegen konkurrieren.

Im November 2023 wurde schließlich ein neues Gesetz verab-
schiedet, das Frauen in vielen Bereichen die Gleichberechtigung 
garantiert. Unter anderem dürfen sie nun eigenes Land besit-
zen und selbst Verträge abschließen. Jahrelang hatten sich Ak-
tivistinnen dafür eingesetzt. Das neue Gesetz ist einmalig auf 
dem afrikanischen Kontinent.

Bereits Anfang 2023 war ein Gleichstellungsgesetz verabschie-
det worden, nachdem ein Drittel aller Kan di da t:in nen bei Wah-
len Frauen sein müssen. Daraufin stieg der Frauenanteil im män-
nerdominierten Parlament bei der letzten Wahl von 17 auf 41 Per-
sonen. Gleichzeitig aber beklagt die Frauenrechgtsorganisation 
medica mondiale, dass friedliche Demonstrationen von Frauen-
rechtlerinnen mehrfach gewaltsam aufgelöst und Proteste un-
terdrückt worden seien. Es sei auch zu Brandanschlägen und 
Mordversuchen gekommen, etwa gegen Frauen, die für die Op-
position kandidierten.

Bereits 2022 wurde ein wegweisendes Gesetz beschlossen, 
nach welchem die Belegschaften von Privatfirmen mit mehr 
als 25 Beschäftigten zu 30 Prozent mit Frauen besetzt werden 
müssen. Das gilt auch für Regierungsstellen, Positionen im öf-
fentlichen Dienst und das Kabinett. „Die Zukunft von Sierra Le-
one ist weiblich“, sagte Präsident Julius Maada Bio bei der Un-
terzeichnung des Gesetzes, das Ende 2022 vom Parlament ver-
abschiedet wurde. Es müsse alles dafür getan werden, Frauen 
rechtzeitig, vollständig und bedingungslos in das öffentliche 
Leben, die Regierungsführung und die Entwicklung des Landes 
einzubeziehen, so Bio.

Positive Veränderungen für Frauen gibt es auch im medizi-
nischen Bereich: Aufgrund der verbesserten Versorgung von 
schwangeren Frauen ist die Todesrate während der Schwanger-
schaft seit 2000 um 74 Prozent gesunken.

Im Bemühen um eine bessere Beteiligung von Frauen in Po-
litik und Verwaltung hat Sierra Leone nach dem Bürgerkrieg 
viel Unterstützung von internationalen Organisationen erhal-

Many African countries are currently struggling to improve 
employment opportunities for women. Some blame the 

respective cultures and traditions, others the low level of edu-
cation of women, which prevents them from keeping up with 
their male colleagues.

Sierra Leone, where traditional practices and beliefs play an 
important role, is no exception. And although the mentality of 
many people is changing, there is still resistance in some tra-
ditional communities.

During the decade of civil war in Sierra Leone, from 1991 
to 2002, discrimination against girls and women was wides-
pread. This applied both to access to education and to politi-
cal office, for example.

Since then there has been social progress. Women have de-
veloped ambition and gender inequality has decreased. There 
was less discrimination against girls, and today more of them 
can get an education and compete with their male counter-
parts in the country.

In November 2023, a new law was passed that guarantees 
women equal rights in many areas. Among other things, they 
are now allowed to own their own land and conclude contracts 
themselves. Women activists had been campaigning for this for 
years. The new law is unique on the African continent.

At the beginning of the year, an equality law was passed, 
which stipulates that a third of all candidates in elections must 
be women. As a result, the proportion of women in the male-
dominated parliament rose from 17 to 41 in the last election. At 
the same time, the women‘s rights organization medica mondi-
ale complains that peaceful demonstrations by women‘s rights 
activists have been violently broken up on several occasions 
and protests suppressed. There have also been arson attacks 
and attempted murders, for example against women running 
for the opposition.

A groundbreaking law was passed in 2022, according to 
which 30 percent of the staff of private companies with more 
than 25 employees must be women. This also applies to govern-
ment positions, positions in the civil service and the cabinet. 
“The future of Sierra Leone is female,“ said President Julius 
Maada Bio at the signing of the law, which was passed by par-
liament at the end of 2022. According to Bio, everything must 
be done to include women in public life, governance and the 
country‘s development in a timely, complete and uncondi-
tional manner.

There have been positive changes for women in the medical 
sector. Due to improved care for pregnant women, the death 
rate during pregnancy has fallen by 74 percent since 2000

In its efforts to improve the participation of women in poli-
tics and administration, Sierra Leone received a lot of support 
from global organizations after the civil war – and was able to 
increase the proportion of women in public office. Education 
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„Nach dem Gleichstel-
lungsgesetz von 2023 
muss ein Drittel  
aller Kan di da t:in nen  
bei Wahlen Frauen sein“

“According to the Equality 
Act of 2023, a third of all 
candidates in elections must 
be women“

Fortschrittliche Gesetze ebneten Sierra 
Leones Frauen den Weg in politische 
Ämter – und bringen auch die 
Gesellschaft insgesamt voran

Progressive laws have paved the 
way for Sierra Leone‘s women to 
hold political office – and are also 
advancing society as a whole



ten – und konnte auch dadurch den Anteil von Frauen in öffent-
lichen Ämtern steigern. Bildung von Frauen und Mädchen ist 
heute eine nationale politische Priorität.

Dazu haben viele internationale Geber und Partner einen 
wichtigen Beitrag geleistet: Der Commonwealth, Ecowas, die Af-
rikanische Union, die USA, Großbritannien, die USA, Frankreich, 
China und die EU. Letzte finanziert eine Reihe von Reformprojek-
ten für eine verantwortungsvolle Regierungsführung. In Westaf-
rika unterstützt sie etwa das Netzwerk Send, das in Ghana, Libe-
ria und Sierra Leone unter anderem zum Thema Frauenförde-
rung in ländlichen Gebieten arbeitet. Die Bildungsprogramme 
und Projekte zum Empowerment von Mädchen sollen diesen 
unter anderem helfen, eine Ausbildung abzuschließen. Frauen 
werden unterstützt, von ihren Ehemännern unabhängig zu wer-
den, was auch die Einkommenssituation der Haushalte verbes-
sert. Die finanzielle Unabhängigkeit wiederum ist eine Voraus-
setzung, politische Ämter übernehmen zu können – und so wie-
derum die Gleichstellung der Geschlechter in der Gesellschaft 
insgesamt zu fördern.

„Send hat viel dafür getan, dass Frauen in Fragen der Regie-
rungsführung im Land einen Platz bekommen“, sagt Doris Mo-
riba, die Präsidentin des Young Women in Governance Network 
im Distrikt von Kenema, der zweitgrößten Stadt des Landes. Mit 
Sensibilisierungskampagnen und Trainings habe sich die Or-
ganisation dafür eingesetzt, eine angemessene Repräsentation 
zu erreichen und so die jüngst eingeführte 30 Prozent-Quote 
den öffentlichen Institutionen des Landes zu erfüllen geholfen.

„Die Schulungen haben bei Frauen das nötige Bewusstsein 
geschaffen, um sich für Führungspositionen zu bewerben“, sagt 
Moriba. Sie seien ein „Augenöffner“ gewesen: „Frauen haben ver-
standen, dass der Beruf des Parlamentsmitglieds nicht nur für 
Beamte im Ruhestand geeignet ist.“ Heute gebe es vier weibli-
che Parlamentarierinnen und viele weibliche Ratsmitglieder so-
wohl in der Stadt Kenema als auch im Distriktsrat. Das sei nur 
möglich, weil Frauenorganisationen wie Send der neuen Quote 
zur Durchsetzung verholfen hätten.

Eine der Teilnehmerinnen an den Schulungen von Send ist 
Baby Naomi Salam, die heute Stadträtin in Kenema ist. „Send hat 
uns weibliche Kandidaten finanziell unterstützt und auch un-
sere Plakate produziert, die uns in unserem Bezirk vorstellten“, 
sagt Naomi Salam. In den Seminaren zur Vorbereitung der Wahl 
am 24. Juni 2023 habe sie viel über „die besten politischen Prak-
tiken“ und „verantwortungsvolle Führung“ erfahren.

„Die Schulungen von Send haben die Beteiligung und auch 
ihre Unterstützung füreinander erhöht“, sagt auch Rugiatu Se-
say-Koroma, die stellvertretende Bürgermeisterin von Kenema. 
So seien Frauen nun eher in der Lage, sich an öffentliche Ver-
sammlungen zu wenden und mit großem Selbstvertrauen in 
der Öffentlichkeit zu sprechen. „Wenn man einen Mann bildet,  
bildet man ein Individuum, aber wenn man eine Frau bildet, 
bildet man die Nation,“ sagt Sesay-Koroma.

of women and girls is a national priority and many women are 
running for political office.

Many international donors and partners have made an im-
portant contribution to this: The Commonwealth, Ecowas, the 
African Union, the US, the UK, the US, France, China and the 
EU. The latter finances a number of reform projects for good 
governance in Africa.

In West Africa, for example, it supports the Send network, 
which works in Ghana, Liberia and Sierra Leone on issues such 
as the advancement of women in rural areas. Educational pro-
grams and projects to empower girls are designed to help them 
complete their education. Women are supported in becoming 
independent from their husbands, which also improves the 
income situation of households. Financial independence is a 
prerequisite for being able to take on political office – and in 
turn promote gender equality in society as a whole.

“Send has done a lot to ensure that women have a place in 
governance issues in the country,“ says Doris Moriba, President 
of the Young Women in Governance Network in the district of 
Kenema, the country‘s second largest city. Through awareness 
campaigns and training, she says she has successfully worked 
towards achieving adequate representation and the recently in-
troduced 30 percent quota in the country‘s public institutions.

“The training courses have created the necessary awareness 
among women to apply for management positions,“ says Mo-
riba. They have been an “eye-opener“: “Women have understood 
that the job of a member of parliament is not just for retired 
civil servants.“ Today, there are four female members of par-
liament and many female councillors both in the city of Ken-
ema and in the district council. This is only possible because 
women‘s organizations such as Send have helped to achieve 
the 30 percent quota.

One of the participants in Send‘s training courses is Baby 
Naomi Salam, who is now a councillor in Kenema. “Send helped 
us female candidates financially and also produced our pos-
ters that introduced us in our district,“ says Naomi Salam. In 
the seminars in preparation for the election on June 24, 2023, 
she learned a lot about “best political practices“ and “respon-
sible leadership“.

“Send‘s trainings have increased women‘s participation in 
governance and their support for each other,“ says Rugiatu Se-
say-Koroma, the deputy mayor of Kenema. Women are now 
more able to address public meetings and speak in public with 
great confidence. “When you educate a man, you educate an 
individual, but when you educate a woman, you educate the 
nation,“ says Sesay-Koroma.
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„Finanzielle  
Unabhängigkeit ist 
eine Voraussetzung 
für die Gleichstellung 
der Geschlechter in 
der Gesellschaft “

“Financial independence 
is a prerequisite for 
gender equality in  
society“



Grünes Gold 
aus Malawi
Green gold from Malawi

Florence Mwale 
Malawi

Im Jahr 1980 hinterließ der legendäre Reggae-Musiker Bob Mar-
ley einen nachhaltigen Eindruck in der gerade unabhängig ge-

wordenen Nation Simbabwe, dem früheren Rhodesien. Mit sei-
ner Band, den Wailers, trat er bei der offiziellen Zeremonie zur 
Feier der Unabhängigkeit des Landes von der britischen Herr-
schaft auf. Marley ahnte nicht, dass sein Besuch in Afrika nicht 
nur wegen seiner ikonischen Musik in die Geschichte eingehen 
würde, sondern auch wegen einer unerwarteten Entdeckung, die 
er machte: Malawi Gold, eine lokale auch als „Chamba“ bekannte 
Cannabissorte, die fortan Kultstatus erlangen sollte.

Als Marley in die pulsierende Atmosphäre Simbabwes ein-
tauchte und Malawi Gold probierte, lobte er das „Kraut“ dafür, 
dass es ihn „unbesiegbar“ machte. Das legte den Grundstein für 
eine faszinierende Symbiose von Kultur, Wirtschaft und Land-
wirtschaft in Malawi.

Obwohl es nicht legal ist, gehört Malawis Marihuana zu den 
besten Sorten der Welt. Die Weltbank stuft es als eine der am 
stärksten psychoaktiven der rein afrikanischen Sativa-Sorten ein 
und stellte 2011 fest, dass der Handel mit Marihuana etwa 0,2 
Prozent des jährlichen BIP von Malawi ausmacht. Heute soll die 
Pflanze eines der wichtigsten Exportgüter des Landes sein, ob-
wohl jährlich fast zehn Tonnen im Inland beschlagnahmt wer-
den. Für jene, die nicht erwischt werden, ist das Marihuana aus 

In 1980, legendary reggae musician Bob Marley left an indeli-
ble impression on the newly independent nation of Zimbabwe, 

formerly known as Rhodesia. He and his band The Wailers per-
formed at the official ceremony to celebrate the country‘s inde-
pendence from British rule. Little did Marley know that his visit 
to Africa would go down in history not only because of his iconic 
music, but also because of an unexpected discovery he made: Ma-
lawi Gold, a cannabis strain known locally as  „Chamba“, which 
would soon become famous.

When Marley immersed himself in the vibrant atmosphere 
of Zimbabwe and tried Malawi Gold, he praised the „herb“ 
for making him „invincible.“ This laid the foundation for a 
fascinating symbiosis of culture, economy and agriculture 
in Malawi.

Although it is not legal, Malawi‘s marijuana is one of the best 
and finest varieties in the world. The World Bank classifies it as 
one of the most psychoactive of the purely African sativa strains. 
In 2011, the World Bank stated that the trade in marijuana ac-
counts for around 0.2 percent of Malawi‘s annual GDP. The plant 
is considered to be one most important export goods in the coun-
try, even though almost ten tons are being confiscated domes-
tically every year. It is a perfect cash cow to easily turn into for-
eign currency.
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Nutzhanf und medizinisches Cannabis 
sind schon legal – ein Ende des Verbots 
von Marihuana aber könnte Malawi 
Hunderte Millionen Dollar bringen

Industrial hemp and medical cannabis 
are already legal – but ending the ban on 
marijuana could bring Malawi hundreds 
of millions of dollars

„Hohe Lizenzgebühren sind  
ein großes Hindernis für den 
Nutzhanf-Anbau“

„High royalties are
a major obstacle to  
industrial hemp cultivation“



Malawi eine perfekte Cash-Cow, mit der sich gut Devisen er-
wirtschaften lassen.

2022 rechnete der Wissenschaftler Brian Phiri Kampanje aus, 
dass Malawi durch die Cannabis-Industrie jährlich eine halbe 
Milliarde US-Dollar einnehmen könnte, wenn die Behörden den 
Anbau zulassen und regulieren würden. Denn trotz des Verbots 
in Malawi wächst der Schwarzmarkt – zum Nachteil für den Staat, 
der von den Erlösen profitieren könnte.

Doch obwohl die UN Marihuana für medizinische Zwecke von 
der Liste der harten Drogen gestrichen haben, und manche Tou-
risten das Land nur wegen des betörenden „Chamba“ besuchen, 
steht die malawische Regierung einer Legalisierung skeptisch 
gegenüber. Und auch NGOs und religiöse Vereinigungen lehnen 
eine Freigabe der beliebten Pflanze ab. Die Gruppe Drug Fight 
Malawi etwa verweist auf Psychosen, die durch missbräuchli-
chen Konsum ausgelöst werden können. Die Organisation ist 
der Ansicht, dass eine Legalisierung mehr Schaden anrichten 
und auch bei den Einheimischen auf Widerstand stoßen würde.

Der Wissenschaftler Kampanje hingegen ist überzeugt, dass 
die Vorteile der Hanfnutzung überwiegen. Alle wüssten, dass 
viele Touristen kommen, um Cannabis im Land zu konsumie-
ren, die Tourismusindustrie profitiere vom informellen Handel. 
„Millionen von Menschen auf der ganzen Welt sind daran inter-
essiert, das Malawi Gold zu probieren“, sagt Kampanje. Die Regie-
rung sollte mit Staaten wie die USA und Kanada, die den Konsum 
legalisiert haben, über einen Modus für den Export verhandeln.

Mehr als 40 Jahre nachdem Bob Marley Malawi Gold lobte, 
steht das Land damit an einem Scheideweg seiner Wirtschafts-
geschichte. Obwohl es noch nicht in der Lage ist, die Vorteile 
seines einzigartigen Cannabis‘ voll auszuschöpfen, fördert es 
inzwischen immerhin den Anbau von Nutzhanf und medizi-
nischem Cannabis, um sich im Wettbewerb eines schnell wach-
senden Marktes behaupten zu können.

Zuvor hatte Malawi lange auf den Tabakexport gesetzt, kämpft 
aber seit einiger Zeit mit einem Rückgang der Nachfrage. Ein ge-
stiegenes Gesundheitsbewusstsein und Berichte über Kinderar-
beit auf Tabakplantagen hatten den Absatz einbrechen lassen.

2020 verabschiedete das Parlament dann ein Gesetz zur Regu-
lierung von Cannabis und entkriminalisierte damit dessen Nut-
zung für den industriellen und den medizinischen Gebrauch. 
Mit diesem Schritt zog Malawi mit Nachbarländern wie Sim-
babwe, Sambia, Lesotho und Südafrika gleich. Das Gesetz un-
terscheidet dabei zwischen Nutzhanf, medizinischem Cannabis 
und Marihuana für den 
Freizeitkonsum, 
das immer 
noch 

In 2022, scientist Brian Phiri Kampanje calculated that Ma-
lawi could earn half a billion US dollars a year from the canna-
bis industry if the authorities were to take on regulating culti-
vation. Despite the ban on hemp in Malawi, the black market is 
growing – much to the detriment of the state who could bene-
fit from the proceeds.

However, although the UN has removed marijuana used for 
medicinal purposes from the list of riskiest drugs, and even 
though some tourists visit the country only to sample the en-
chanting „Chamba“, the Malawian government is sceptical about 
legalization. NGOs and religious associations also position them-
selves against making the popular plant legal. The group Drug 
Fight Malawi, for example, points out that abusive consumption 
can lead to psychotic reactions. The organization assumes that 
legalization would cause greater harm and be met with resist-
ance from the local population.

Scientist Kampanje, on the other hand, is convinced that the 
advantages of hemp outweigh the disadvantages. Malawians are 
aware that tourists come to consume cannabis, and the tourism 
industry has benefited from the informal trade. „Millions of peo-
ple around the world are interested in tasting Malawian gold,“ 
says Kampanje. The government should negotiate about export-
ing it to countries where consumption has been legalized, such 
as the US and Canada.

More than 40 years after Bob Marley praised Malawi gold, the 
country is at a crossroads in its economic history. Although Ma-
lawi is not yet able to take full advantage of its unique hemp, it 
has at least reconsidered its approach to industrial and medicinal 
cannabis to compete in a rapidly growing and competitive market.

The country had traditionally relied on tobacco exports, but 
has been struggling for some time due to a decline in demand. 
Increased health awareness and reports of child labor on tobacco 
plantations caused sales to plummet.

In 2020, parliament passed a law about regulating cannabis, 
decriminalizing it for industrial and medical use. With this step, 
Malawi drew level with neighboring countries such as Zimba-
bwe, Zambia, Lesotho and South Africa. The law distinguishes 
between industrial hemp and marijuana for recreational use, 
which is still prohibited. A content of 0.3 percent of the psycho-

active substance tetrahydrocannabinol was set as a limit 
between the categories.

During the 2023 budget debate in parliament, 
Finance Minister Simplex Chithyola said that 

Malawi could generate around 700 million 
US dollars annually from cannabis bio-

mass. The government now wants to 
revise the Cannabis Act.

Agricultural expert Tamani Nk-
hono Mvula, however, doubts 

that Malawi can develop a mar-
ijuana economy that can hold 

its own on the international 
market in a way similar to 

tobacco grown in the coun-
try. Many used to believe 
that hemp could replace 
tobacco as Malawi‘s 
main source of income. 
„But over the years, the 
hype has died down,“ 
says Mvula. Most farm-
ers who wanted to get 

„The cannabis industry could 
generate half a billion US 
dollars a year for Malawi“
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Sehr potent: 
Marihuana aus 
Malawi
Foto: Ashley Cooper/picture 
alliance



verboten ist. Als Grenze zwischen Nutzhanf und Marihu-
ana wurde ein Mindestanteil von 0,3 Prozent der psy-
choaktiven Substanz Tetrahydrocannabinol (THC) 
festgelegt.

Bei der Haushaltsdebatte 2023 sagte Fi-
nanzminister Simplex Chithyola im Par-
lament, dass Malawi jährlich allein etwa 
700 Millionen US-Dollar aus der Bio-
masse von Cannabis erwirtschaften 
könne. Die Regierung will das Can-
nabisgesetz entsprechend überar-
beiten.

Der Landwirtschaftsexperte 
Tamani Nkhono Mvula bezwei-
felt indes, dass Malawi eine 
Cannabis-Wirtschaft aufbauen 
könne, die auf dem internatio-
nalen Markt so wettbewerbsfä-
hig sei wie der früher im Land 
angebaute Tabak. Viele hätten 
geglaubt, dass Hanf Tabak als 
Haupteinkommensquelle für 
Malawi ersetzen könne. „Aber 
im Laufe der Jahre hat sich der 
Hype gelegt“, sagt Mvula. Die meis-
ten Landwirte, die in den Cannabis-
anbau einsteigen wollten, sind zum 
Tabak oder zu anderen Nutzpflanzen 
zurückgekehrt, weil sich das Verspre-
chen nicht erfüllt habe. Malawi fehle es 
an personellen Ressourcen und Infrastruk-
tur, um Cannabis in großem Stil anzubauen, 
glaubt Mvula.

Betchani Tchereni, der Präsident des Wirtschafts-
verbandes, plädiert derweil für eine Sekung der hohen 
Lizenzgebühren durch die 2020 gegründete Cannabis-Regu-
lierungsbehörde CRA. Das würde mehr Landwirte dazu motivie-
ren, in den Anbau einzusteigen. Die Gebühren seien ein „großes 
Hindernis“ für den Einstieg, sagt der Wirtschaftswissenschaftler 
Tchereni. Derzeit werden für die Erlaubnis, Nutzhanf zu produ-
zieren, immerhin 2.000 US-Dollar und für medizinisches Can-
nabis gar 10.000 US-Dollar fällig. Die CRA hat zumindest beim 
Industriehanf eine Senkung in Aussicht gestellt.

Es wird geschätzt, dass das Geschäft mit legalem Cannabis in 
Malawi 2023 ein Volumen von rund 57 Millionen US-Dollar er-
reicht hat. Doch nicht nur das: Prognosen gehen davon aus, dass 
es in den kommenden Jahren konstant weiter wachsen wird. 
Mit den USA und einigen EU-Staaten gibt es zudem schon heute 
große potentielle Absatzmärkte für Marihuana, auch in Deutsch-
land oder Spanien wird über eine Legalisierung diskutiert.

Der Einstieg Malawis in den Cannabismarkt könnte dem Land 
zum einen wirtschaftlich helfen.  Zum anderen eröffnet er Chan-
cen, die keiner so gut wie Bob Marley beschrieben hat: „Emanzi-
piert euch von der geistigen Sklaverei, niemand außer uns selbst 
kann unseren Geist befreien.“ Diese Zeile aus Marleys berühm-
ten Song „Redemption“ erinnert daran, dass echte Freiheit aus 
einer Haltung erwächst, die neben wirtschaftlichen Zielen auch 
Kreativität, Inklusion und die Stärkung der Menschen als Gan-
zes in den Vordergrund stellt. Malawis Einstieg in den Cannab-
issektor ist eine Chance, Stereotypen zu zerstreuen, eine nach-
haltige Entwicklung zu fördern und – ganz im Sinne Marleys – 
den Geist der Menschen zu befreien.

into cannabis cultivation have returned to tobacco or other crops 
because its promise had not been fulfilled. Malawi lacks human 
resources and infrastructure to grow cannabis on a large scale, 
Mvula believes.

Betchani Tchereni, the president of the business association, 
is in favor of reducing the license fees by the Cannabis Regula-
tory Authority (CRA), which was founded in 2020. This would 
motivate more farmers to enter the trade. The fees are a „major 
obstacle“, says economist Tchereni. Currently, a permit to pro-
duce industrial hemp costs 2,000 US dollars; for medicinal can-
nabis it is 10,000 US dollars. The CRA holds out the prospect of 
a reduction, at least for industrial hemp.

It is estimated that the cannabis business in Malawi will reach 
a volume of around 57 million US dollars in 2023. Forecasts even 
predict that it will continue to grow in the coming years. There 
are already large potential sales markets in the USA and some 
EU countries, and legalization is also being discussed in Ger-
many and Spain.

Malawi‘s entry into the cannabis market opens up a huge eco-
nomic opportunity for the country. It is worth heeding the time-
less words of Bob Marley:„Emancipate yourselves from mental 
slavery, no one but ourselves can free our minds.“ This line from 
the famous „Redemption Song“ is a reminder that true freedom 
comes from an attitude that prioritizes creativity, inclusion and 
the empowerment of people alongside economic goals. Malawi‘s 
entry into the cannabis sector is an opportunity to dispel stere-
otypes, promote sustainable development and, in the spirit of 
Marley, liberate people‘s minds.

„Durch die Cannabis-Industrie 
könnte Malawi jährlich eine halbe 
Milliarde US-Dollar einnehmen“ 
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Nutzhanf-Produkte bei 
einem Uni-Workshop 

in Blantyre, Malawi
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Trapped by debt

In der 
Schuldenfalle

Nelly Madegwa 
Kenia
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Auch der Nairobi Expressway 
wurde mit Geld aus China gebaut

 Foto: Dong Jianghui/Xinhua News/picture alliance



20 Millionen Tonnen Fracht sollte die Standard Gauge Rail-
way jährlich transportieren – quer durch Kenia, von Mom-

basa am Indischen Ozean bis nach Ugandas Hauptstadt Kampala. 
Doch die von China ab 2014 gebaute und 2017 mit viel Pomp ein-
geweihte Normalspur-Zuglinie endet heute im Nirgendwo: als 
totes Gleis auf einem Acker westlich der Stadt Naivasha, rund 
350 Kilometer vor der Grenze zu Uganda. So soll es nicht blei-
ben und so erbat Kenias Präsident William Rutto im November 
2023 von Peking einen Kredit von einer Milliarde Dollar, um 
das Projekt zu vollenden. Denn solange die Bahn nicht genutzt 
werden kann, um ugandisches Öl ans Meer zu transportieren, 
macht sie Verluste.

Die Kreditanfrage ist gewagt, angesichts des Umstands, dass 
Kenya allein im dritten Quartal 2023 rund 473 Millionen Dol-
lar Schuldendienst an Peking zahlte – so viel wie noch nie. Al-
lein die Zinszahlungen verdoppelten sich in diesem Zeitraum.

Kenias Gesamtverschuldung liegt bei 70 Prozent seiner Wirt-
schaftsleistung – für „riskant“ halten das sowohl die Weltbank 
als auch der IWF. Die meisten Kredite kommen dabei aus China. 
Seit zehn Jahren ist das Land der führende bilaterale Gläubi-
ger Kenias. Die Gesamtsumme der Darlehen Chinas an Kenia 
war 2022 sechsmal so hoch wie die Schulden in Frankreich, dem 
zweitgrößten Gläubiger.

Im März 2023 schuldete Kenia China nach Angaben des Fi-
nanzministeriums 6,3 Milliarden US-Dollar, rund zwei Drittel 
der bilateralen Auslandsschulden insgesamt und rund ein Fünf-
tel der gesamten öffentlichen Auslandsschulden.

„Seit der Unabhängigkeit gab es jedes Jahr ein Haushaltsdefi-
zit“, sagt Waithaki N. Iraki, Ökonom an der Universität von Nai-
robi. Es fehlte an Geld für die laufenden Ausgaben und für Ent-
wicklungsinvestitionen. Kredite sind da seit jeher verführerisch. 
„Sie sind oft ein leichterer Weg, um Investitionen tätigen zu kön-
nen, als höhere Steuern“, sagt Iraki. „Der Schuldendienst kann 
über Generationen verteilt werden, höhere Steuern hingegen 
sind sofort von den Bürgern zu spüren.“

Anfang Juli 2023 trat eine umstrittene Steuerreform in Kraft. 
Unter anderem verdoppelte Ruto die Mehrwertsteuer auf Treib-
stoff und erhob eine neue Wohnungsbauabgabe. Oppositions-
führer Raile Odinga rief zu Protesten auf, mindestens sechs Men-
schen wurden von der Polizei getötet, viele verletzt. Die Steuer-
erhöhungen erfolgten freilich auf Druck des IWF – und waren 
dessen Bedingungen für neue Kredite.

Innerhalb Afrikas war Kenia während des Kalten Krieges dem 
westlichen Block zuzurechnen, unterhielt keine besonders en-
gen Beziehungen nach Peking. Das änderte sich während der 
Finanzkrise ab 2008. Da hatte China einen hohen Leistungsbil-
anzüberschuss – Exporteinnahmen, die Peking im Ausland an-
gelegen wollte, während die westlichen Länder sich auf die Wie-
derbelebung der eigenen Wirtschaft konzentrieren mussten. Zur 
selben Zeit ermutigte Peking seine Unternehmen, im Rahmen 
der „Go-out-Strategie“ im Ausland zu investieren. Mehr 10.000 
chinesische Unternehmen folgten dem Aufruf – und begannen 
Geschäfte in Afrika.

In der ersten Amtszeit des von 2002 bis 2013 regierenden keni-
anischen Ex-Präsidenten Mwai Kibaki kamen Investitionen und 
Kredite vor allem von westlichen Ländern, die auch die wichtigs-
ten handelspartner waren. Doch nach einer Weile kürzten diese 

The Standard Gauge Railway was supposed to transport 20 mil-
lion tons of freight a year – right across Kenya, from Mom-

basa on the Indian Ocean to Uganda‘s capital Kampala. Howe-
ver, the train line built by China since 2014 and inaugurated with 
much pomp in 2017 currently ends in the middle of nowhere: as 
a dead track in a field west of the city of Naivasha, around 350 
kilometers from the Ugandan border.

To change this and to complete the project, Kenya‘s President 
William Rutto in November 2023 requested a one-billion-dol-
lar-loan from Beijing. As long as the railroad cannot be used to 
transport Ugandan oil to the sea, it will make losses. The loan 
request is bold, given the fact that Kenya paid around 473 mil-
lion dollars of debt to Beijing in the third quarter of 2023 alone 
– more than ever before. Interest payments alone doubled du-
ring this time span.

Kenya‘s total debt is 70 percent of its economic output – both 
the World Bank and the IMF consider this to be “ risky“. Most lo-
ans come from China, the country which has been Kenya‘s lea-
ding bilateral creditor for ten years. In 2022, the total amount 
China lent to Kenya was six times as high as their debt to France, 
the second largest creditor.

In March 2023, according to the Ministry of Finance, Kenya 
owed China 6.3 billion US dollars, around two-thirds of its bilate-
ral foreign debt and around one-fifth of total public foreign debt.

“There has been a budget deficit every year since indepen-
dence,“ says Waithaki N. Iraki, an economist at the University of 
Nairobi. Money for current expenditure and development invest-
ments was constantly lacking. Loans have always been tempting. 
“They are often an easier way to pay for investments than hig-
her taxes,“ says Iraki. “Servicing debt can be spread over genera-
tions, whereas higher taxes are felt immediately by the citizens.“

In Kenya, a controversial tax reform came into being at the 
beginning of July 2023. Among other things, President William 
Ruto doubled the VAT on fuel and imposed a new levy on buil-
ding housing. Opposition leader Raile Odinga called for protests; 
at least six people were killed by the police and many were in-
jured. The tax increases were, of course, implemented due to 
pressure from the IMF – and were a prerequisite for new loans.

Within Africa, Kenya was part of the Western bloc during the 
Cold War and did not maintain close relations with Beijing. But 
from the financial crisis of 2008 onwards, China had a large cur-
rent account surplus – export earnings that Beijing wanted to 
invest abroad, while Western countries were focusing on revi-
ving their own economies. At the same time, Beijing encoura-
ged its companies to invest abroad as part of the “ go-out stra-
tegy“. More than 10,000 Chinese companies responded to the 
call – and started doing business in Africa.

During the first term of Kenya‘s former president Mwai Ki-
baki, who ruled from 2002 to 2013, investment, trade and cre-
dits came mainly from Western countries. After a while, how-
ever, they cut the funding and demanded democratic reforms 
– partly because Kibaki wanted to increase his power by amen-
ding the constitution.

China, on the other hand, paid – and promised not to inter-
fere in the country‘s internal affairs. This was particularly inte-
resting for Kibaki during his third term of office: both the op-
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„Kenias Gesamtverschuldung 
liegt bei 70 Prozent seiner 
Wirtschaftsleistung“

Kenia hat sich mit teuren Kredite aus 
China hoch verschuldet – auch, weil 
Peking keine demokratischen 
Reformen verlangt

Kenya is heavily in debt – mainly 
due to expensive loans from China. 
In return, China is not calling for 
democratic reforms 

“Kenya‘s total debt 
is 70 percent of its 
economic output“



die Mittel und forderten demokratische Reformen – auch, weil 
Kibaki sich mit einer Verfassungsänderung eine größere Macht-
fülle verschaffen wollte.

China hingegen zahlte – und versprach, sich nicht in die in-
neren Angelegenheiten des Landes einzumischen. Für Kibaki 
war das vor allem in seiner dritten Amtszeit interesant: Sowohl 
die Opposition als auch der Westen zweifelten seinen angeb-
lichen Wahlsieg 2007 an. Proteste ließ Kibaki mit Gewalt nie-
derschlagen.

So wurde China für Kibaki immer wichtiger. Peking interes-
sierte sich nicht für die Vorwürfe, sondern zahlte für Entwick-
lungsprojekte, wie den achtspurigen Nairobi-Thika Superhigh-
way, die Kibaki als Erfolge vorweisen konnte.

Es ist das klassische Muster chinesischer Entwicklungsfinan-
zierung für Afrika, ein Mix aus billigen Krediten und Tausch-
geschäften: Afrikanische Rohstoffe gegen von chinesischen Fir-
men preiswert erstellte Infrastruktur-Projekte.

Bedingungen wie der IWF mit seinen berüchtigten Strukturan-
passungsprogrammen stellte Peking dabei nicht. Und auch ethi-
sche Forderungen, wie sie von der EU oft erhoben werden, sind 
China fremd. Die Darlehen der Europäische Investitionsbank 
(EIB) oder der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (EBWE) werden Ländern wie Kenia oft zu niedrigeren Zin-
sen und längeren Rückzahlungsfristen gewährt – doch sie sind 
häufig an Anforderungen an eine „gute Regierungsführung“, die 
Achtung der Menschenrechte und die Rechenschaftspflicht bei 
der Projektdurchführung gebunden. Häufig sind die europäi-
schen Gelder für soziale Dienstleistungen wie Gesundheit, Bil-
dung, Regierungsführung oder Klimaschutz bestimmt.

Das gilt etwa für den jüngsten bilateralen Kredit über 45 Mil-
lionen Euro aus Deutschland vom Oktober 2023. Er soll Kenia 
bei der Umstellung auf eine 100-prozentige Versorgung mit er-
neuerbaren Energien unterstützten.

China hingegen zahlt für schnelle Infrastrukturprojekte – 
die Bahnlinie, den Hafen von Mombasa oder die Umgehungs-
straße von Nairobi. Und während die EU-Kreditbedingungen 
relativ transparent sind, unterliegen die Details chinesischer 
Darlehen stets der Geheimhaltung. Jour na lis t:in nen können 
sie nicht einsehen.

Sicher ist aber: Chinas Kredite kommen Afrika politisch 
scheinbar günstig, aber fiskalisch teuer. Nach einer Untersu-
chung des Kieler Instituts für Weltwirtschaft vom Mai 2023 
setzt China für afrikanische Staaten im Schnitt 3,2 Prozent an 
Zinsen an. Bei den übrigen öffentlichen Gläubigern – von der 
Weltbank über den Internationalen Währungsfonds bis hin zu 
einzelnen Staaten – liege der Schnitt bei nur 1,1 Prozent. Kredite 
aus Deutschland und Frankreich seien mit durchschnittlich 1,7 
Prozent verhältnismäßig teuer. Japan hingegen biete mit nur 
0,5 Prozent die günstigsten Kreditzinsen.

Und so muss Kenia heute 59 Prozent seiner Steuereinnah-
men für den Schuldendienst aufwenden. Diese Quote stieg zu-
letzt um fast die Hälfte an. Für Investitionen in Entwicklung 
oder die eigene Wirtschaft bleibt kaum Geld, was wiederum das 
Wachstum hemmt und das Land dauerhaft auf Kredite angewie-
sen bleiben lässt.

„Kenia sollte Kredite aufnehmen, um konkrete Probleme der 
Bürger zu lösen“, sagt der Ökonom Iraki – für Bildung, Zugang zu 
sauberem Wasser, Ernährungssicherheit und Gesundheit zum 
Beispiel. „Das wird auch die Produktionskapazität der Wirtschaft 
stärken, und zwar nicht nur für diese Generation, sondern auch 
für künftige Generationen.“

position and the West questioned his alleged election victory in 
2007. Kibaki used violence to suppress protests.

As a result, China became increasingly important to Kibaki. 
Beijing was not interested in any admonishment, but paid for 
development projects, such as the 8-lane Nairobi-Thika Super-
highway, which Kibaki could claim as his success. It follows a clas-
sic pattern of China financing development in Africa, a mix of 
cheap loans and barter deals: African raw materials in exchange 

for cheap infrastructure projects built by Chinese companies.
Beijing did not impose conditions such as the IMF does with 

its notorious structural adjustment programs. And ethical de-
mands, as often raised by the EU, are equally alien to China. Lo-
ans from the European Investment Bank (EIB) or the European 
Bank for Reconstruction and Development (EBRD) are frequently 
granted to countries such as Kenya at lower interest rates and 
longer repayment periods – but they are often linked to requi-
rements for “good governance“, respect for human rights and 
accountability in project implementation. European funds are 
often earmarked for social services such as health, education, 
governance or climate protection.

This applies, for example, to the most recent bilateral loan of 
45 million euros from Germany in October 2023, which aims to 
support Kenya‘s transition to a 100% renewable energy supply.

China, on the other hand, is paying for rapid infrastructure 
projects – the railroad line, the port of Mombasa or the Nairobi 
bypass. And while EU loan conditions are relatively transparent, 
the details of Chinese loans are always subject to secrecy. Jour-
nalists cannot see them.

But one thing is certain: China‘s loans seem to be politically 
favorable for Africa, but fiscally expensive. According to a study 
conducted by the Kiel Institute for the World Economy in May 
2023, China charges African countries an average interest rate 
of 3.2 percent. For other public creditors – from the World Bank 
and the International Monetary Fund to individual countries – 
the average is just 1.1 percent. Loans from Germany and France 
are relatively expensive at an average of 1.7 percent. Japan, on the 
other hand, offers the lowest interest rates at just 0.5 percent.

As a result, Kenya currently has to spend 59 percent of its tax 
revenue on servicing its debt. This ratio has recently risen by al-
most half. There is hardly any money left to invest in develop-
ment or its own economy, which in turn inhibits growth and lea-
ves the country permanently dependent on loans.

“Kenya should take out loans to solve concrete problems for 
its citizens,“ says economist Iraki: education – for access to clean 
water, food security and health. “This will also strengthen the 
productive capacity of the economy – not only for this genera-
tion, but also for the future.“
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„Kenia sollte Kredite  
aufnehmen, um konkrete  
Probleme der Bürger zu lösen“

“Kenya should take out 
loans to solve concrete 
problems for its citizens“



Tickets to the world

Nelly  Kalu
Nigeria
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Hallo Mutti, ich habe das Visum, ich gehe nach Amerika!“
„Was, Du hast es bekommen? Gelobt sei der Herr!“

Mein erstes Telefonat nachdem ich mein US-Visum erhalten 
hatte, führte ich mit meiner Mutter aus der Walter Carrington 
Street in Lagos, ein paar Gebäude vom US-Konsulat entfernt. Ich 
vergewisserte mich, dass ich außer Hörweite war, als ob sie mir 
mein Visum wieder wegnehmen würden, wenn sie mein Gespräch 
hören sollten.

Ich hatte drei Stunden in der Schlange gestanden und zugese-
hen, wie vielen Menschen die Chance auf Bildung, Familienzu-
sammenführung oder einen Weg aus dem nigerianischen Chaos 
und der Armut verwehrt wurde. Einige hatten ihre besten Klei-
der angezogen, andere hatten ihre Antworten auswendig gelernt, 
sichtlich nervös, weil ihr Schicksal in den Händen Fremder lag. Ei-
nige der Interviewer waren unhöflich und ungeduldig. Es über-
raschte mich nicht, als ich später, in Amerika, Beschwerden an 
die US-Botschaft über das unprofessionelle Verhalten ihrer Mit-
arbeiter in Lagos las.

Für Ni ge ria ne r:in nen fühlt sich der Erhalt eines Visums wie ein 
Lottogewinn an. Während die Privilegierten des globalen Nordens 
über Grenzen spazieren, müssen wir unzählige Hürden überwin-
den. Würde ein Deutscher Gott und alle seine Vorfahren preisen, 
wenn er ein Visum für die USA erhält? Kaum.

Die Visabestimmungen sind oft so streng, dass man meinen 
könnte, die Länder wetteifern darum, wer der Härteste ist. Die fi-
nanziellen Anforderungen sind teils so hoch, dass Menschen ihre 
Angehörigen nicht wiedersehen können und Familien auseinan-
dergerissen werden. Bereits zugelassene Studierende müssen teils 
enorme Geldsummen, mitunter die gesamten Studiengebühren, 
auf ihren Konten nachweisen. Unverheiratete oder Wohneigen-
tumslose werden bei der Visavergabe diskriminiert, weil sie an-
geblich „keine Bindungen“ zu ihrem Geburtsland haben. In dieser 
Welt ist Freizügigkeit ein Privileg, kein Recht. Unsichtbare Zäune 
aus Reisebeschränkungen, getarnt als Sicherheitsmaßnahmen, 
sperren die Ausgegrenzten in ihren Ecken des Globus ein, wäh-
rend die Mächtigen des Globalen Nordens ungehindert Grenzen 
überschreiten.

Um ein Visum für den Abschlussworkshop der taz Panter Siftung 
2024 in Berlin zu bekommen, mussten zwei Journalistinnen aus Li-
beria und Sierra Leone nach Ghana reisen. Das kostete sie Zeit und 
Geld, auch für die Einreise nach Ghana wurden Gebühren fällig.

Jahrzehntelang wurden afrikanische Jour na lis t:in nen von west-
lichen Nachrichtenmedien an den Rand gedrängt. Heute fordern 
sie ihren rechtmäßigen Platz beim Erzählen ihrer eigenen Ge-
schichten in der globalen Medienlandschaft. Dabei haben sie noch 
immer erhebliche Hürden beim Zugang zu internationalen Kon-
ferenzen oder Stipendien zu überwinden. Solche Veranstaltun-
gen, die für ihre westlichen Kol le g:in nen oft leicht zugänglich sind, 
können für Weiterbildung, Vernetzung und den den Aufbau ihrer 
Karriere entscheidend sein.

Ein aktuelles Beispiel ist die Global Investigative Journalism 
Conference im September 2023 in Schweden. Mehreren afrikani-
schen Journalisten, darunter Nneoma Benson aus Nigeria wurde 
das Visum verweigert – trotz umfangreicher Vorbereitungen, der 
Zahlung der Konferenzgebühren, der Buchung von Reisen und 
des Nachweises früherer Reiseerfahrungen. „Sie sagten: ‚Nigeria 

Hi mom, I‘ve got the visa, I‘m going to America!”
“What, you got it? Praise the Lord!”

My first phone call after getting my US visa was to my mo-
ther from Walter Carrington Street in Lagos, a few buildings away 
from the US Consulate. I made sure I was out of earshot, as if they 
would take my visa away again if they overheard my conversa-
tion. I had stood in line for three hours and watched as many peo-
ple were denied a chance at education, family reunification or a 
way out of Nigeria‘s chaos and poverty. Some had put on their 
best clothes, others had memorized their answers, visibly ner-
vous that their fate was in the hands of strangers. Some of the 
interviewers were rude and impatient. I was not surprised when 
later, in America, I read complaints to the US Embassy about the 
unprofessional behavior of their staff in Lagos.

For Nigerians, getting a visa feels like winning the lottery. 
While the privileged of the Global North stroll across borders, we 
have countless hurdles to overcome. Will a German praise God 
and all his ancestors when he receives a visa for the USA? Hardly.

Visa regulations are so strict it is as if countries are compe-
ting to be the toughest. Financial requirements are sometimes 
so high that people are unable to see their relatives again and 
families are torn apart. Students who have already been admit-

ted sometimes have to prove that they have enormous sums of 
money, sometimes the entire tuition fee, in their bank accounts. 
Unmarried people and those who don’t own property are discri-
minated against when visas are issued because they have “no 
ties to their country of birth”.

In this world, freedom of movement is a privilege, not a right. 
Invisible fences of travel restrictions disguised as security mea-
sures imprison the marginalized in their corners of the globe, 
while the powerful of the global North cross borders unhindered.

To get a visa for the final workshop of the taz Panter Founda-
tion 2024, two journalists from Liberia and Sierra Leone had to 
travel to Ghana. This not only created stress, but required time 
and money, also for visa fees, even though according to the ap-
pointment letter from the consulate, those should had been wa-
ived. On top of that there were also charges for entering Ghana.

For decades, African journalists have been marginalized by 
Western news media. Today, they are demanding their rightful 
place telling their own stories in the global media landscape. 
Nonetheless, they still face significant hurdles when it comes 
to gaining access to international events, conferences or schol-
arships. Such opportunities, often easily accessible to their Wes-
tern counterparts, can be crucial for training or when it comes 
to networking and building their careers.

A recent example is the Global Investigative Journalism Con-
ference in Sweden in September 2023. Several African journa-
lists, including Nneoma Benson from Nigeria, were denied vi-
sas – despite extensive preparations, after they had paid confe-
rence fees, booked travel and provided proof of previous travel 

“For dialog on equal terms 
African perspectives must 
be taken into account“

Zahl der Schengen-Visa 
für Afrikaner:innen 2022
Number of Schengen-Visa  
for Africans 2022
Quelle/Source: statistics.schengenvisainfo.com

Für Afri ka ne r:in nen ist ein westliches Visum 
wie ein Lottogewinn, während die Privile
gierten der Erde über Grenzen spazieren

For Africans, getting a visa feels like winning 
the lottery, while the privileged of the Global 
North stroll across borders
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ist nicht sicher, also könnten Sie nach Schweden reisen, weil Sie 
nicht zurückkehren wollen.´ ‚Sie nutzen das Stipendium als Gele-
genheit, Ihr Land zu verlassen.´  ‚Sie scheinen keine Bindung an 
ihr Heimatland zu haben´“, sagt Benson. Dabei war sie gerade von 
einer Dienstreise nach Deutschland zurückgekehrt.

Die Ablehnung eines Visums verwehrt Jour na lis t:in nen nicht 
nur wertvolle Chancen, sondern ist auch mit erheblichen Kosten 
verbunden. Vor allem für Jour na lis t:in nen aus Entwicklungslän-
dern ist das ein Problem, während ausländische Botschaften in 
Afrika viel Geld mit Ablehnungen verdienen.

Stephanie Schumann ist Gründerin der Booking-Agentur Deli-
cious Tunes mit Sitz in München. 95 Prozent der Auftritte von De-
licious Tunes sind von afrikanischen Künstler:innen. Schumann 
ist frustriert über das komplexe, uneinheitliche Visumverfahren 
für afrikanische Künstler, die durch Europa touren wollen. „Die 
Angst sie könnten in Europa bleiben, ist übertrieben“, sagt Schu-
mann. Auch wenn Reiseplan, Konzertverträge, Einladungsschrei-
ben, Versicherung und anderes korrekt vorgelegt werden, würden 
Anträge abgelehnt. „Willkürlich und geschäftsschädigend“ nennt 
Schumann das – auch für die europäische Seite. Schließlich ver-
lieren auch begleitende europäische Künst le r:inn nen Einnahmen, 
ebenso wie Veranstalter. Der finanzielle Schaden komme zur ver-
lorenen Zeit und dem Aufwand noch hinzu.

Schumann schlägt vor, Künstler:innen, die Europa regelmäßig 
besuchen, längerfristige Visa zu erteilen. Das spare Zeit, Geld, Ar-
beit und Nerven. „Die kolonial geprägte Einstellung, dass wir ent-
scheiden, wohin ein Mensch gehen darf oder nicht, muss sich än-
dern“, findet Schumann.

Eine Untersuchung der kandischen Regierung ergab, dass afrika-
nische Stu den t:in nen in Kanada und den USA wesentlich schlech-
tere Chancen auf ein Visum haben als solche aus anderen Regio-
nen der Welt, und dass Rassismus dabei ein wichtiger Faktor ist. 

So erschweren strenge Regeln die legale Migration. Dabei könnte 
diese die gefährlichen undokumentierten Einreisen verringern. 
Seit Jahren versucht Europa, die Migration durch diplomatische 
Initiativen mit afrikanischen Ländern zu steuern. Sie werden un-
ter Druck gesetzt, die Abwanderung zu stoppen, indem sie Mig-
ranten mit militärischer Gewalt vom Mittelmeer fernhalten. Au-
ßerdem wird von den Staaten erwartet, abgeschobene Migranten 
aufzunehmen – eigene Bürger, aber teils auch andere. So entledigt 
sich Europa seiner Verantwortung für die Verursachung der Kri-
sen, die zur irregulären Migration führen.

Die EU tritt für Mobilität ein, verschärft aber die Kontrollen an 
ihren eigenen Grenzen. Sie erhebt Freizügigkeit zum Element der 
Demokratie, während afrikanische Staaten, denen sie selbst Au-
tokratie vorwirft, die Bewegung von Menschen stoppen sollen.

Offene Grenzen erleichtern die Zusammenarbeit bei globalen 
Problemen wie Klimawandel und Pandemien. Sie ermöglichen 
besser koordinierte Reaktionen, die mit größerer Wahrscheinlich-
keit erfolgreich sein werden. Für einen gleichberechtigten Dialog 
müssen dabei die afrikanischen Prioritäten berücksichtigt werden. 
Die Visapolitik aber spiegelt ein Machtungleichgewicht wider, bei 
dem stärkere Nationen den schwächeren strengere Anforderun-
gen auferlegen und Freizügigkeit ihrer Bür ge r:in nen einschränkt. 
So beeinflusst die koloniale Vergangenheit Europas die heutige 
Migrationsdynamik und hält die Chancenungleichheit aufrecht.

experience. “They said,  `Nigeria is not safe, so you could travel 
to Sweden because you want to stay there‘. `You are using the 
scholarship as an opportunity to leave your country.‘ ‚You don‘t 
seem to have any attachment to your home country,‘“ recounts 
Nneoma. She had just returned from a business trip to Germany.

Being refused a visa not only denies journalists valuable op-
portunities, but also involves considerable costs.This is particu-
larly a problem for journalists from developing countries. For-
eign embassies in Africa make a lot of money from refusals.

Stephanie Schumann is the founder of the booking agency 
Delicious Tunes, based in Munich. 95 percent of Delicious Tu-
nes‘ performances are by African artists. Schumann is frustra-
ted by the complex, inconsistent visa process for African artists 
who want to tour Europe. “The fear that they might stay in Eu-
rope is exaggerated,” says Schumann. Even if travel plans, con-
tracts, letters of invitation, insurance and other documents are 
submitted correctly, applications are rejected. Schumann calls 
this “arbitrary and damaging to business“ – also for the Euro-
pean side. After all, accompanying European artists also lose in-
come, as do organizers. The financial damage comes on top of 
wasted time and effort.

Schumann suggests granting longer-term visas to artists who 
regularly visit Europe. This saves time, money, work and nerves. 
“The colonial attitude that we decide where a person may or may 
not go must change,”says Schumann.

A study by the Canadian government found that African stu-
dents in Canada and the USA have significantly worse chances 
of obtaining a visa compared to those from other regions of the 
world and that racism is an important factor in this.

Strict rules make legal migration more difficult even though 
that could reduce the number of undocumented entries which 
often are dangerous. For years, Europe has been trying to con-
trol migration through diplomatic initiatives with African coun-
tries. Those get pressured to stop migration through the use of 
military force, in order to keep migrants away from the Medi-
terranean. In addition, states are expected to take back migrants 
which are being deported from Europe – their own citizens, but 
possibly others too. This way, Europe avoids taking responsibility 
for causing the crises that lead to irregular migration.

The EU advocates mobility, but enforces stricter controls at 
its own borders. It extols freedom of movement as a feature of 
democracy, while African states, which the EU accuses of au-
tocratic tendencies, are expected to stop people from moving.

Open borders facilitate cooperation on global problems such 
as climate change and pandemics. They enable coordinated re-
sponses that are more likely to be successful. African perspecti-
ves and priorities must be taken into account for dialog on equal 
terms. However, current visa policies reflect an imbalance of 
power, with stronger nations imposing stricter requirements 
on weaker ones and restricting the free movement of their citi-
zens. In this way, Europe‘s colonial past influences today‘s mi-
gration dynamics and perpetuates inequality of opportunity.

„Strenge Regeln erschweren 
die legale Migration“

1,4 m
2,1 m

7,6 mapplied for worldwide

applied for by Africans

granted Schengen-Visa to Africans
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Torn away from 
everyday life

Aus dem 
Alltag 
gerissen

Alagie Manneh  
Gambia
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Viele versuchen auf 
überladenen Booten 

nach Europa zu gelangen 
Foto: Santi Palacios/AP/ picture alliance



Ein neues Leben wollte sie mit ihrem Mann beginnen, sagt Zai-
nab Mballow. Das war ihre Hoffnung, als das Paar 2014 aus 

Gambia nach Deutschland kam. Die beiden flohen in der Zeit 
der Herrschaft des Diktators Yahya Jammeh. Hunderttausende 
verließen während dessen autoritärer Führung das Land, auf 
der Suche nach besseren Perspektiven. Wie viele gambische Mi-
granten gelangten Zainab und ihr Mann mit überladenen Boo-
ten an die Küste Europas. Und wie viele zogen sie weiter nach 
Deutschland. „Dort habe ich alle meine sieben Kinder zur Welt 
gebracht“, sagt Mballow. Unter ihnen sind zwei Zwillingspärchen.

Doch dort sollte sie nicht bleiben. Gambia zählt zu den Her-
kunftsländern mit der niedrigsten Asyl-Anerkennungsrate in 
der EU. Nach Zahlen der Europäischen Asylagentur EUAA lag die 
Anerkennungsquoten von Gambiern 2022 bei unter zehn Pro-
zent. Die europäischen Asylbehörden lehnen ihre Asylanträge 
meist als „unbegründet“ ab – und versuchen, die Menschen wie-
der nach Gambia zurück zu schicken.

So auch die Mballows: Nach neun Jahren Aufenthalt betraten 
Beamte der Bundespolizei am Morgen des 18. November 2023 
ohne Vorankündigung ihre Wohnung in Titisee nahe Freiburg 
in Baden-Württemberg. An jenem Morgen bereitete sie ihre Kin-
der auf den Kindergarten und die Schule vor. „Ich sagte ihnen, 
dass meine Kinder zur Schule gingen. Doch sie bestanden dar-
auf, dass wir zurückgehen müssen,“ sagt Mballow.

Zwei Stunden hatten sie Zeit, ihre Sachen zu packen. Dann 
wurde die Familie zu einer Polizeistation gefahren, wo sie auf ei-
nen Bus zum Flughafen München warteten. Von dort wurde sie 
mit ihrem, Mann – der in Deutschland gearbeitet hatte – in ein 
Flugzeug gesetzt und nach Banjul in Gambia geflogen.

Wie Tausende von Gam bie r:in nen waren die Asylanträge der 
Familie abgelehnt worden. „Geschockt und verzweifelt“ sei sie 
nun, da sie sich wieder an das Leben in Gambia gewöhnen müs-
sen.

Die Familie lebt heute in einer ärmlichen Gegend von Banjul. 
Eine Einkommensquelle hat sie nicht. Fatima, die älteste Tochter, 
hat eine Hautkrankheit bekommen, im Dezember kam ein an-
deres Kind wegen Brustschmerzen für mehrere Tage ins Kran-
kenhaus. „Die Kinder sind nicht mehr sie selbst. Es fällt ihnen 
schwer, sich hier zurechtzufinden“, sagt Mballow.

In Baden-Württemberg sind Gam bie r:in nen unter den Ausrei-
sepflichtigen die größte Gruppe. Nach Angaben des Bundesin-
nenministeriums leben rund 6.500 ausreisepflichtige Gam bie-
r:in nen in Deutschland. 2023 wurden 394 Menschen aus Gam-
bia aus Deutschland abgeschoben – bei 13.100 Abschiebungen 
ist das ein relativ hoher Anteil für das kleine Land. Doch das war 
nicht immer so. Über die Jahre hat die EU sich die Regierung in 
Banjul in Sachen Abschiebungen gefügig gemacht.

Nach Angaben der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) sind zwischen 2015 und 2020 über 33.000 Gambier 
irregulär nach Europa eingereist. Mehr als 20.000 leben dort 
heute als Ausreisepflichtige. Wenn es nach den Behörden geht, 
soll diese Zahl schnell sinken. Sie machen deshalb schon länger 
Druck auf die neue Regierung in Gambia.

She wanted to start a new life with her husband, says Zainab 
Mballow. That was what she hoped for when the couple came 

from The Gambia to Germany in 2014. They had fled during the 
reign of dictator Yahya Jammeh, like hundreds of thousands who 
left the country during his authoritarian rule in search of better 
prospects. Like many Gambian migrants, Zainab and her hus-
band reached the shores of Europe in overloaded boats. And like 
many, they moved on to Germany. “I gave birth to all seven of my 
children there,“ says Mballow. Among them are two sets of twins.

But she was not to stay there. The Gambia is a country of ori-
gin with one of the lowest asylum recognition rate in the EU. 
According to figures from the European Asylum Agency EUAA, 
the recognition rate for Gambians in 2022 was under 10 per-
cent. The European asylum authorities usually reject their asy-
lum applications as “unfounded“ – and try to send people back 
to The Gambia.

This was also the case for the Mballows: After nine years of re-
sidence, officers from the federal police entered her apartment 
in Titisee near Freiburg in Baden-Württemberg on the morning 
of November 18 without prior notice. That morning, she was pre-
paring her children for kindergarten and school. “I told them 
that my children had to go to school. But they insisted that we 
had to go back,“ says Mballow.

They had two hours to pack their things. Then the family was 
driven to a police station where they waited for a bus to Munich 
airport. From there, she and her husband – who had been wor-
king in Germany – were put on a plane and flown to Banjul in 
The Gambia.

Like thousands of other Gambians, the asylum application 
of the family had been rejected. They are now “shocked and de-
sperate“ as they have to get used to life in The Gambia again.

The family currently lives in a poor area of Banjul. They have 
no source of income. Fatima, the eldest daughter, has developed 
a skin rash, and in December 2023 another child was hospita-
lized for several days due to chest pains. “The children are no 
longer themselves. They find it difficult to cope with life here,“ 
said Mballow.

In Baden-Württemberg, Gambians are the largest group 
among those who are to be deported. According to the Fede-
ral Ministry of the Interior, there are around 6,500 Gambians 
in Germany who are required to leave the country. In 2023, 394 
people from The Gambia were deported from Germany, out of 
13,100 deportations in total – a relatively high proportion for a 
small country. But things used to be different. Over the years, 
the EU has made the government in Banjul compliant when it 
comes to deportations.

According to the International Organization for Migration 
(IOM), over 33,000 Gambians entered Europe irregularly bet-
ween 2015 and 2020. More than 20,000 are currently living 
there expecting deportation. If the authorities have their way, 
this number should decrease quickly. Therefore they have been 
putting pressure on the new government in The Gambia for 
some time.
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„Über die Jahre hat die EU 
sich die Regierung in Banjul 
in Sachen Abschiebungen  
gefügig gemacht“

„Over the years, the EU 
has made the government 
in Banjul compliant when 
it comes to deportations“

Die EU erhöht den Druck, um 
abgelehnte Asylsuchende aus 
Gambia abschieben zu können – 
unter anderem mit Visa-Restriktionen

The EU increases pressure to be able 
to deport rejected asylum seekers 
from Gambia – including visa 
restrictions



Schon 2018 hatten Gambia und die EU ein als „Good-Practice-
Dokument“ betiteltes Rücknahmeabkommen unterzeichnet. Es 
sollte der EU die Abschiebung abgelehnter Asylsuchender ohne 
Reisedokumente erleichtern – so wie im Fall der Familie Mbal-
low. Solche Abkommen sind in Afrika sehr unpopulär. Die gam-
bische Regierung leugnete zunächst die Existenz der Abmachung 
– und setzte sie dann schnell wieder aus: Im Februar 2019 zog 
Gambia die Erlaubnis für Charter-Sammelabschiebeflüge zu-
rück, von Juni bis Oktober 2019 wurden auch Abschiebungen 
mit Linienflügen unterbrochen.

In jenem Jahr wurden 3.730 gambische Staatsangehörige aus 
der EU ausgewiesen. 405 kehrten tatsächlich nach Gambia zu-
rück. Mit dieser Rückführungsquote von etwa elf Prozent liegt 
Gambia im Durchschnitt afrikanischer Herkunftsländer. Die EU 
versucht seit Jahren, diese Quote auf 30 Prozent zu erhöhen.

Das ist unter anderem deshalb so wenig erfolgreich, weil viele 
der Abgelehnten keine Pässe haben. Ohne die kann man sie nicht 
abschieben. Die gambischen Behörden – und auch jene vieler an-
derer Herkunftsländer – kommen Anträgen europäischer Aus-
länderbehörden, Abschiebepapiere auszustellen, häufig nicht 
nach. 2019 etwa gab es 1.066 so genannte „Rückübernahmeer-
suchen“ aus der EU an die gambischen Behörden. Diese stellten 
606 Reisedokumente aus. Der EU waren das zu wenige.

Laut einem internen EU-Dokument klagen die Mitgliedstaa-
ten, dass die gambischen Behörden sich „nie oder fast nie“ an 
die Abmachungen für die Vorbereitung von Abschiebungen hal-
ten würden. Drei Mitgliedstaaten schlossen deshalb 2019 bila-
terale Abschiebeabkommen mit Gambia.

Auf Druck der EU sagte Gambia zunächst zu, den Abschiebe-
Sammelchartern ab 2020 wieder Landeerlaubnisse zu erteilen. 
Doch dann unterbrach die Covid-Pandemie die Abschiebungen.

Gambia ist das erste Land, bei dem die EU von einem neuen 
Instrument Gebrauch machte, um die Kooperation bei Abschie-
bungen zu erhöhen: Sie hob im Dezember 2020 die Gebühren 
für Visa an. Die Zusammenarbeit bei „Rückübernahmeangele-
genheiten“ sei „weiterhin unzureichend“, hieß es zur Begrün-
dung bei der Kommission. Die höheren Visagebühren sollten 
ein „deutliches Signal an die gambischen Behörden sein“, dass 
man mehr erfolgreiche Abschiebungen wünsche

Im November 2022 wurden die Visa-Beschränkungen weiter 
verschärft. Und die Abschiebemaschinerie kam wieder in Gang 
– auch auf Grundlage des zwischenzeitlich revitalisierten „Good-
Practice-Dokuments“. Gambia gestattete nun die Landung mo-
natlicher Aschiebe-Charterflüge aus der EU, auch die Mballows 
kamen so nach Banjul. „2023 wurden fast 400 Gam bie r:in nen auf 
Grundlage des Good-Practice-Dokuments zurückgeführt“, sagt 
der in Baden-Württemberg lebende gambische Aktivist Yahya 
Sonko. Der letzte Flug im Jahr 2023 mit 35 Menschen an Bord 
hob im Dezember ab.

Sonko glaubt, dass heute kein Land bei Abschiebungen stär-
ker mit der EU kooperiert als Gambia. „Die Regierung hofft, dass 
die Visabeschränkungen aufgehoben werden und die EU ihre 
Zusagen für Entwicklungshilfe einhält.“

In einer Erklärung des EU-Rats vom Oktober heißt es, dass die 
Zusammenarbeit bei den Abschiebungen „immer noch unzurei-
chend“ sei. Vor allem die Identitästfeststellung sei zu langsam, 
die Zahl der Abschiebe-Charter müsse weiter steigen.

The Gambia and the EU signed a readmission agreement 
known as a “good practice document“ back in 2018. It was in-
tended to make it easier for the EU to deport rejected asylum 
seekers without travel documents – such as the Mballow family. 
These agreements are very unpopular in Africa. The Gambian 
government initially denied the existence of the agreement – 
and then again suspended it: In February 2019, The Gambia with-
drew permission for chartered collective deportation flights, and 
from June to October 2019, deportations on scheduled flights 
were suspended as well.

That year, 3,730 Gambian nationals were deported from the 
EU. 405 actually returned to The Gambia. With a return rate of 
11 percent, The Gambia as a place of origin is on level with the 
average for African countries. For years the EU has been trying 
to increase the rate to 30 percent.

One of the reasons for their lack of success is that many of 
those rejected do not have passports. Without them, however, 
they cannot be deported. The Gambian authorities – and those 
of many other countries of origin – often do not comply with re-
quests from European immigration authorities to issue depor-
tation papers. In 2019, for example, there were 1,066 so-called 
“readmission requests“ from the EU to the Gambian authorities. 
They issued only 606 travel documents – not enough for the EU.

According to an internal EU document, the member states 
complain that the Gambian authorities “never or almost ne-
ver“ adhere to the agreements which prime deportations. Three 
member states therefore established their own bilateral depor-
tation agreements with The Gambia in 2019.

Under pressure from the EU, The Gambia initially again ag-
reed to grant landing permits to the charter deportation flights 
from 2020. But then the Covid pandemic halted the repatriations.

The Gambia is the first country where the EU has made use 
of a new tool to increase cooperation when it comes to depor-
tations: It raised visa fees in December 2020. Cooperation on 
“readmission matters“ was “still insufficient“, according to the 
Commission. The higher visa fees are expected to give “clear si-
gnal to the Gambian authorities“ that a more successful depor-
tations approach is needed.

The visa restrictions were tightened further in November 2022. 
And the deportation machinery got going again – also based on 
the “Good Practice Document“, which by then been revitalized. 
The Gambia allowed the landing of monthly deportation char-
ter flights from the EU, which also brought the Mballows to Ban-
jul. “In 2023, almost 400 Gambians were repatriated on the basis 
of the ‚Good Practice Document’“ says Gambian activist Yahya 
Sonko, who lives in Baden-Württemberg. The last flight in 2023 
with 35 people on board landed in December.

According to Sonko no country currently cooperates more 
with the EU with deportations than The Gambia. “The govern-
ment hopes that visa restrictions will be lifted and that the EU 
will keep its promises for development aid.“

A statement by the EU Council in October stated that coope-
ration was “still insufficient“. Particularly identity checks were 
too slow and the number of deportation charters is expected to 
increase further.
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„2023 wurden fast  
400 Gam bie r:in nen  
aus Deutschland  
zurückgeführt“

„In the year 2023,  
almost 400 Gambians 
were repatriated from 
Germany“
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Stellen Sie sich Folgendes vor: Sie sind 14 Jahre alt, leben als ältes-
tes von fünf Geschwistern in einem kleinen Dorf im Osten Äthio-

piens, dem einzigen Ort, den Sie je gekannt haben. Ihr Vater wurde 
vor einem Jahr bei dem Überfall einer Miliz auf ihr Dorf getötet, 
sie müssen die Familie versorgen. Sie brechen die Schule ab, um 
Vieh zu züchten, sind dankbar, dass sie trotzdem lesen und schrei-
ben können. Und auch wenn ihre Familie heute nur ein paar Kühe 
hat, träumen sie von einem eigenen Geschäft in ihrem Viertel.

Und dann, an einem geschäftigen Morgen im Jahr 2022, zer-
stören Kämpfer der Oromia-Miliz alle Träume: Sie überfallen ihr 
Dorf, stehlen Vieh, plündern Geschäfte, töten ihre Angehörigen 
und Freunde. Sie wissen, dass die Miliz immer auf der Suche nach 
Jungen wie ihnen ist, um sie zu entführen und zu Soldaten zu 
machen. Das ist ihre größte Angst. Sie rennen davon und suchen 
nach der Person, die ihnen einst versprach, sie nach Saudi-Ara-
bien zu bringen.

Dass ist die Geschichte von Musbahi Hassan. Er erzählt sie in 
einer Aufnahmeeinrichtung der UN-Migrationsagentur IOM in 
Jigjiga, nahe der äthiopisch-somalischen Grenze. Musbahi ist der 
jüngste von 17 Männern und Jungen, die dort untergebracht sind. 
Alle waren von Schmugglern im Wüstengebiet von Berbera, im Nor-
den Somalilands, zurückgelassen worden. Ohne Nahrung, Wasser 

und Transportmittel starben viele ihrer Mitreisenden. Musbahi 
und die anderen kehrten um, zurück nach Äthiopien.

Musbahi ist laut UN-Zahlen einer von 206.000 Menschen, die 
2022 versuchten, über die Wüste von Berbera, den Golf von Aden 
und den Jemen nach Saudi-Arabien zu gelangen. Der Weg vom 
Horn von Afrika nach Jemen ist heute einer der am stärksten fre-
quentierten und gefährlichsten Migrationskorridore der Welt.

Vor allem junge Menschen aus Äthiopien, Eritrea, Dschibuti und 
Kenia sind hier unterwegs. Sie riskieren, zu verhungern, zu ver-
dursten, von Milizen in Somalia oder jemenitischen Grenzschüt-
zern erschossen zu werden. Sie treibt die Hoffnung, Saudi-Ara-
bien oder Europa zu erreichen, wo sie eine Zukunft suchen wollen.

Musbahi erzählt, dass er an einem Abend mit einem Dutzend 
weiterer Mi gran t:in nen einem Bus in der Grenzstadt Wajale be-
stieg. Sie wollten die Wüste von Berbera durchqueren, ein Boot 
über das Rote Meer nehmen und in vier Tagen den Jemen errei-
chen. 5.600 Birr (etwa 100 €) zahlte Musbahi den Schmugglern.

Doch Milizionäre halten ihren Bus an, durchsuchen die Pas-
sagiere und schicken sie zurück. Die Schmuggler überlassen sie 
sich selbst. Drei Tage ist die Gruppe zu Fuß unterwegs, ohne Was-
ser oder Essen. „Ich beschloss, zurückzukehren, nachdem ich drei 
meiner Gefährten in der Wüste begraben hatte“, sagt Musbahi. „Als 
ich ankam, verbrachte ich drei Tage im Krankenhaus.“

Seit zwei Monaten ist er nicht mehr zu seiner Familie zurück-
gekehrt; er will es auch nicht. Wie könnte er auch? Seine einzige 

Imagine the following: You are 14 years old, the eldest of five 
siblings, living in a small village in eastern Ethiopia, the only 

place you have ever known. Your father was killed a year ago in 
a militia attack on your village and you have to provide for the 
family. You dropped out of school to raise cattle, but are grateful 
that you can at least read and write. And even though your fa-
mily only has a few cows today, you dream of having your own 
business in your neighborhood.

And then, one busy morning in 2022, fighters from the Oro-
mia militia shatter your dreams: they attack your village, steal 
cattle, loot stores and kill your relatives and friends. You know 
that the militia is always on the lookout for boys like yourselves 
to kidnap and turn into soldiers. That is your greatest fear. You 
run away and look for the person who once promised to take 
you to Saudi Arabia.

This is the story of Musbahi Hassan. He tells it in a reception 
center of the UN migration agency IOM in Jigjiga, near the Ethio-
pian-Somali border. Musbahi is the youngest of 17 men and boys 
accommodated there. All of them were left behind by smugglers 
in the desert area of Berbera, in northern Somaliland. Without 
food, water and transportation, many of their fellow travelers 
died. Musbahi and the others turned around, back to Ethiopia.

According to UN figures, Musbahi is one of 206,000 Ethiopi-
ans who attempted to reach Saudi Arabia via the Berbera desert, 
the Gulf of Aden and Yemen in 2022. The route from the Horn 
of Africa to Yemen is now one of the most frequented and dan-
gerous migration corridors in the world.

Young people from Ethiopia, Eritrea, Djibouti and Kenya in 
particular are moving through here. They risk starvation, dying 
of thirst or being shot by Somalian militias or Yemeni border 
guards. They are driven by the hope of reaching Saudi Arabia or 
Europe, where they want to find work and a future.

Musbahi says that one evening he boarded a bus in the border 
town of Wajale with a dozen other migrants. Their plan was to 
cross the Berbera desert, take a boat across the Red Sea and reach 
Yemen within four days. Musbahi paid the smugglers 5,600 birr 
(the equivalent of around €100).

But militiamen stopped their bus, searched the passengers 
and sent them back. The smugglers left them to their own de-
vices. The group traveled on foot for three days without food or 
water. “I decided to turn around after burying three of my com-
panions in the desert,“ says Musbahi. “I was in a very bad state. 
Upon my return, I spent three days in hospital.“

He has not gone back to his family for two months; nor does 
he want to. How could he? His only hope for a better life is to 
keep moving. “I‘m ready to take another chance and try the route 
again,“ says Musbahi.

The conflicts in the Tigray, Oromia and Somali regions have 
exacerbated living conditions, especially for young people like 
Musbahi. For them, reaching puberty means that they either 
have to flee or join the militias. Many are escaping from deca-
des of poverty, war, epidemics and a general lack of prospects.

“We cannot provide the humanitarian aid they need. We 
are constantly responding to emergencies,“ says Richard 

„Ich beschloss, zurückzukehren, 
nachdem ich drei meiner Gefährten 
in der Wüste begraben hatte“

Migration from Africa 
to the world 
in millions 2020 
Migration aus 
Afrika in die Welt 
in Millionen 2020
Quelle/Source: IOM World Migration Report 2022 & Destatis 2022

40,5 m
Africans lived outside their home countries 

in 2020 

Die EU hat die Route nach Libyen blockieren 
lassen – vielen Flüchtlingen am Horn von 
Afrika bleibt nur der Weg über das Rote Meer

The EU has blocked the migration route 
to Libya – leaving many with only the 
route across the Red Sea
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Hoffnung auf ein besseres Leben besteht darin, weiter zu reisen. 
„Ich bin bereit, eine weitere Chance zu ergreifen und die Route 
erneut zu gehen“, sagt Musbahi.

Die Konflikte in den Regionen Tigray, Oromia und Somali ha-
ben Armut, Krieg, Epidemien verschärft.  Für junge Menschen wie 
Musbahi bedeutet das Erreichen der Pubertät, dass sie entweder 
fliehen oder sich den Milizen anschließen müssen.

„Wir können die benötigte humanitäre Hilfe nicht leisten. Wir 
müssen ständig auf Notfälle reagieren“, sagt der WHO-Koordinator 
für Region Somalia. Richard Lang‘at. Es herrscht Unterernährung, 
in den überfüllten Flüchtlingslagern der Region kämpft die WHO 
gegen Cholera und Malaria. So gebe es wenig Hoffnung, dass sich 
die Lage für die Menschen der Region bessern wird.

Viele der Jugendlichen und Kinder, die sich auf den Weg Rich-
tung Jemen begeben, wissen nichts vom dem Krieg dort, von den 
Gefahren für irrguläre Einwanderer. Immer wieder gibt es Be-
richte über tödliche Schüsse der jemenitische Armee auf Mi gran-
t:inne n aus dem Golf von Aden.

Die 17-jährige Miriam Baati aus Äthiopien ist aus dem Jemen 
zurück gekehrt, nachdem sie erfahren hatten, dass in dem Land 
Krieg herrscht. Baati hatte Äthiopien in der Hoffnung verlassen, 
nach Europa zu gelangen. „Ich hatte keine Ahnung, dass im Jemen 
Krieg herrscht“, sagt sie. „Hätte ich das gewusst, hätte ich eine an-
dere Route genommen.“ Die Reise Richtung Jemen sei „gefährlich, 
von Anfang an“, sagt Baati. „Ich hatte Glück, dass ich lebend zu-
rückgekehrt bin. Ich werde nicht mehr zurückkehren.“

Menschen wie Musbahi und Baati finden einen Anlaufpunkt 
der IOM in der Stadt Tog-Wajalle, an der Grenze zwischen Äthio-
pien und Somalia. „Bevor ich hier im Zentrum zu arbeiten begann, 
hatte ich keine Ahnung, wie sehr Menschen leiden können“, sagt 
Yurub Abdulahi, ein Mitarbeiter des Zentrums. „Ich glaube, ich 
habe gesehen, wie den schwächsten Menschen das Schlimmste 
widerfahren ist. Ich habe gesehen, wie sexuell missbrauchte und 
vergewaltigte Kinder in den Händen ihrer Mütter starben. Sie lei-
den so sehr, und doch kehren so viele von ihnen immer wieder 
zurück“, sagt Abdulahi.

Von 2021 bis 2022 verdoppelte sich die Zahl der Mi gran t:in-
nen auf der Route. Daran ändert auch die strenge Abschiebepo-
litik Saudi-Arabien nichts. Auf Grundlage eines Rücknahmeab-
kommens mit der Regierung in Addis-Abbeba schob Saudi-Ara-
bien allein im Juli 2021 rund 40.000 Mi gran t:in nen innerhalb 
von zwei Wochen ab.

Die UN schätzt, dass Ende 2024 rund 23 Millionen Vertriebe-
nen am Horn von Afrika leben werden. Lange führte die wich-
tigste Fluchtroute von hier über Sudan und Libyen. Doch ab 2015 
machte die EU mittels des so genannten Khartoum-Prozesses, 
Sudan zum Partner der Migrationskontrolle. Sie schickte Aus-
rüstung und viele Millionen Euro nach Khartoum, bildete Trup-
pen aus. Sudanesische Milizen stoppen seither Flüchtlinge auf 
dem Weg nach Europa. So wurde die Route über das Rote Meer 
wichtiger.

Ein klassisches Muster: „Wenn die Rückführungspolitik ver-
schärft und die Routen geschlossen werden, weichen die Mig-
ranten auf weniger direkte und dafür riskantere Wege aus“, sagt 
Marie Walter-Franke von der Deutschen Gesellschaft für Auswär-
tige Politik. Kriminelle Schlepper machen ein tödliches Geschäft. 
Die Zahlen senke das gleichwohl nicht. „Die Vorstellung, dass die 
Migration kontrolliert werden kann, ist ein Hirngespinst“, sagt 
Walter-Franke.

Lang‘at,WHO Regional Coordinator for Somalia. Malnutrition 
is rampant, and the WHO is battling cholera, measles and ma-
laria in the region‘s overcrowded refugee camps. There is little 
hope for the situation to improve.

Many of the young people and children who make their way 
to Yemen do not know of the war there, of the dangers. There 
have repeatedly been reports of deadly shots fired at migrants 
from the Gulf of Aden by the Yemeni army.

17-year-old Miriam Baati from Ethiopia returned from Yemen 
after finding out about the war raging in the country. Baati had 
left Ethiopia in the hope of getting to Europe. “I had no idea that 
there was a war in Yemen,“ she says. “If I had known, I would 
have taken a different route.“ The journey to Yemen was “dan-
gerous right from the start“, she says. “I was lucky to return alive. 
I won‘t be going back.“

People like Musbahi and Baati find an IOM drop-in center in 
the city of Tog-Wajalle, on the border between Ethiopia and So-
malia. “Before I started working here at the center, I had no idea 
how much suffering there can be,“ says Yurub Abdulahi, an em-
ployee at the center. “I think I have seen the worst happen to the 
most vulnerable people. I have seen sexually abused and raped 
children die in the hands of their mothers. They suffer so much, 
and yet so many of them keep coming back,“ says Abdulahi.

From 2021 to 2022, the number of migrants on the route dou-
bled. Saudi Arabia‘s strict deportation policy does nothing to 
change this. Based on a re-admission agreement with the govern-
ment in Addis Ababa, Saudi Arabia deported around 40,000 mi-
grants within two weeks in July 2021 alone.

The UN estimates that around 23 million displaced people 
will be living in the Horn of Africa by the end of 2024. For a long 
time, the main migration route from here was via Sudan and Li-
bya. But from 2015, the EU made Sudan a partner in migration 
control through the so-called Khartoum Process. It sent equip-

ment and many millions of euros to Khartoum and trained tro-
ops. Since then, Sudanese militias have been stopping refugees 
on their way to Europe. This has made the route across the Red 
Sea more important.

A classic pattern: “When the repatriation policy is strictly 
enforced and routes become impossible, migrants switch to less 
direct and more risky routes,“ says Marie Walter-Franke from the 
German Council on Foreign Relations. Criminal smugglers are 
living off a deadly business. However, this does not reduce the 
numbers. “The idea that migration can be controlled is a fan-
tasy,“ says Walter-Franke.

“I decided to turn around 
after burying three of my 
companions in the desert“

21 m stayed in Africa

lived in Europe

people in Germany 
had an African origin

11 m
1,1 m1,1 m

Of these

Of these
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Im Februar 2023 meldete Kameruns Nachbarstaat Äquatori-
alguinea den ersten Ausbruch des Marburg-Virus seiner Ge-

schichte. Es handelt sich um einen dem Ebola-Virus ähnlichen, 
hochinfektiösen Erreger, der ein tödliches Fieber hervorruft. 
Die Nachricht versetzte Kamerun in höchste Alarmbereitschaft, 
denn viele Menschen passieren die Grenze der beiden Länder. 
Kamerun aktivierte sein Nationales Zentrum für die Koordinie-
rung von Notfällen im Gesundheitswesen (PHEOCC). Innerhalb 
von 24 Stunden konnte das Land zwei interdisziplinäre Krisen-
reaktionsteams in sein südliches Grenzgebiet entsenden.

Dass dies möglich war, ist vor allem dem US Center for Di-
sease Control and Prevention zu verdanken, das beim Aufbau 
des öffentlichen Gesundheitsektors in Kamerun geholfen hat. 
Es hatte Kamerun bei der Ausbildung von Seuchenbekämpfern 
und bei der Entwicklung von Krankheitsüberwachungssyste-
men geholfen, um Ausbrüche besser erkennen und verfolgen 
zu können. Auch die Defense Threat Reduction Agency hat die 
Einrichtung des kamerunischen PHEOCC finanziell und tech-
nisch unterstützt.

Schon seit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu 
Kamerun im Jahr 1960 haben die USA Kamerun im Gesund-
heitssektor Hilfe geleistet: Mit dem „President‘s Emergency 
Plan for AIDS Relief“, der „Global Health Security Agenda“, der 
„President´s Malaria Initiative“ und weiteren Programmem. Die 
USA waren dabei indes nicht allein.

Das zentralafrikanische Land mit rund 27 Millionen Ein woh-
ne r:in nen hat nach Angaben der WHO eine hohe Belastung so-
wohl durch übertragbare als auch durch nicht übertragbare 
Krankheiten. Erstere, insbesondere Malaria, waren 2019 für 38 
Prozent der Todesfälle im Land verantwortlich.

Angesichts der steigenden Krankheitslast, sowohl was das Aus-
maß als auch die Komplexität betrifft, ist das kamerunische Ge-
sundheitssystem seit der Unabhängigkeit Kameruns vor 63 Jah-
ren auf ausländische Hilfe angewiesen.Traditionell waren die Ex-
Kolonialmächte Deutschland, Frankreich und Großbritannien 
hierbei die wichtigsten ausländischen Akteure. Das hat sich mit 
dem Auftreten anderer Mächte wie Italien, Russland, Indien, der 
Türkei, den USA und China verändert.

Die USA und andere ausländische Länder versuchen sich seit 
jeher in einer Art Soft-Power-Wettstreit als altruistische Akteure 
im Gesundheitsbereich in Kamerun zu positionieren. Auf die-
sen Zug ist nun auch China aufgesprungen – und hat sein En-
gagement im Gesundheitswesen des Landes in den letzten zwei 
Jahrzehnten vervielfacht.

Neben der Verbreitung der Traditionellen Chinesischen Me-
dizin in Kamerun hat sich China auch als Partner bei der Bewäl-
tigung anderer Herausforderungen im Gesundheitswesen prä-
sentiert. Mehr als eine Million Ka me ru ne r:in nen wurden bis 
heute in vier großen chinesischen Krankenhäusern im Land be-
handelt. Fast 1.000 chinesische Gesundheits-Fachkräfte wurden 
im Rahmen verschiedener Missionen nach Kamerun entsandt.

Die Chinesen haben wichtige medizinische Infrastrukturen 
finanziert und gebaut, etwa die Krankenhäuser für Gynäkologie, 
Geburtshilfe und Pädiatrie in Douala und Yaoundé. Sie gaben 
ihr Wissen über Akupunktur und chinesische Heilkunst weiter, 
lieferten billige pharmazeutische Produkte, bildeten kameruni-

In February 2023, Cameroon’s next-door neighbour Equatorial 
Guinea announced its first ever outbreak of the Marburg vi-

rus, a highly infectious and fatal hemorrhagic fever, similar to 
Ebola. The news put Cameroon on high alert, as many people 
cross the border between the two countries. Cameroon imme-
diately activated its National Public Health Emergency Opera-
tions Coordination Center (PHEOCC).

This was made possible largely thanks to the US Center for 
Disease Control and Prevention (CDC), which helped to set up 
the public health sector in Cameroon. Another US agency, the 
Defense Threat Reduction Agency, provided financial and tech-
nical support for the establishment of the PHEOCC. Within 24 
hours, Cameroon was able to deploy two interdisciplinary ra-
pid response teams to its southern border area. The CDC has 
assisted in training qualified disease fighters in Cameroon as 
well as developing disease surveillance systems to detect and 
track outbreaks.

Since establishing diplomatic relations with Cameroon in 
1960, the US government has been giving health assistance to 
Cameroon: With the President’s Emergency Plan for AIDS Relief, 
the Global Health Security Agenda, the President’s Malaria In-
itiative and other global health programs. But not only the US 
are intervening in Cameroon’s health sector.

According to the World Health Organization, Cameroon, a cen-
tral African country of 27.2 million people (2021), has a high bur-
den of communicable and non-communicable diseases (NCDs). 
In 2019, communicable diseases, notably malaria, accounted for 
38% of deaths in the country.

Despite the rising burden of diseases, both in scale and com-
plexity, the development of the country’s health system has re-
lied on foreign assistance and aid since Cameroon gained inde-
pendence 63 years ago.

Traditionally, Germany, France and Britain, the former co-
lonial powers, were the major foreign players in Cameroon’s 
healthcare system, but the dynamics have changed with the 
emergence of other powers like Italy, Russia, India, Turkey, the 
US and China.

The USA and other foreign countries have always tried to po-
sition themselves as altruistic agents in the health sector in Ca-
meroon in a kind of “soft power“ competition. China has now also 
jumped on this bandwagon – and has multiplied its involvement 
in the country‘s healthcare system over the last two decades.

Besides promoting Traditional Chinese Medicine in Ca-
meroon, China has been portraying itself as a natural partner 
when it comes to addressing Cameroon’s healthcare challen-
ges. More than 1 million Cameroonians have been treated in 
four major Chinese hospitals in Cameroon. Nearly 1,000 Chi-
nese healthcare personnel have also been in Cameroon on dif-
ferent medical missions.

The Chinese have also funded and built important medical 
infrastructure, such as the gynecology, obstetrics and pediatrics 
hospitals in Douala and Yaoundé. They passed on their know-
ledge of acupuncture and Chinese medicine, supplied cheap 
pharmaceutical products to Cameroon or making cash dona-
tions for health interventions, trained Cameroonian medical 
students in China and donated important medical equipment.
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„Die Chinesen haben  
wichtige medizinische  
Infrastrukturen im Land 
finanziert und gebaut“

“The Chinese have financed 
and built important  
medical infrastructures 
in the country“

In Kamerun ist der Gesundheitssektor ein 
wichtiges Feld des diplomatischen 
Wettbewerbs zahlreicher Länder geworden

In Cameroon, the health sector has become 
an important area of diplomatic competition 
for many countries



sche Me di zin stu den t:in nen in China aus und spendeten wich-
tige medizinische Geräte.

„Pekings Gesundheitsdiplomatie hat sich nicht über Nacht 
entwickelt“, sagt der Forscher Moritz Rudolf vom Paul Tsai China 
Center der Yale Law School in den USA. „Durch die Entsendung 
medizinischer Teams pflegen die chinesischen Provinzen seit 
Jahrzehnten enge Beziehungen zu anderen Ländern.“

Im Ringen um politischen Einfluss versucht die EU ihrerseits, 
sich in Kamerun und Afrika neu zu positionieren. Helfen soll 
dabei das Flaggschiff ihrer Außenpolitik, der Infrastrukturent-
wicklungsplan „Global Gateway“. Eine von dessen „strategischen 
Prioritäten“: Miliarden von Euro für den Aufbau von Gesund-
heitskapazitäten in der ganzen Welt zu mobilisieren, um Krank-
heiten wie Covid-19, Malaria, Gelbfieber, Tuberkulose oder HIV/
AIDS zu bekämpfen.

Die Covid-19-Pandemie brachte eine neue Phase der Diploma-
tie im Gesundheitsbereich: Die EU hat unter dem Label Team-
Europe 28 Millionen Euro zur Covid-Bekämpfung in Kamerun 
mobilisiert. China und chinesische Investoren schickten ihrer-
seits Unmengen von Krankenhauskitteln, chirurgische Masken, 
Handschuhe, Desinfektionsmittel, Nasenabstriche und so weiter 
– mit propagandistischen Aufschriften. Auch andere Länder lie-
ferten Diagnose- und Präventionsmaterialien, Impfstoffe, Geld 
oder teilten technisches Fachwissen.

Tikum Sonia, eine Einwohnerin der Stadt Buea, im Südwes-
ten Kameruns, glaubt, dass diese Rivalität der ausländischen 
Mächte im Gesundheitssektor für die Ka me ru ne r:in nen von Vor-
teil ist. „Je mehr sie miteinander konkurrieren, um zu zeigen, 
dass sie sich um uns kümmern, desto mehr profitieren wir da-
von“, sagte sie, fügte aber hinzu, dass die Regierung dafür sor-
gen muss, dass das Gesundheitssystem des Landes auch ohne 
Hilfe von Außen funktioniert.

Blaise Bebey Abong, ein in Yaounde ansässiger Spezialist für 
Entwicklungszusammenarbeit, verweist darauf, dass medizini-
sche Kooperationen trotz der Krisen im Land – dem Aufstand 
in den englisch-sprachigen Provinzen und die damit verbun-
denen Menschenrechtsverletzungen oder die grassierende Kor-
ruption – weiter auf dem Vormarsch seien, sei es aus dem Os-
ten oder dem Westen.

„Die medizinische Zusammenarbeit in Kamerun ist sehr in-
tensiv,“ sagt Abong. Die USA hätten durch das Engagement ih-
res Vorzeigeprogramms USAID dabei die Führung übernom-
men. Die Franzosen haben die Agence Française de Développe-
ment, die sich der Unterstützung von Gesundheitsprogrammen 
im Land verschrieben hat. Auch die Deutsche GiZ ist an Gesund-
heitsprojekten beteiligt, ebenso die koreanische KOICA, die japa-
nische JAICA und der Europäische Entwicklungsfonds,.

Der Gesundheitsbereich sei ein wichtiges Feld des diploma-
tischen Wettbewerbs geworden, auf dem die G7 und die G20-
Staaten versuchen, ihren meist afrikanischen Partnern – wie 
Kamerun – zu zeigen, dass sie sich für soziale Veränderungen 
und Verbesserungen im Land einsetzen. „Da sie diese Aktivitä-
ten aufgrund politischer und wirtschaftlicher Auseinanderset-
zungen in anderen Bereichen nicht durchführen können, sind 
sie viel eher bereit, die Gesundheitsdiplomatie als einen Ort der 
Einflussnahme zu nutzen, um ihre Schlagkraft und ihr dauer-
haftes Engagement für das Land zu zeigen“, sagt Abong.

Und das schafft Abhängigkeiten: Angesichts des Anteils an den 
Ausgaben für sein Gesudheitswesen, das Kamerun von USAID 
oder anderen Gebern erhält, wird die Regierung kaum größere 
Meinungsverschiedenheiten in der internationalen Politik mit 
den Gebern ausfechten.

As Moritz Rudolf, research scholar and fellow at the Paul Tsai 
China Center at Yale Law School, puts it: “Beijing’s health diplo-
macy did not develop overnight. By sending medical teams, Chi-
nese provinces have been cultivating close relations with indi-
vidual countries for decades.“

In the struggle for political influence, the EU is trying to re-
position itself in Cameroon and Africa by rolling out its flagship 
international infrastructure development plan: Global Gateway. 
Under the plan, strengthening healthcare capacities around the 
world, in order to fight against diseases such as Covid-19, ma-
laria, yellow fever, tuberculosis or HIV/AIDS, has been set as a 
“strategic priority“.

Meanwhile, the outbreak of the Covid-19 pandemic brought 
a new phase of diplomacy to the medical rivalry in Cameroons 
health sector: the EU mobilized 28 million euros under the Team 
Europe label to fight Covid in Cameroon. For their part, China 
and Chinese investors sent plane loads of coronavirus hospital 
gowns, surgical masks, hand gloves, disinfectants, nasal swabs 
and so on – with propagandist slogans. Other countries also sup-
plied diagnostic and prevention materials, vaccines, money and 
shared technical expertise.

According to Tikum Sonia, a low-income earner in Buea, sou-
thwest of Cameroon, the rivalry among foreign powers in the 
health sector works well for Cameroonians. “The more they 
compete to show that they care about us, the more we benefit,“ 
she said, but added that the government must ensure that the 
country‘s health system works without outside help.

Blaise Bebey Abong, a development cooperation specialist 
based in Yaounde, points out that despite the crises in Cameroon 

– the insurgency in the English-speaking provinces and the as-
sociated human rights violations, the sometimes wanton cor-
ruption – medical cooperation is still on the rise, be it from the 
East or West.

“The medical diplomacy landscape in Cameroon is very in-
tense, with the US taking the lead through their flagship pro-
gram USAID. The French also have the Agence Française de Dé-
veloppement, which is dedicated to supporting health programs 
in the country. Germany‘s GIZ is also involved in health projects, 
as are Korea‘s KOICA, Japan‘s JAICA and the European Develop-
ment Fund, says Abong

The health sector has become an important field of diplo-
matic competition in which G7 and G20 countries are trying to 
show their mostly African partners – such as Cameroon – that 
they are committed to social change and improvement in the 
country. “Because they cannot carry out these activities in other 
areas owing to political and economic contentions, they are far 
more willing to use health diplomacy as a field for influence and 
to show their clout and lasting commitment to the country.“

And that creates dependencies: Given the share of its health 
spending that Cameroon receives from USAID or other donors, 
the government is unlikely to have major disagreements on in-
ternational policy with these countries.
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„Trotz der Krisen in Kamerun 
sind medizinische Kooperationen 
weiter auf dem Vormarsch“

“Despite the crises in Cameroon, 
medical cooperations are still 
on the rise“



„Es ist Zeit, die Dinge 
richtigzustellen“
„It‘s time to set things right“

Gabrielle Sokeng 
Senegal

Amadou Lamine Ngom, Künstlername Docta (Wo-
lof für „Arzt“), startete 1988 er zunächst allein als 

Sprayer, 1994 gründete er die Graffiti-Künstlergruppe 
Afrikas, Doxandem Squad. Ngom initiierte 2010 Fes-
tigraff, das internationale Graffiti-Festival Afrikas. 
2015 gründete er Passer‘Elles mit, ein Kulturprojekt für 
Künstlerinnen. Seine Akademie Doxaline Résidence 
bietet afrikanischen Graffiti-Künstler:innen eine tech-
nische Ausbildung. Ngom sieht sich als „Stimme der 
Stimmlosen“, in seinen Werken geht es um politische 
Themen wie Gesundheit, Bildung, Unsicherheit, Mig-
ration sowie die Zukunft Afrikas.

Afrika ist heute einem wachsenden Einfluss globaler Mächte 
unterworfen. Als Künstler versuchen Sie, dagegen eine afrika-
nische Identität zu behaupten. Was für eine Identität ist das?
Docta: Auf unserem Kontinent haben wir viele Dinge zu sagen 
und zu zeigen. Wir leben in einem globalen Dorf mit digitaler 
Technologie. Dinge, die von anderswo kommen, dringen in un-
ser Universum ein. Aber wir passen uns ihnen an, ohne unsere 
Identität aufzugeben. Es ist diese Identität, die uns in der Welt 
einzigartig macht: eine visuelle Identität, eine akustische Iden-
tität, eine Kleidungsidentität, eine Identität der Farben. Sie sind 
leuchtend und sehr präsent. Der globale Einfluss ist da, wir pas-
sen uns ihm an, und bleiben zugleich so, wie wir sind.

Das klingt paradox.
Wenn sich die Welt weiterentwickelt, muss man sich mit ihr wei-

Amadou Lamine Ngom, artist name Docta (Wolof for 
“doctor“), started out alone in 1988 and founded 

Africa‘s first graffiti artists‘ group, Doxandem Squad, 
in 1994. In 2010, Ngom initiated Festigraff, Africa‘s in-
ternational graffiti festival. In 2015, he co-founded Pas-
ser‘Elles, a cultural project for female artists. His aca-
demy Doxaline Résidence offers African graffiti artists 
technical training. Ngom sees himself as the “voice of 
the voiceless“ and his works deal with political issues 
such as health, education, insecurity, migration and 
the future of Africa.

Today, Africa is subject to the growing influence of global po-
wers. As an artist, you are trying to assert an African identity 
against these influences. What kind of identity is that?
On our continent, we have many things to say and show. Be-
cause of digital technology we live in a global village. Things 
that come from elsewhere enter our universe. But we adapt 
to them without giving up our identity. It is this identity that 
makes us unique in the world: a visual identity, an acoustic 
identity, a textile identity, an identity of colors. They are bright 
and very present. There is a global influence, but we adapt to 
it by remaining who we are.

That sounds paradoxical.
As the world evolves, you have to evolve with it, while at the same 
time remaining anchored to what you have. On an artistic level 
we chose from what the world has to offer.
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Docta is one of Africa‘s best-known 
graffiti artists. The continent must 
take responsibility for itself, he says 
– and, above all, defend its own 
identity

Docta ist einer der bekanntesten 
Graffitikünstler Afrikas. Der Kontinent müsse 
Verantwortung für sich selbst übernehmen, 
sagt er – und dazu vor allem seine eigene 
Identität verteidigen



terentwickeln, aber gleichzeitig an dem festhalten, was man hat. 
Wir treffen eine künstlerische Auswahl aus dem, was die Welt 
zu bieten hat.

Wie zeigt sich das in Ihrer Arbeit?
In meinen Wandbildern schreibe ich in Wolof, der Nationalspra-
che Senegals. Meine Werke zeigen Szenen des Lebens, das ich je-
den Tag sehe. Über 90 Prozent aller in meinen Werken darge-
stellten Menschen sind Afrikaner:innen, keine Europäer:innen. 
Als wir während der Covid-Pandemie Wandbilder zur Förderung 
der Prävention schufen, stellten wir keine Eu ro päe r:in nen dar, 
die Masken trugen oder in ihre Hände husteten. Wir haben Se-
ne ga le s:in nen dargestellt, die in traditionelle Kleidung, in Bo-
golans, gekleidet waren.

Ist Graffiti für sie eine Form des politischen Kommentars?
Ja. Meine Straßenkunst erzählt politische oder soziale Geschich-
ten, die mit den Beziehungen Afrikas zu den Weltmächten zu-
sammenhängen.

Was für Beziehungen sind das?
Zum Beispiel das koloniale System, das Afrika arm hält. Unsere 
Brüder setzen sich in Fischerboote, um nach Europa auszuwan-
dern. Normalerweise müssten die Fischer fischen gehen können, 
um Geld für Lebensmittel, Bildung und Kleidung zu verdienen. 
Das koloniale System aber erlaubt es Politikern, Genehmigun-
gen zur Plünderung unserer Fischbestände und anderer natür-
licher Ressourcen an andere zu vergeben. Unsere Graffitis spre-
chen das an. Wir weisen darauf hin, dass junge Afrikaner:innen, 
die nach Europa oder in die USA gehen, zur Wirtschaftsleistung 
dieser Länder beitragen. Sie zahlen dort Steuern, sie stellen ihr 
Wissen für die Entwicklung dieser Länder zur Verfügung. Sie 
sollten als „Expatriates“ betrachtet werden.

Ihre Arbeit wird auch mit Geld der EU finanziert.
Die Europäische Union hat mich nicht finanziert, ich habe für 
sie als Dienstleister im Ausland gearbeitet. Dabei  ändern wir 
nicht unsere Ausrichtung, um Finanzierung zu erhalten. Und 
ihr Geld wird nicht umsonst gegeben. Wir tun etwas und sie fi-
nanzieren es.

How does this reflect in your work?
 In my murals, I write in Wolof, the national language of Sene-
gal. My works show scenes of life that I see every day. Over 90 
percent of all the people depicted in my works are Africans, not 
Europeans. When we made frescoes during the Covid pandemic 
to promote prevention, we did not depict Europeans who were 
wearing masks or coughing into their hands. We depicted Sen-
egalese people dressed in traditional clothing, in bogolans. We 
showed Africans so it could speak to Africans.

Is graffiti a form of political commentary for you?
Yes, my street art tells political or social stories linked to how Af-

rica relates to the power structure in the world.

What kind of relationships are these?
For example the colonial system that keeps Africa poor. Our 
brothers put themselves in canoes to emigrate to Europe. Nor-
mally, fishermen should be go fishing with them, so they can 
earn money for food, education and clothing. But the colonial 
system allows politicians to authorize bandits who plunder our 
fish stocks and other natural resources. Our graffiti address that. 
We point out that young Africans who go to Europe or the USA 
contribute to the economies of these countries. They pay taxes 
there and they make their knowledge available for the develop-
ment of these countries. They should be considered “expatriates“.

You received funding from the EU.
The European Union didn‘t fund me, I worked for them as a ser-
vice provider abroad. We don‘t change direction to get the fun-
ding. Their money is not given for free. We do something and 
they finance it.

Your works are very critical. Have you already encountered 
difficulties when it comes to visa or getting funding?
Yes, it happens to us all the time. If you don‘t agree with certain 

circumstances, people block you without telling you. Some-
times you submit all the necessary documents for fund-

ing or for a visa, but you get a negative response. 
You know that as an activist or artist you will 

be blocked because of the ideas you repre-
sent. We are constantly living with that.

How do you deal with it?
We use new technologies so peo-

ple can‘t stop us from express-
ing ourselves. We create per-

manent work, even if it is 
a mural that can be de-

stroyed. We make videos 
and upload them to our 

online platform, to im-
mortalize ourselves 
digitally. If it is cen-
sored, it doesn‘t mat-
ter. Our message 
still gets through.

An important part 
of their message is 
the role that Africa 
should play in the 
world. What role 
should that be?

“Africa needs to find itself 
and free itself from this co-
lonial system“
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Amadou Lamine Ngom, 
genannt „Docta“

Foto: Christian Goupi/imago



Ihre Werke sind sehr kritisch. Hat das schon dazu geführt, 
dass Sie Schwierigkeiten hatten, Fördermittel oder Visa 
zu bekommen?
Ja, das passiert uns dauernd. Wenn man mit be-
stimmten Dingen nicht einverstanden ist, blo-
ckieren die Leute einen, ohne es einem zu sa-
gen. Manchmal reicht man alle nötigen Un-
terlagen für eine Finanzierung oder ein 
Visum ein, aber man erhält eine Ableh-
nung. Man weiß, dass man als Akti-
vist oder Künstler wegen der Ideen, 
die man vertritt, blockiert wird. Dem 
sind wir ständig ausgesetzt.

Wie gehen Sie damit um?
Wir nutzen neue Technologien. So 
kann man uns nicht davon abhal-
ten, uns auszudrücken. Wir schaf-
fen dauerhafte eigene Werke, auch 
wenn es sich um Wandbilder han-
delt, die zerstört werden können. 
Wir machen Videos und laden sie 
auf unseren Plattformen im Netz 
hoch. Selbst wenn das Werk also ge-
löscht oder zugemauert wird, exis-
tiert es im Netz weiter. Unsere Botschaft 
kommt trotzdem an.

Ein wichtiger Teil ihrer Botschaft ist die 
Rolle, die Afrika in der Welt spielen soll. Wel-
che Rolle sollte das sein?
Afrika muss sich selbst finden und sich von dem ko-
lonialen System befreien, das uns 300 Jahre lang un-
terdrückt hat. Die jungen Menschen in Afrika brauchen die 
Freiheit, sich zu entwickeln. Wir sind gegen alle Länder, die kom-
men, um uns auszuplündern. Afrika kann Einfluss auf den Rest 
der Welt ausüben. Es ist an der Zeit, dass die Afrikaner ihre Ver-
antwortung wahrnehmen. Und das hat bereits begonnen. Sehen 
Sie sich an, was in Mali, Burkina Faso, Niger und Ruanda passiert.

Unterstützen Sie die Militärputsche dort?
Es ist keine Unterstützung für Staatsstreiche, sondern eine Un-
terstützung für den Willen des Volkes, die Führer, die Handlan-
ger des Kolonialsystems sind, aus dem Amt zu entfernen. Das 
Militärregime will niemand. Aber wenn es die richtige Lösung 
ist, dann nehmen wir sie. Wenn die Politiker dieses koloniale Sys-
tem beibehalten wollen, ist es in Ordnung, dass wir sie austau-
schen. Afrika hat das Recht, frei zu sein. Wir sind 54 Staaten mit 
je eigener Intelligenz und Würde. Ihre Bevölkerungen müssen 
sich behaupten, indem sie Verantwortung übernehmen. Es ist 
an der Zeit, sich von den kolonialen Systemen zu befreien, die 
so schwer auf uns lasten. Unsere Führer müssen die Wahl ha-
ben, und die europäischen Länder müssen uns als Partner se-
hen. Sie müssen aufhören, unsere Ressourcen zu plündern. Af-
rika muss seinen Platz auf der Weltbühne finden, indem es sich 
die Macht verschafft, zu verhandeln.

Wie soll Afrika die Macht erlangen, die sie sich wünschen?
Die meisten Länder, die sich als entwickelt bezeichnen, verfü-
gen über Ressourcen, die von uns stammen. Afrika ist heute da-
bei, sich selbst wiederzufinden. Seine Söhne und Töchter ma-
chen sich in vielen Bereichen der Welt einen Namen. Wir müs-
sen diese Dynamik unterstützen und vorantreiben. Es ist an der 
Zeit, die Dinge richtigzustellen.

Africa needs to find itself and free itself from this colonial sys-
tem that has held us down for 300 years. Young people in Africa 
need the freedom to develop. We are and will remain against all 
countries that come to plunder us. It is time for Africans to take 
their responsibility. And this has already begun. Look at what is 
happening in Mali, Burkina Faso, Niger and Rwanda.

Do You support the coups in these countries?
This is not support for coups but support for the will of the peo-
ple to remove leaders who are the servants of the colonial sys-
tem. Nobody wants military rule. But if it‘s the right solution, 
we‘ll take it. Burkina Faso, like Mali and Niger, needs to develop. 
If that means military rule, why not? If the politicians want to 
keep this colonial system, it‘s normal that we change them. Af-
rica has the right to be free. We are 54 states, each with its own 
intelligence and dignity. Their populations must assert themsel-
ves by taking responsibility. It is time to free ourselves from the 
colonial systems that weigh so heavily on us. Our leaders must 
have a choice and European countries must see us as partners. 
They must stop plundering our resources. Africa must find its 
place on the world stage by giving itself the power to negotiate.

How is Africa supposed to gain this power?
Most countries that call themselves developed have resources 
that come from us. Today, Africa is in the process of finding it-
self again. Its sons and daughters are making a name for them-
selves in many areas of the world. We need to support and drive 
this momentum. It is time to put things right.

„Afrika muss sich selbst finden und 
von dem kolonialen System befreien“
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„Wir haben eine 
eigene visuelle 

Identität“ 
Foto: Doxandem squad/Nom‘art studio
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